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Editorial

Liebe Lesende,
Weltweit nehmen autoritäre Tendenzen zu und demo-
kratische Systeme geraten unter Druck. Während sich 
die sog. westliche Welt vielfach als Bastion von Demokra-
tie und Menschenrechten versteht, nimmt auch hier die 
Zahl derjenigen Länder zu, in denen sich autoritäre Herr-
schafts- und Regierungsformen durchsetzen und die Be-
völkerung ihrer demokratischen Rechte beraubt wird. 
In Indonesien und Timor-Leste regt sich derweil Wi-
derstand gegen den Abbau errungener demokratischer 
Rechte und Prinzipien. Pro-demokratische zivilgesell-
schaftliche Kräfte und ihre Verbündeten kämpfen um die 
substantielle Verwirklichung ihrer Demokratien.  
Timor-Lestes junge Demokratie ringt mit regierungsin-
ternen Machtkämpfen, und instabile Institutionen stellen 
ein Hindernis für den Aufbau einer widerstandsfähi-
gen und repräsentativen Demokratie dar. Hierarchische 
Gesellschaftsentwürfe, die das Doppelerbe der portu-
giesischen Kolonialherrschaft und der indonesischen 
Besatzung (1975-1999) im Gepäck tragen, erschweren es 
überdies vor allem Frauen und jungen Menschen, ihr de-
mokratisches Potenzial zu realisieren.
Während sich bisher noch jede indonesische Regierung 
der Aufarbeitung vergangener Menschenrechtsvergehen 
verweigert hat, ringen die Opfer und Überlebenden der 
in der indonesischen Besatzungszeit verübten Gräuelta-
ten weiterhin um Anerkennung und Wiedergutmachung. 
Insbesondere weibliche Überlebende, darunter solche, 
die sexualisierte politische Gewalt erfahren haben, sind 
bis heute mit vielschichtigen Formen von Diskriminie-
rung konfrontiert.
Indonesiens Demokratie, die 1998 nach mehr als dreißig 
Jahren Diktatur ihren Auftakt fand, erlebt unter der am-
tierenden Regierung Joko „Jokowi“ Widodos dramatische 
Rückschritte. Gegen jede zivilgesellschaftliche Regung 
hält Jokowi auch in seiner zweiten Amtszeit (2019-2024) 

am Primat der Wirtschaft und seiner Vision von Indonesia 
Maju (etwa: Vorwärts Indonesien) fest. Mehr und mehr 
zentrale Errungenschaften der Reformasi werden über 
Bord geworfen und pro-demokratische Akteur:innen im-
mer weiter an den Rand gedrängt. Zwei Jahre nach seinem 
erneuten Amtsantritt hat Jokowis Regierung bürgerliche 
Freiheitsgarantien und demokratische Kontrollmecha-
nismen weiter abgebaut sowie die Rahmenbedingungen 
für freie und faire Wahlen geschwächt. Das Militär und 
der Sicherheitsapparat konnten ihren politischen und 
zivilen Einfluss wieder ausbauen. Auch die Repression 
gegen die Unabhängigkeitsbefürworter:innen Westpauas 
haben eine neue Eskalationsstufe erreicht.
Die zivilgesellschaftlichen Hoffnungen auf einen ech-
ten Wandel, als dessen Lichtgestalt Jokowi einst galt, 
schrumpfen damit stetig.

Lebendige Zivilgesellschaften
Doch entgegen aller Widerstände existiert in beiden Län-
dern eine lebendige und kritische Zivilgesellschaft. Und: 
In beiden Ländern steht die Bevölkerungsmehrheit hin-
ter einer demokratischen Regierungsform. Ihre Möglich-
keiten, an den entsprechenden Aushandlungsprozessen 
teilzunehmen und Regierungspolitiken zu beeinflussen, 
indessen fallen besonders in Indonesien weit hinter ihre 
Erwartungen und die gemachten Versprechen zurück.
Dennoch weigern sich viele Menschen – Menschenrechts- 
und Demokratieverteidiger:innen, Journalist:innen, Wis-
senschaftler:innen, indigene Interessenvertreter:innen, 
Feminist:innen und LGBTIQ+ u.v.a. –, autoritäre Politiken 
einfach hinzunehmen, seien sie auf der Regierungsebene 
wirkmächtig oder gesellschaftlich verankert. Sie wider-
setzen und organisieren sich, liefern kritische Analysen, 
schmieden transnationale oder interessenübergreifende 
Allianzen und entwickeln auch auf der gesellschaftli-
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chen Ebene wirkende Gegenprogramme. Dazu gehören 
neue Formen der Selbstorganisation von Arbeiter:innen, 
genauso wie Initiativen junger Menschenrechtsvertei-
diger:innen und Aktivist:innen, verkrustete autoritäre 
Strukturen aufzubrechen und eigene Wege in der Auf-
arbeitung begangener und der Verhinderung künftiger 
Menschenrechtsvergehen zu beschreiten.

In diesem Heft spiegelt sich eine Vielzahl dieser pro- 
demokratischen zivilgesellschaftlichen Positionen und 
Ansätze. Darin begegnen sich politikwissenschaftliche 
und aktivistische Perspektiven. Dass sich ein beträchtli-
cher Anteil der Beiträge mit Militarisierung und dem Ein-
fluss von Oligarchien und Eliten auseinandersetzt, ist kein 
Zufall. Sind dies doch die Kernstücke der zunehmend 
autoritären Regierungsführung in Indonesien, die sich in 
so unterschiedlichen Arenen wie Umweltschutz, Verfas-
sungsfragen und dem Management der COVID-19-Krise, 
legislativen Prozessen oder dem Umgang mit den Unab-
hängigkeitsbestrebungen Westpapuas ausspielen. 

Was tun?
Angesichts der Herausforderungen für Demokratien und 
deren Verteidiger:innen weltweit und den globalen wirt-
schaftlichen und sozialen Verwerfungen – nicht zuletzt 

durch die Klimakrise und aggressive Akkumulationsre-
gime – bedarf es einer verantwortungsvollen internatio-
nalen Politikgestaltung. Möglichkeiten, auf eine Stärkung 
beider Demokratien hinzuwirken und positive Ansätze 
zu unterstützen, gibt es genug.
Indonesien wird 2022 den Vorsitz der G20 übernehmen, 
die Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und 
Schwellenländer. Seit Januar 2020 ist das Land für drei 
Jahre im UN-Menschenrechtsrat vertreten. Es ist einer 
der wichtigsten Wirtschafts- und Handelspartner und 
der größte bilaterale Entwicklungspartner Deutschlands. 
In den 2020 verabschiedeten Leitlinien zum Indo-Pazifik1 
identifiziert die Bundesregierung Indonesien als einen 
von fünf strategischen Partnern in der Region. Sicher-
heitspolitische Zusammenarbeit und der Ausbau der 
Wirtschaftsbeziehungen, zu der auch neue Freihandels-
abkommen mit der EU gehören, stehen im Mittelpunkt.
Timor-Leste gilt der EU als Partnerland in der Wirt-
schafts- und Entwicklungspolitik. Die EU, nach Aust-
ralien der zweitgrößte Geber von Entwicklungshilfe in 
Timor-Leste, hat sich verpflichtet, den strategischen Ent-
wicklungsplan 2011-2030 von Timor-Leste zu unterstüt-
zen, der darauf abzielt, auf der Grundlage eines raschen, 
integrativen Wachstums Timor-Leste bis 2030 in ein Land 
mit mittlerem Einkommen zu verwandeln.
Vor diesem Hintergrund stünde es der Bundesregierung 
wie auch Wirtschaftsvertreter:innen und ihren europäi-
schen Pendants dieser multi- oder bilateralen Partner-
schaften gut, den globalen Niederschlag des (interessen)
politischen Handelns für die Bevölkerungen „anderswo“ 
in die Rechnung des eigenen Demokratieverständnisses 
aufzunehmen.
Wir wünschen allen Leser:innen eine informative und 
interessante Lektüre.

Watch Indonesia!

1 https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2380500/33f978a9d4f51194 
2c241eb4602086c1/200901-indo-pazifik-leitlinien--1--data.pdf
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In den Jahren der Präsidentschaften von Joko Widodo 
(2014 bis heute) ist eine zunehmende Einschränkung der 
Meinungsfreiheit zu beobachten; gleichzeitig wurden 
demokratische Institutionen und Organe der Rechtspre-
chung geschwächt und gekapert.
Neuerlich richtete sich diese Entwicklung gegen die 
Kommission für Korruptionsbekämpfung (Komisi Pembe-
rantasan Korupsi, KPK) – das prominenteste Symbol für 
die Errungenschaften der Reformasi von 1998 und ihrer 
Folgejahre. Die Schwächung der KPK erfolgte zugunsten 
der Interessen von Allianzen zwischen Wirtschaft, Poli-
tik und Bürokratie, die das Rückgrat einer das staatliche 
Leben bestimmenden Oligarchie bilden. 
Etliche Studien werten diese Entwicklungen als Indikato-
ren für eine Regression des Demokratisierungsprozesses, 
im Anschluss an eine 2010 einsetzende Phase der Stag-
nation (Warburton & Aspinall, 2019; Mietzner, 2018; Po-
wer & Warburton, 2010; Fossati, Muhtadi & Warburton, 
2021). Diese Studien orientieren sich an den Vorstellun-
gen eines liberalen Pluralismus und nennen als Ursachen 
der Regression zum einen die zunehmende Abkehr der 
politischen Elite von den Zielen der Reformasi und zum 
anderen die sich vertiefende gesellschaftliche Polarisie-
rung infolge der Bedrohung durch den islamischen Po-
pulismus. 
Unserer Auffassung nach ist das Argument der demo-
kratischen Regression im Hinblick auf die Verhältnisse 
in Indonesien problematisch, da es vom Paradigma der 
‚Transition zur Demokratie‘ und damit von der Annahme 
ausgeht, dass der Demokratisierungsprozess bereits zu-
vor eine Konsolidierung hin zum liberalen Modell erfah-

ren habe. Stütze der indonesischen Demokratie ist diesem 
Paradigma zufolge die Resilienz der Zivilgesellschaft 
als Gegengewicht zu den antidemokratischen Kräften 
(Mietzner, 2021). Jokowis Sieg bei den Präsidentschafts-
wahlen 2014 gilt den Vertreter:innen dieses Paradigmas 
einerseits als Beweis für die Stärke der die Demokratie 
stützenden Zivilgesellschaft und andererseits für die 
Schwäche der Oligarchie (Mietzner, 2015; Aspinall & 
Mietzner, 2014). Problematisch an dieser Auffassung ist, 
dass die Oligarchie nicht immer im Widerspruch zur De-
mokratie stehen muss; oligarchische und demokratische 
Strukturen können sich auch gegenseitig stützen, so im 
Modell der illiberalen Demokratie. 
Die vom liberalen Pluralismus geprägten Einschätzun-
gen üben nur begrenzt Kritik an der indonesischen De-
mokratie und sind tendenziell irreführend, da sie dazu 
neigen, die grundlegenderen politisch-ökonomischen 
Strukturen auszublenden. Sie verschließen die Augen 
vor der illiberalen Natur der Demokratie in Indonesien 
und erklären die Entwicklungen, die von den liberal-plu-
ralistischen Erwartungen abweichen, lediglich aus dem 
Verhalten bestimmter politischer Akteur:innen – ein 
durchaus naheliegender Blickwinkel, da die indonesi-
sche Politik oftmals stark von hektischen wahlpolitischen 
Auseinandersetzungen geprägt ist. Tatsächlich aber han-
deln die Akteur:innen im Rahmen einer politisch-öko-
nomischen Machtkonstellation, die sich, verglichen mit 
der Phase des autoritären Herrschaftssystems, auf einer 
grundlegenden Ebene kaum verändert hat. Die neuen In-
stitutionen des Rechtssystems und der Demokratie sind 
keine Garanten für einen umfassenden Schutz und die 

Die Rolle der Oligarchie in der Schwächung der Kommission 
für Korruptionsbekämpfung
von Abdil Mughis Mudhoffir und Vedi R. Hadiz

Die Schwächung der Anti-Korruptionsbehörde veranschaulicht das Scheitern der Reformasi, die im Sinne einer demokratischen Wende 
auf die Schaffung neuer Institutionen und politischer Richtlinen ausgerichtet war. Die neuen Institutionen waren jedoch nicht in der 
Lage, die Macht der Oligarchie einzuschränken; vielmehr erwiesen sie sich als anfällig gegenüber ihrer missbräuchlichen Nutzung 
durch oligarchische Interessen. 
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volle Wahrung der sozio-ökonomischen Rechte der Bür-
ger:innen, weil diese Institutionen von den Interessen der 
Oligarchie dominiert und nach ihren Bedürfnissen aus-
gestaltet werden. Gerade in den letzten Jahren vollzieht 
sich die Kaperung dieser Institutionen durch die Oligar-
chie für ihre eigenen Belange, d.h. die Anhäufung von 
Reichtum und Macht, immer unverhohlener. 

Die Oligarchie als Organisationsform politisch-
ökonomischer Macht
In Anlehnung an Hadiz und Robison (2004) definieren 
wir Oligarchie als eine Organisationsform der Macht, 
bei der die wirtschaftlich und politisch mächtigen Kräfte 
miteinander verschmolzen sind und in dieser Fusion die 
Akkumulation von Reichtum und Autorität wie auch die 
Verteidigung ihrer Machtposition gemeinschaftlich rea-
lisieren. Damit unterscheidet sich unsere Definition zum 
einen von der Jeffrey Winters‘ (2011), der vornehmlich die 
Akteur:innen – superreiche Konglomerate, die auf die 
Politik Einfluss nehmen – in den Blick nimmt, und zum 
anderen vom Verständnis des Begriffs im Anschluss an 
Aristoteles, der mit Oligarchie die Herrschaft weniger 
Reicher bezeichnet. 
Indem wir den Nachdruck auf die Organisationsform der 
politisch-ökonomischen Macht legen, verorten wir den Be-
griff deutlicher in einem strukturellen Rahmen. Für uns 
geht die Dominanz der oligarchischen Organisationsform 
der Macht nicht auf die Fähigkeit der Superreichen zurück, 
die politischen Maßnahmen zu bestimmen; vielmehr rückt 
die Fusion der politisch-ökonomischen Kräfte die Belange 
der Anhäufung von Reichtum und Macht so stark in den 
Vordergrund, dass sie die funktionelle Ausprägung der öf-
fentlichen Institutionen bestimmen. 
Die Verschmelzung von politischer und ökonomischer 
Macht ist auf eine Form der Kapitalakkumulation zu-
rückzuführen, die sehr stark von Zugang zu den und 
Kontrolle über die öffentlichen Institutionen abhängig ist 
wie auch von der Protektion durch den Staat. Diese Form 
der Kapitalakkumulation konsolidierte sich während 
der autoritären Herrschaft Suhartos und ermöglichte die 
Entstehung einer neuen Kapitalistenklasse, vor allem aus 
den Reihen von Indonesier:innen mit chinesischem Hin-

tergrund. Zur Entfaltung kam diese Entwicklung in Re-
aktion auf den Bankrott einiger Staatsunternehmen seit 
dem Ende der 1970er Jahre, die bis dato das Instrument 
zur Anhäufung von Reichtum in den Händen weniger 
gewesen waren. Bei ihrem Bemühen, eine relative Auto-
nomie vom Staat zu erreichen, wie es der neuen Kapi-
talistenklasse in England des 18. Jahrhunderts gelang, 
stellten sich den chinesisch-stämmigen Unternehmer:in-
nen jedoch unüberwindbare Schwierigkeiten entgegen. 
Sie beruhten vor allem auf rassistischer Diskriminierung 
– wie sie sich schon in der niederländischen Kolonialzeit 
als Teil der Teile-und-herrsche-Strategie entwickelt hatte 
und von den sich anschließenden Machthabern immer 
weiter benutzt worden war.
Diese Bedingungen zwangen die chinesisch-stämmige 
Kapitalistenklasse, bei den Machthabern Schutz und Zu-
gang zu Lizenzen und Geschäftsverträgen zu suchen, 
wodurch räuberische geschäftspolitische Allianzen ge-
stärkt wurden und die Kontrolle über öffentliche Institu-
tionen für private Akkumulationszwecke genutzt wurde. 
Auch wenn das politische System demokratisch ge-
worden ist, besteht diese Organisationsform der 
politisch-ökonomischen Macht fort. Die Kontinuität ist 
darauf zurückzuführen, dass während der Jahre, in de-
nen das Demokratisierungsprojekt vorangetrieben wur-
de, der Neoliberalismus – der die Reduktion staatlicher 
Einmischung in wirtschaftliche Aktivitäten fordert – ei-
nen hohen Druck ausüben konnte. Die Demokratisierung 
war eben nicht das Ergebnis des Drucks konsolidierter 
fortschrittlicher gesellschaftlicher Kräfte. Seit den Mas-
sakern an den Kommunist:innen 1965/1966 fehlte es weit-
gehend an progressiven gesellschaftlichen Kräften; die 
Neue Ordnung hatte auf Demobilisierung und soziale 
Kontrolle gesetzt und dabei die Entwicklung einer so-
zialen Basis selbst für liberale oder sozialdemokratische 
politische Traditionen weitgehend behindert. 
Neben der Abhaltung relativ freier und kompetitiver 
allgemeiner Wahlen zeichnet sich die indonesische 
Demokratie letztlich eher durch neue Institutionen als 
durch Konzepte und Strukturen einer substanziellen 
politische Teilhabe aus. Die neuen Institutionen exist-
ieren dabei nicht im luftleeren Raum. Sie funktionieren 
in einem Ökosystem, das von oligarchischen Machtver-
hältnissen dominiert wird, während die progressiven 
gesellschaftspolitischen Kräfte, die erwartungsgemäß 
diese Institutionen stützen sollten, relativ schwach 
sind. Die im Reformprozess gebildeten rechtlichen und 
demokratischen Institutionen sind daher nicht nur unfä-
hig, den Einfluss der Oligarchie einzudämmen, sie wer-
den vielmehr zunehmend zu einem neuen Vehikel, das 
den Belangen der Anhäufung von Reichtum und Macht 
dient. Ein Beispiel ist die Dezentralisierungsreform, die 
in den Regionen zur Entstehung „kleiner Könige“ beit-
rägt, welche sich über die Prinzipien technokratischer 
Regierungsführung hinwegsetzen, die ursprünglich 
mit der Dezentralisierung konzeptionell verbunden 
waren. Auch die Kommission für Korruptionsbekämp-
fung (KPK) ist ein klarer Beleg für diesen Trend: Er zeigt 
sich in ihrem Scheitern im Kampf gegen die chronische 
Korruption und auch in der erfolgreichen Zweckent-
fremdung dieser Institution durch die politisch-wirt-
schaftliche Allianz. 
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Die Schwächung der KPK und das Scheitern der 
Reformasi auf der institutionellen Ebene 
Solange die Herrschaftsorganisation auf der Verschmelzu-
ng der wirtschaftlichen und politischen Kräfte beruht, ist 
Korruption von Natur aus ein wichtiger Bestandteil des 
Prozesses der Akkumulation von Reichtum und Macht. 
Schon vor ihrer Schwächung konnte die KPK der oligar-
chischen Machtorganisation nur wenig entgegensetzen. 
Aufgrund ihrer weitreichenden Abhörbefugnisse war die 
KPK zwar in der Tat bei vielen Operationen erfolgreich, 
mit denen sie Staatsbeamt:innen, Politiker:innen und Ges-
chäftsleute auf frischer Tat festnehmen und hinter Gitter 
bringen konnte. Bei vielen Mega-Korruptionsskandalen, in 
die Akteur:innen aus dem Machtzentrum verwickelt wa-
ren, blieb sie aber untätig, so etwa im Fall der Liquiditäts-
hilfen der Bank Indonesia für in Schwierigkeiten geratene 
Banken (Bantuan Likuiditas Bank Indonesia, BLBI-Skandal) 
oder bei den Staatshilfen zur Rettung der Bank Century. 
Folglich blieb die Korruption endemisch, und die tragen-
den Elemente der oligarchischen Machtorganisation ver-
fügen weiterhin über genügend Handlungsräume. 
Tatsächlich wies die KPK von Beginn an einige grund-
legende Beschränkungen auf, die die Bemühungen zur 
Beseitigung der Korruption behinderten. Ein Beispiel ist 
die Rekrutierung der Mitarbeiter:innen und Ermittler:in-
nen der Kommission vielfach aus den Reihen von Polizei 
und Staatsanwaltschaft – zwei Strafverfolgungsbehörden 
mit einer langen Geschichte der Korruption. Die Befugnis 
zur Besetzung der KPK-Leitungsposition liegt – genauso 
wie im Fall aller anderen Strafverfolgungsbehörden – bei 
Exekutive und Legislative, die beide von oligarchischen 
Interessen dominiert sind. Außerdem ist die KPK seit 
ihrer Gründung im Fall von Angriffen seitens korrupter 
Personen und Kräfte sehr auf den Schutz des Präsident-
en angewiesen. Auch die Rechtsgrundlage, auf der die 
Einrichtung der Anti-Korruptionskommission beruht, ist 
schwach und kann jederzeit für die Belange der präda-
torischen politisch-wirtschaftlichen Allianzen verändert 
werden. Mit anderen Worten: Seit ihrer Gründung war 
und blieb die KPK in ihrer Existenz bedroht. 
Es überrascht nicht, dass die KPK als Institution, aber 
auch ihre Leiter:innen und Ermittler:innen von Beginn 
ihrer Arbeit an vielfachen Angriffen ausgesetzt waren. 
Am massivsten war die Angriffsserie seitens mehrerer 
hochrangiger Polizeibeamt:innen gegen Korruptions-
ermittlungen in polizeilichen Institutionen ab dem Jahr 
2009 – eine Auseinandersetzung, die in der Öffentlich-
keit bald unter der Überschrift „Gecko gegen Krokodil“ 
firmierte. Auch wurde mehrfach versucht, die weitere 
Schwächung der KPK mittels der Überarbeitung ihrer 
gesetzlichen Grundlage zu erreichen. Doch erst in der 
Jokowi-Ära hatten die politisch-wirtschaftlichen Allian-
zen nachhaltig Erfolg und erreichten eine wesentliche 
Schwächung der KPK, die trotz aller Unzulänglichkei-
ten ein wichtiges Symbol der Reformasi geblieben war. 
Dies ist in erster Linie darauf zurückzuführen, dass es 
den politisch-wirtschaftlichen Allianzen im Umfeld der 
Jokowi-Regierung gelungen ist, die zunehmende iden-
titätspolitische Mobilisierung für sich zu nutzen und 
verstärkt zivilgesellschaftliche Elemente zu kooptieren, 
die bereit sind, die Schwächung der KPK zu rechtferti-
gen. Bekanntlich zählte auch der Vorwurf der „Talibanis-

ierung“ der KPK zu den Versuchen, diese Institution zu 
diskreditieren, diesmal, indem viele ihrer Ermittler:in-
nen mit einer gegen die Pancasila gerichteten, islamischen 
Hardliner-Politik in Verbindung gebracht wurden.
Mit anderen Worten: Der Fall der Schwächung der KPK 
veranschaulicht das Scheitern der Reformasi, die bislang 
auf die Schaffung neuer Institutionen und politischer 
Richtlinen ausgerichtet war. Die neuen Institutionen wa-
ren jedoch nicht in der Lage, die Macht der Oligarchie 
einzuschränken; vielmehr erwiesen sie sich als anfällig 
gegenüber ihrer missbräuchlichen Nutzung durch olig-
archische Interessen. 

Zusammenfassung
Die Schwächung der KPK und die Verschlechterung des 
Schutzes der bürgerlichen und politischen Rechte wäh-
rend der letzten Jahre sind Folge der nahezu allgegen-
wärtigen prädatorischen Tendenzen im politischen Feld 
der Demokratie in Indonesien und haben ihren Grund in 
der Dominanz oligarchischer Machtverhältnisse. Ermög-
licht wird die Dominanz der Oligarchie unter anderem 
durch die Schwäche all der fortschrittlichen gesellschaft-
lichen Kräfte, die zur nachhaltigen Herausforderung der 
politisch-wirtschaftlichen Allianzen in der Lage sein 
könnten. Dies bedeutet, dass die Schwächung der KPK 
nicht als ein Phänomen des demokratischen Niedergangs 
anzusehen ist, wie Vertreter:innen des liberalen Plural-
ismus glauben. Vielmehr ist es ein wichtiger Indikator 
dafür, dass wir es in Indonesien mit einer Konstellation 
der gesellschaftspolitischen Kräfte zu tun haben, die im-
mer noch nicht das demokratische Modell unterstützen, 
das dem bekannten und einflussreichen Paradigma des 
Ideals der ‚Transition zur Demokratie‘ zugrunde liegt. 
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„Für die Öffentlichkeit geschlossen.“ © Watch Indonesia!

Seit im März 2020 die ersten COVID-19-Fälle bekannt 
wurden, stiegen die Zahlen in Indonesien immer weiter 
an. Im April 2021 wurde bekannt, dass sich im Land über 
2,5 Millionen Menschen mit der Krankheit infiziert hatten 
und über 70.000 Menschen daran gestorben waren.1 Diese 
Zahlen werden wohl noch weiter steigen, insbesondere, 
nachdem Indonesien am 12. April 2021 einen Rekord ver-
zeichnete: Erstmals innerhalb eines Jahres überstieg die 
Anzahl der täglich positiv gemeldeten Fälle die Grenze 
von 40.000 (Situmorang & Andriyanto, 2021).
Angesichts derart hoher Infektionszahlen erreicht das 
indonesische Gesundheitssystem gerade seinen „Tief-
punkt“: Vor allem auf Java, der bevölkerungsreichsten 
Insel des Landes, waren im Juli und August die Kran-
kenhäuser voll mit COVID-19-Patient:innen, und die 
Sauerstoffvorräte gingen aus. Deshalb waren viele CO-
VID-19-Patient:innen gezwungen, sich zu Hause zu iso-
lieren und selbst zu behandeln – was vielen Menschen 
das Leben kostete (Situmorang & Andriyanto, 2021).
Um diese Krise zu überwinden, hat die indonesische Re-
gierung unter Präsident Joko Widodo (Jokowi) im letzten 
Jahr einen Gesundheitsnotstand ausgerufen, der auf dem 
Gesetz Nr. 6 von 2018 zur Gesundheitsquarantäne beruht. 
Dieser Notstand ermächtigt die Regierung, auch in meh-
reren Provinzen, weitgehende soziale Einschränkungen 
zu verhängen, mit denen sie bestimmte gesellschaftliche 
Aktivitäten verhindern kann – auch solche, die religiöser 
Art sind oder den Bildungsbereich betreffen (Satrio, 2020a).

1 Siehe die offizielle Webseite der indonesischen Regierung zur Covid- 
19-Pandemie: https://covid19.go.id/.

Fatalerweise hat sich diese Politik ein Jahr nach ihrer 
Einführung als ineffektiv herausgestellt. Sie konnte die 
Verbreitung von COVID-19 nicht eindämmen, da die 
Menschen immer noch zu Zielen außerhalb ihrer Region 
reisen durften: Während der Lebaran-Feierlichkeiten am 
12. und 13. Mai 2021 verließen Millionen von Menschen 
ihren Heimatort, um die Tradition von mudik (des Be-
suchs ihrer Verwandten) zu pflegen (Dianti & Ekawati 
(2021),was in den zwei Monaten danach zu einem erheb-
lichen Anstieg der COVID-19-Fälle führte.
Obwohl diese Pandemie die Zerbrechlichkeit des indone-
sischen Gesundheitssystems sichtbar gemacht zu haben 
scheint, kann nicht geleugnet werden, dass sie auch die 
Schwäche des demokratischen Systems im Land aufge-
zeigt hat. Dies betrifft insbesondere die Rolle der legis-
lativen und judikativen Institutionen und ihre Fähigkeit, 
die Regierungsmacht zu kontrollieren.

Die Schwächung der Kontrollmechanismen
Nachdem Indonesien 1998 zur Demokratie wurde, was 
mit einer umfassenden Änderung der Verfassung von 
1945 einherging und als Reformasi bezeichnet wird, wur-
de das Land zunächst als das erfolgreichste Beispiel für 
einen demokratischen Wandel in Südostasien angesehen. 
Dies gilt insbesondere für die Jahre 2004 bis 2014 (Mietz-
ner, 2010). Zweifelsohne kann dieser anfängliche Erfolg 
nicht getrennt werden von der im Zuge der Demokrati-
sierung gestärkten Funktion der Legislative und Judika-
tive, das Regierungsverhalten zu kontrollieren und zu 
verhindern, dass die Exekutive – wie es vor der Reformasi 
der Fall war – zu mächtig wird. 

Wie die Pandemie die Schwäche der konstitutionellen  
Demokratie Indonesiens sichtbar macht
von Abdurrachman Satrio

Die Corona-Pandemie offenbart nicht nur die Zerbrechlichkeit des indonesischen Gesundheitssystems, sondern legt auch die Schwä-
che des demokratischen Systems offen. Das betrifft insbesondere die Kontrollfähigkeit der politischen und juristischen Institutionen 
über die Regierungsmacht.
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Allerdings ist in den letzten Jahren die Tendenz erkenn-
bar, dass Indonesien zu seiner autoritären Tradition 
zurückkehrt – insbesondere, nachdem 2014 Präsident Jo-
kowi an die Macht gekommen ist. Häufig hat er seitdem 
verschiedene juristische und verfassungsrechtliche 
Mechanismen eingesetzt, um die Macht staatlicher 
Institutionen zu schwächen, deren Aufgabe es ist, seine 
Regierung zu kontrollieren (Satrio, 2018). Während der 
Pandemie scheint sich diese Tendenz sogar noch zu 
verstärken. 
Natürlich kann nicht geleugnet werden, dass die Pande-
mie in fast allen Ländern der Welt die Exekutive gestärkt 
hat – insbesondere hinsichtlich der Entscheidungspro-
zesse (Grogan, 2021). Aber in solchen Ländern wie In-
donesien, deren Regierungen bereits vor der Pandemie 
versucht haben, uneingeschränkt durchzuregieren, bie-
tet die Pandemie viele Möglichkeiten, die Staatsmacht 
weiter zu konsolidieren und zu vergrößern (Daly, 2021).
Beispielsweise hat die Jokowi-Regierung anfangs ver-
sucht, die Pandemie durch einen zivilrechtlichen Aus-
nahmezustand zu bekämpfen, der auf der Grundlage der 
Verfassung von 1945 tatsächlich vom Präsidenten unila-
teral ausgerufen werden kann. Dieser Ausnahmezustand 
allerdings kann die Demokratie behindern, da er es der 
Regierung unter anderem nicht nur ermöglicht, die Be-
wegungs- und Redefreiheit einzuschränken, sondern 
auch die Kompetenzen anderer staatlicher Institutionen 
schwächt, die die Regierung überwachen sollen (Satrio, 
2020a). Glücklicherweise wurde diese Vorgehensweise 
aufgrund öffentlichen Drucks bald verworfen – stattdes-
sen wurde der Gesundheitsnotstand ausgerufen.
Auch wenn die Jokowi-Regierung mit ihrem zivilrecht-
lichen Ausnahmezustand keinen Erfolg gehabt hat, 
waren ihre Versuche, die Staatsmacht in ihrer Hand zu 
konzentrieren, damit noch nicht beendet: Kurz nach-
dem Präsident Jokowi den Gesundheitsnotstand erklärt 
hatte, erließ er die Notverordnung Nr. 1/2020, die die 
staatliche Wirtschaftspolitik unter den Bedingungen der 
Coronavirus-Pandemie regelt. Diese Verordnung legt 
fest, dass die Maßnahmen, die die Regierung hinsicht-
lich der Pandemie trifft, von Verwaltungsgerichten nicht 
gekippt werden können. Außerdem verhindert sie, dass 
sich die Regierungsbeamt:innen, die diese Maßnahmen 
umsetzen, vor den Straf- oder Zivilgerichten verantwor-
ten müssen (Satrio, 2020b). Damit macht diese Notver-
ordnung die Regierung gegen die Überwachungsrolle 
der Gerichte fast völlig immun. Und das, obwohl sie ohne 
jede rechtliche Grundlage erlassen wurde, denn der ver-
hängte Gesundheitsnotstand an sich sieht keine Immuni-
tät gegenüber gerichtlicher Kontrolle vor (Satrio, 2020b). 
Darüber hinaus gibt es keinen triftigen Grund dafür, die 
Rolle der Gerichte während der Pandemie derart aus-
zuschalten. Schließlich ist die Justiz – obwohl sie unter 
erschwerten Bedingungen arbeitet – immer noch in der 
Lage, ihre Verfahren über elektronische oder hybride 
Dienste stattfinden zu lassen (Savirani & Sulistiawati, 
2021).
Zusätzlich zur Rolle der Justiz wurde auch diejenige des 
Parlaments (Dewan Perwakilan Rakyat, DPR) hinsichtlich 
ihrer legislativen Funktion geschwächt. Zwar hat Joko-
wi die Legislative bereits vor der Pandemie fast völlig 
gekapert, indem er die Unterstützung einer Dreiviertel-

mehrheit des DPR für sich gewinnen konnte. Aber erst 
während der Pandemie scheint es der Regierung gelun-
gen zu sein, die Ja-Sager:innen im DPR vollständig dazu 
zu bringen, ihre Maßnahmen zu legitimieren. 
So konnte die Regierung gemeinsam mit dem DPR durch 
zweifelhaft demokratische Verfahren einige kontrover-
se Gesetze auf den Weg bringen – wie das Allgemeine 
Gesetz zur Schaffung von Arbeitsplätzen (Omnibusge-
setz), die Revision des Gesetzes über das Verfassungsge-
richt und die Revisionen des Gesetzes zum Abbau von 
Kohle und Mineralien. Sie wurden im Schnellverfahren 
hinter verschlossenen Türen und ohne ausreichende Be-
teiligung der Allgemeinheit durchgedrückt (siehe Ayun 
& und Mudhoffir, 2020; Satrio & Ibrahim, 2021). Und als 
es gegen die Verabschiedung dieser Gesetze öffentliche 
Proteste gab, begründete die Regierung die mangelnde 
Bürger:innenbeteiligung mit der Pandemie (Ayun & und 
Mudhoffir, 2020).
Einige dieser Gesetze beinhalten auch Passagen, die die 
Leistung anderer staatlicher Kontrollorgane minimieren. 
Ein Beispiel dafür ist die Revision des Gesetzes über das 
Indonesische Verfassungsgericht (Mahkamah Konstitu-
si Republik Indonesia, MKRI). Obwohl sie den Eindruck 
macht, sie sei dazu da, die Unabhängigkeit des Verfas-
sungsgerichts zu stärken (Butt, 2020) – da sie den Rich-
ter:innen eine längere Amtszeit ermöglicht –, entspricht 
sie der Absicht der Jokowi-Regierung, das Gericht zu 
schwächen. Dies liegt darin begründet, dass die Regie-
rung vor der Gesetzesänderung – gemeinsam mit ihren 
Unterstützer:innen im DPR – mehrere Verfassungsrich-
ter:innen (wie Enny Nurbaningsih und Arief Hidayat) er-
nannt hat, die der gegenwärtigen Regierung gegenüber 
als loyal gelten (Ridhoi, 2018). Diese Maßnahme stärkt 
also die Position einiger regierungstreuer Richter:innen – 
zumindest bis zum Ende von Jokowis Amtszeit.
Ein weiteres Indiz ist die versuchte Schwächung der 
Anti-Korruptionsbehörde (Komisi Pemberantasan Korupsi, 
KPK) – eine der Strafverfolgungsbehörden, die in der Öf-
fentlichkeit großes Vertrauen genießt. Einige ihrer dienst-
ältesten Angestellten und Ermittler:innen wurden unter 
dem Vorwand entlassen, sie hätten den ‚Ziviltest’, der Teil 
ihres Verbeamtungsprozesses ist, nicht bestanden. Dieser 
Test ist an sich schon sehr umstritten, da er überhaupt 
nichts mit der Arbeitsleistung der KPK-Beamt:innen zu 
tun hat. Vielmehr werden sie darin nach ihren persönli-
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chen Ansichten – beispielsweise zu politischen und religi-
ösen Themen – befragt (Transparency International, 2021).

Die Verletzlichkeit der konstitutionellen Demokratie
Im Angesicht der Bemühungen der derzeitigen Regie-
rung, die Demokratie zu schwächen, zeigen die ge-
schilderten Vorfälle, wie die Pandemie die Fragilität der 
konstitutionellen Demokratie, offenbart.
Noch offensichtlicher wurde dies, als Präsident Jokowis 
Unterstützer:innen vorschlugen, die Verfassung hin-
sichtlich der Begrenzung auf zwei präsidiale Amtszeiten 
dahingend abzuändern, dass es ihm möglich würde, das 
Amt ein drittes Mal einzunehmen. Diese Idee kam auf, 
weil Jokowis Unterstützer:innen glaubten, die pandemie-
bedingte Krise sei leichter zu bewältigen, wenn der Präsi-
dent länger im Amt bliebe (Hendrianto, 2021).
Unabhängig von dieser Begründung widerspricht die-
ser Vorschlag den Hauptanliegen der Reformasi und der 
in ihrem Zuge zwischen 1999 und 2002 vorgenommenen 
demokratischen Gesetzesänderungen. Sie beabsichtigen 
nämlich genau das Gegenteil: die (erneute) Zentralisie-
rung der Präsidialmacht zu verhindern. Überdies ist der 
Vorschlag unverhältnismäßig. Indonesien durchlebt zwar 
momentan eine massive Krise, die nächsten Präsident-
schaftswahlen finden jedoch erst 2024 statt. Damit dürf-
te dem Präsidenten auch vor der Wahl noch ausreichend 
Zeit für die Krisenbewältigung zur Verfügung stehen.
All diese momentanen Bemühungen, die Demokratie zu 
schwächen, zeigen auf bemerkenswerte Weise, dass die 
demokratischen Reformen in Indonesien zwischen 1998 
und Anfang der 2000er keine robuste konstitutionelle 
Demokratie aufbauen konnten. Darauf gab es bereits Hin-
weise, als Indonesien in den Jahren 2004 bis 2014 weithin 
als erfolgreichstes demokratisches Land in Südostasien 
betrachtet wurde. Obwohl das Land in dieser Zeit den 
Übergang zur Demokratie erfolgreich gemeistert zu ha-
ben schien, hing das Funktionieren seiner Demokratie 
hauptsächlich von der Rolle nicht gewählter Institutio-
nen wie der KPK und dem Verfassungsgericht ab, die in 
der Öffentlichkeit weitgehend unumstrittenes Vertrauen 
genossen – insbesondere die KPK. So konstatierte der Po-
litologe Mietzner gar, die Konsolidierung der Demokratie 
habe zu jener Zeit an der Rolle des Verfassungsgerichts 
gehangen, da es mit verfassungsrechtlichen Mitteln viele 
politische Konflikte friedlich und erfolgreich lösen konn-
te (Mietzner, 2010).
In einem idealen demokratischen System sollten politi-
sche Institutionen wie das Präsidialamt und die Legisla-
tive die größten Verteidiger:innen demokratischer Werte 
sein. Schließlich sind sie es, deren Mitglieder direkt von 
der Bevölkerung gewählt werden. Genießen allerdings 
einzelne Strafverfolgungsbehörden, die noch nicht ein-
mal gewählt werden, größeres öffentliches Vertrauen, 
zeigt dies, dass im System der indonesischen Demokra-
tie ein grundsätzliches Problem vorliegt. Die Pandemie 
an sich stellt nicht den Hauptgrund für die Schwächung 
der Demokratie dar. Vielmehr ist sie ein Katalysator für 
bereits bestehende Probleme und bringt diese ans Tages-
licht. 
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European University in Wien mit einem LLM-Abschluss in ver-
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nigen Fachzeitschriften wie dem Vienna Journal on International 
Constitutional Law und dem Australian Journal of Asian Law ver-
öffentlicht.  Darüber hinaus verfasst er Berichte über die Ent-
wicklung des indonesischen Verfassungsrechts in namhaften 
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AIDC Blog.
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Insgesamt herrscht bei ihnen der Eindruck vor, dass sich 
der Raum zur politischen Teilhabe stetig verringert. Im-
mer mehr Menschen geben an, sie hätten Angst, sich offen 
politisch zu engagieren. Die Menschenrechtskommission 
(Komisi Nasional Hak Asasi Manusia, Komnas HAM) etwa 
hat festgestellt, dass ca. 36,2 Prozent der Bürger:innen 
fürchten, in den sozialen Medien Kritik zu üben.2 Eine 
Umfrage durch Indikator Politik, eines der führenden poli-
tischen Meinungsforschungsinstitute, zeigt, dass rund 
79,6 Prozent der Befragten Angst haben, ihre Meinung 
offen zu äußern, und 57,7 Prozent sind der Ansicht, der 
Regierungsapparat gehe mit Menschen, die mit seinen 
Entscheidungen oder Maßnahmen nicht einverstanden 
sind, willkürlich um anstelle entlang geltender Gesetze 
und Regeln.
Einer der Hauptgründe hierfür ist das schwache Demo-
kratieverständnis der Regierung. Politik und Verwaltung 
erachten die politische Teilhabe der Bürger:innen als un-
wichtig. Dies erschwert es der Zivilgesellschaft und den 
Oppositionsparteien, ihre angestammte Rolle zu erfül-
len, die Regierung zu kontrollieren und Regierungshan-
deln kitisch zu begleiten. 
Gleichzeitig führt der Aufstieg von Oligarchien zur 
Schwächung demokratischer Regierungsführung und 
der politischen Teilhabe der Bürger:innen. Einige Stu-
dien verweisen darauf, dass die Oligarchien – die Suhar-
tos Neue Ordnung hinterlassen hat – immer noch eine 
wichtige Rolle spielen und den Elitismus in der indone-

2 https://republika.co.id/berita/qmcp8j409/survei-komnas-ham- 
ungkap-ketakutan-warga-kritik-pemerintah

Obwohl Indonesien vor zwei Jahrzehnten offiziell zur 
Demokratie wurde, berichten einige Beobachter:innen 
von erheblichen Rückschritten: Mehrere aktuelle Studien 
kommen zu dem Ergebnis, die indonesische Demokratie 
zeige ernste Auflösungserscheinungen. Sie bescheinigen 
dem Land einen „demokratischen Rückschlag“ (Hadiz, 
2017), eine „demokratische Regression“ (Aspinall & War-
burton, 2018), einen „demokratischen Niedergang“ (Pow-
er, 2018), eine „autoritäre Wende“ (Power, 2018) oder eine 
„Post-Demokratie“ (Noor, 2020). Bei allen Unterschied-
lichkeiten zeigen diese Untersuchungen, dass Indonesi-
ens Demokratie immer noch Probleme hat und nicht so 
progressiv ist wie erwartet, da sie in erster Linie Eliten 
und Machthaber:innen stützt. Auch die Ergebnisse der 
EIU-Studie1, mit der Länder auf einem Demokratieindex 
eingestuft werden, unterstreichen dies. Dort heißt es, In-
donesien hat sich in den letzten drei Jahren als „defekte 
Demokratie“ positioniert (EIU, 2018, 2019 und 2020). Die 
Freedom-House-Studien, die sich auf politische Rech-
te und bürgerlichen Freiheiten konzentrieren, kommen 
zu einem ähnlichen Schluss, indem sie die Qualität des 
politischen Systems kürzlich auf „teilweise frei“ zurück-
gestuft haben (Freedom House, 2015-2021).
Die Studien sind sich einig: Der Kern einer Demokratie 
liegt in der Qualität der politischen Teilhabe, die aber In 
Indonesien abgenommen hat. Dass diese Teilhabe in In-
donesien rückläufig ist, bestätigen auch die Bürger:innen. 

1 Eine jährliche Studie der Economist Intelligent Unit zur Qualität der 
Demokratie in den Ländern der Welt, die einen quantitativen An-
satz verfolgt. Siehe https://www.eiu.com.

Die indonesische „Elitedemokratie“
Politische Teilhabe und die Neigung zu Oligarchie: Probleme und Lösungsansätze
von Firman Noor

Indonesiens Demokratie unterstützt zunehmend die Interessen der Elite auf Kosten derjenigen der Bürger:innen. Hauptgründe für 
diese Tendenz sind, dass echte politische Teilhabe zurückgedrängt worden ist und die Oligarchien immer mehr politischen Einfluss er-
langt haben. Dies hatte kürzlich einige „elitäre Maßnahmen“ wie das Omnibus-Wirtschaftsgesetz und die Einführung der zusammen-
gelegten Wahlen von 2020 zur Folge. Mögliche Lösungen könnten darin bestehen, den Wohlstand der Menschen, das Wahlsystem, die 
politischen Parteien, die demokratische Kultur und die Rolle der Zivilgesellschaft zu verbessern.

„Straßensperrung aufgrund von Reperaturarbeiten am Land – wir bitten um Entschuldigung!“ © LBH Makassar 
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sischen Politik aufrecht erhalten. Dies wird insbesondere 
bei lokalen Wahlen und der Bildung von Lokalregierun-
gen spürbar, wo sie nicht selten die Wahlkampagnen fi-
nanzieren und in Entscheidungsprozesse involviert sind. 
Studien von Winters (2004; 2014, S. 11-33) sowie Robison 
und Hadiz (2004; 2014, S. 35-56) kommen zu dem Schluss, 
dass Demokratie und Oligarchie in Indonesien erfolg-
reich koexistieren. Einer ähnlichen Stoßrichtung folgend 
kommen auch Ford und Pepinsky (2014) zu dem Schluss, 
dass es der indonesischen Demokratie immer noch nicht 
gelungen sei, die Oligarchien zu beseitigen. Einer der 
Gründe dafür ist, dass die hohen Kosten des Politikbe-
triebs Politiker:innen geradezu dazu drängen, finanziel-
le Unterstützung von Oligarch:innen zu suchen. Laut 
Mahfud MD, dem koordinierenden Minister für Politik, 
Justiz und Sicherheit, pflegen 92 Prozent der regionalen 
Kandidat:innen Beziehungen zu Oligarch:innen.3 Eine 
gemeinsame Studie des Policy Research Network und des 
Lembaga Penyelidikan Ekonomi dan Masyarakat (Institut für 
Wirtschafts- und Sozialforschung) der Universitas Indo-
nesia (UI) fand heraus, dass der Preis für einen Sitz im 
Parlament (Dewan Perwakilan Rakyat, DPR) bereits 2014 
zwischen 1,18 und 4,6 Milliarden Rupiah lag.
Hinzu kommt, dass eine Reihe politischer Parteien, wie 
z.B. Golkar, Gerindra, Nasdem und Perindo von Ge-
schäftsleuten oder Wirtschaftsvertreter:innen geführt 
oder dominiert werden. Auch im Parlament stellen Re-
präsentant:innen der Geschäftswelt die Mehrheit. Dies 
entspricht Winters‘ (2020) Erkenntnis, dass Oligarch:in-
nen ihre Rolle nicht nur hinter den Kulissen spielen, 
sondern auch wichtige Akteur:innen in der politischen 
Entscheidungsfindung sind. Laut Marepus Corner (2020) 
haben 55 Prozent der 318 aktuellen Parlamentsmitglieder 
einen unternehmerischen Hintergrund. Von ihnen sind 
26 Prozent Firmeneigentümer:innen, und 25 Prozent sind 
in einem Unternehmen als Direktor:in oder Vizedirek-
tor:in beschäftigt (siehe Abbildung).

3 https://www.cnnindonesia.com/nasional/20200911163316-32 
-545445/mahfud-md-sebut-92-persen-calon-kepala-daerah-dibiayai 
-cukong. Siehe auch https://news.detik.com/video/200912029/
mahfud-md-sebut-92-calon-kepala-daerah-dibiayai-cukong.

Offensichtlich haben nicht alle Unternehmer:innen oder 
Unternehmen Beziehungen zu Oligarch:innen. Aller-
dings besteht der größte Teil der indonesischen Oligar-
chie aus Menschen, die an Großunternehmen im privaten 
Sektor beteiligt sind. Oligarch:innen, deren Einfluss wäh-
rend der Anfangsphase der Reformasi – als die Mehrheit 
der Parlamentarier:innen und Regierungsvertreter:innen 
dem Suharto-Regime kritisch gegenüberstanden – ge-
schwächt wurde, gewinnen nun wieder an Gewicht und 
Einfluss (Haris, 2004; Robison & Hadiz, 2004; Robison 
& Hadiz, 2014; Ford & Pepinsky, 2014, Rahmawati, 2018; 
Aspinall & Berenschot, 2019; Hidayaturrahman, 2020; 
Marepus Corner, 2020; Winters, 2004; Winters, 2014, S. 11-
33).
Gemeinsam mit der schwachen (oder geschwächten) 
politischen Teilhabe der Bürger:innen führt die zuneh-
mende Rolle von Oligarch:innen im Wahlkampf und 
bei der Parteienfinanzierung tendenziell dazu, dass die 
Gesetzgeber:innen ihr Entscheidungsverhalten an die 
besonderen Interessen ihrer Geldgeber:innen anpassen. 
Zusammengenommen stärkt dies die elitäre Demokratie 
Indonesiens.

Elitäre Politik
Die einschneidendsten und wichtigsten Maßnahmen, die 
die mangelnde Teilhabe der Zivilgesellschaft und einen 
Regierungsstil widerspiegeln, der zunehmend die Inte-
ressen der Eliten bedient, sind das sog. Omnibusgesetz 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie die Zusammen-
legung von lokalen bzw. regionalen Wahlen (Pemilihan ke-
pala daerah, Pilkada Serentak) 2020.4 Natürlich gibt es noch 
weitere elitäre Aktionen, wie die jüngste Schwächung der 
indonesischen Kommission für Korruptionsbekämpfung 
(KPK) und die Verfolgung politischer Aktivist:innen 
unter Umgehung von Rechtsvorschriften. Das 2020 ver-
abschiedete Omnibusgesetz, das in eine Vielzahl von 
Gesetzen eingreift, ist allerdings – sowohl hinsichtlich 
des legislativen Prozesses als auch im Hinblick auf seine 
Folgen – eine der kontroversesten Maßnahmen seit der 
Reformasi. Die Regierung lobt es als politischen Meilen-
stein zur Förderung des Wirtschaftswachstums, der es 
einfacher mache, in Indonesien unternehmerisch tätig zu 
sein.
Arbeitsrechtler:innen, Studierende und Vertreter:innen 
von Nichtregierungsorganisationen – einschließlich der 
Bürger:innenrechtsbewegung – bescheinigen dem Ge-
setz indessen, nicht nur der Umwelt und den demokra-
tischen Errungenschaften Schaden zuzufügen, sondern 
auch Bürger:innen, insbesondere Arbeiter:innen, enorme 
Nachteile zu bringen. Die enthaltenen Maßnahmen stär-
ken die Position großer nationaler Konzerne gegenüber 
kleinen lokalen Unternehmen und der lokalen Landwirt-
schaft und birgt damit das Potenzial, Gewohnheitsrechte 
der lokalen Bevölkerung zu beseitigen. Auch sein Entste-

4 Pilkada Serentak steht für gleichzeitige lokale Wahlen, bei denen 
in mehreren indonesischen Provinzen und Kreisen/Städten Gou-
verneur:innen, Regent:innen und Bürgermeister:innen sowie ihre 
Stellvertreter:innen gewählt werden. Diese Art von Wahlen wurde 
2015, 2017, 2018 und 2020 schrittweise eingeführt und soll 2022, 2023 
und 2027 fortgeführt werden. Nach 2027 sollen die lokalen Wahlen 
in sämtlichen Teilen Indonesiens alle fünf Jahre gleichzeitig statt-
finden. Die Pilkada Serentak 2020 wurde am 9. Dezember 2020 in 
neun Provinzen, 224 Kreisen und 37 Städten abgehalten. 
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hungs- und Verabschiedungsprozess ist umstritten. Ge-
mäß des vorgeschriebenen gesetzgeberischen Verfahrens 
sollte das Gesetz mit so vielen betroffenen Akteur:innen 
wie möglich diskutiert werden. Nach Auskunft von Ar-
beitsrechtler:innen waren allerdings nur begrenzte und 
ausgewählte Akademiker:innen, Unternehmer:innen 
und Berufsgruppen am legislativen Prozess beteiligt. 
Viele relevante Interessengruppen wie Umweltexpert:in-
nen, für das Gewohnheitsrecht zuständige Institutionen, 
Menschenrechtsaktivist:innen und Bildungsorganisatio-
nen blieben ausgeschlossen. Unter normalen Umständen 
benötigt ein neues Regelwerk – insbesondere eins, das 
so viele Bereiche betrifft wie dieses Gesetz – mindestens 
ein Jahr, um den parlamentarischen Prozess zu durch-
laufen. Auf Anordnung des Präsidenten nahm die Ver-
abschiedung des Omnibusgesetzes, das etwa 80 neue 
Verordnungen und 1.200 Artikel umfasst, allerdings le-
diglich 167 Tage5 in Anspruch. Zwei Oppositionsparteien, 
die Gerechtigkeits- und Wohlfahrtspartei (Partai Keadilan 
Sejahtera, PKS) sowie die Demokratische Partei (Partai De-
mokrat, PD) haben dieses Regelwerk abgelehnt.
Insgesamt wird das Gesetz weithin als Ausfluss elitärer 
Politik betrachtet, hinter der hauptsächlich oligarchi-
sche Interessen stehen. Daher kam es bereits vor seiner 
Verabschiedung in vielen Landesteilen zu massiven De-
monstrationen, die vor allem auf Student:innen und Ar-
beitsaktivist:innen zurückgingen. 
Auch die gleichzeitigen lokalen Wahlen fand keinen Rück-
halt in der Bevölkerung. Angesichts der Tatsache, dass 
viele aufgrund der COVID-19-Pandemie in eine schwie-
rige Lage geraten waren, betrachteten die Bürger:innen 
dies nicht als prioritär. Die Ablehnung der Menschen 
gegen die Pilkada Serentak von 2020 war auch von der 
Sorge bestimmt, die Wahl könne aufgrund einer der Pan-
demie geschuldeten geringen Wähler:innenbeteiligung 
an Bedeutung verlieren. Überdies sahen sie die Transpa-
renz der Wahl gefährdet, weil die Beteiligung der Bür-
ger:innen an ihren einzelnen Schritten begrenzt war. 
Gleichzeitig barg die Pilkada Serentak 2020 die Gefahr, 
aufgrund der massenhaften Zusammenkünfte zu einem 
neuen COVID-19-Ansteckungsherd zu werden. Während 
des Wahlkampfs kamen nicht nur viele Menschen zu-
sammen, sondern auch gegen Gesundheitsvorschriften 
wie das korrekte Tragen von Masken wurde verstoßen. 
Während der Regionalwahl kam es zu solchen Über-
tretungen sogar in den sog. „roten Zonen“ – den Hoch-
risikogebieten. Deshalb schlugen einige bedeutende 
Nichtregierungsakteur:innen – darunter die Nahdlatul 
Ulama und Muhammadiyah6, die zwei wohl einflussreichs-
ten islamischen Organisationen Indonesiens – vor, die 
Pilkada Serentak zu verschieben. Obwohl die Wahl letzt-
endlich ziemlich gut funktioniert hat, ist ihre mit mini-
malem Dialog und wenig gesellschaftlicher Beteiligung 
von oben herab verordnete Anordnung und Durchfüh-
rung ein weiterer Indikator für eine elitäre Politik. 

5 https://www.cnbcindonesia.com/news/20201006154706-4-192288/
dpr-top-1200-pasa-l-omnibus-law-selesai-lewat-64-kali-rapat

6 https://nasional.kompas.com/read/2020/10/02/09332311/rekomen-
dasi-lipi-dan-desakan-nu-muhammadiyah-untuk-tunda-pilka-
da-2020?page=all

Mögliche Lösungen
Um Indonesiens prekäre Demokratie zu verbessern, ist 
ein multidimensionaler Ansatz erforderlich. Dabei müs-
sen vier Aspekte berücksichtigt werden: Erstens muss 
sich die wirtschaftliche Lage der Menschen verbessern. 
Winters‘ (2014) Studie über Oligarchie hat gezeigt, dass 
weniger als 0,0000002 Prozent der indonesischen Be-
völkerung über ein Gesamtvermögen verfügen, das 10 
Prozent des indonesischen Bruttoinlandsprodukts aus-
macht. Damit ist eine verschwindend geringe Minder-
heit der Bevölkerung in der Lage, die Entscheidungen der 
Mehrheit der Bürger:innen zu kaufen, zu beeinflussen 
und zu manipulieren. Darüber hinaus übt diese Minder-
heit enormen Einfluss auf politische Parteien aus. Dies 
lässt sich bis auf die lokale Ebene herunterbrechen, wo 
sich Oligarch:innen sogar an der Suche nach möglichen 
Kandidat:innen und deren Auswahl beteiligen. Mit an-
deren Worten: Die wirtschaftlichen Disparitäten fördern 
die Entstehung einer Oligarchie, die wiederum zu einer 
elitären Politik führt.
Zweitens muss das Wahl- und Parteienfinanzierungs-
system verbessert werden. Das momentane indonesische 
Wahlsystem kommt den Kandidat:innen für ein politi-
sches Amt aufgrund der erforderlichen Schwelle,7 ab der 
die Teilnahme an Wahlen erst möglich ist, teuer zu ste-
hen. Dies trifft insbesondere auf lokaler Ebene zu: Hier 
verlangen die Parteien in vielen Fällen eine finanzielle 
Entschädigung im Gegenzug für eine Nominierung oder 
Unterstützung. Um die Unterstützung anderer Parteien 
für eine von ihnen vorgeschlagene Kandidatur zu gewin-
nen, neigen Parteien und Kandidat:innen daher dazu, 
hohe Geldbeiträge einzuwerben. Manchmal gehen die 
Kandidat:innen auch auf mehrere Parteien gleichzeitig 
zu und werben um deren Unterstützung. 
Diese Umstände schaffen geldorientierte politische Netz-
werke und haben laut Aspinall und Berenschot (2019) In-
donesien zu einem der Länder mit dem weltweit höchsten 

7 Das Wahlgesetz Nummer 7/2017 bestimmt, dass Kandidat:innen 
für Präsidentschafts- oder Exekutivwahlen auf lokaler Ebene (Gou-
verneur:in, Regent:in, Bürgermeister:in) von einer Partei oder Par-
teienkoalition unterstützt werden müssen, deren Stimmanteil bei 
den letzten Wahlen mindestens 25 Prozent betragen hat oder die 
20 Prozent der Gesamtsitze im aktuellen Parlament (auf nationaler 
oder lokaler Ebene) auf sich vereint.

© https://www.flickr.com/photos/shanghaidaddy/3296581934
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Anteil an geldorientierter Politik gemacht. Deshalb muss 
diese Schwelle künftig abgeschafft werden. 
Schließlich stärkt auch die mangelnden Unabhängig-
keit der Parteienfinanzierung die politische Rolle und 
den Einfluss von Oligarch:innen. Viele Parteien stützen 
die Finanzierung ihrer Aktivitäten und ihre Verwaltung 
immer noch auf externe Quellen wie Unternehmer:innen 
oder Oligarch:innen und nicht auf ihre eigenen Kader 
oder Sympathisant:innen. Durch die finanzielle Abhän-
gigkeit der Parteien von Oligarch:innen hat sich die Lage 
so weit verschlimmert, dass sogar Wahlergebnisse beein-
flusst werden. Um die Parteien finanziell unabhängiger 
zu machen und den Einfluss der Oligarch:innen zu be-
grenzen, ist der Staat gefordert, Förderungen oder Sub-
ventionen zur Verfügung zu stellen.
Drittens sollten politische Parteien dazu verpflichtet 
werden, transparenter zu agieren, das Parteileben demo-
kratisch zu gestalten, ihre Auswahlprozesse nach dem 
Leistungsprinzip zu richten und ihre Kader hinsichtlich 
demokratischer Prinzipien und Verfahrensweisen zu 
schulen. Dass dies momentan nicht der Fall ist, hat zum 
Aufstieg einer politischen Klasse beigetragen, die dazu 
neigt, ausschließend, heuchlerisch und korrupt zu sein 
– und vor allem dazu, die Bestrebungen und Interessen 
der Bürger:innen zu ignorieren. Da es ihnen an finanziel-
len Mitteln mangelt, neigen sie dazu, die Nähe von Oli-
garch:innen und Eliten zu suchen, was dazu führt, dass 
sie ihre politischen Aktivitäten an deren Interessen aus-
richten und nicht an denen der Wähler:innen.
Und viertens muss ein Gegengewicht zum formalen 
demokratischen Prozess geschaffen werden, indem die 
demokratische Kultur, die politische Bürger:innenbeteili-
gung und die Rolle der Zivilgesellschaft gestärkt werden. 
Obwohl ihr individuelles Verständnis demokratischer 
Prinzipien und einer demokratischen Kultur nicht beson-
ders stark ausgeprägt ist, unterstützt die Mehrheit der In-
donesier:innen momentan nach wie vor die Demokratie. 
Allerdings betrachten große Teile der Gesellschaft – eben-
so wie die Eliten – Opposition als etwas Negatives und 
lassen sich leicht von der Denkweise der Machthabenden 
anstecken. „Konservative“ Einstellungen, Feudalismus 
und die Fortführung eines illiberalen demokratischen 
Geistes (Bourchier, 2015) führen zur Legitimierung der 
Oligarchie. Innerhalb dieses Rahmens wird deren Exis-
tenz immer akzeptabel bleiben, obwohl die Folgen ihres 
zunehmenden Einflusses häufig den Interessen der Men-
schen widersprechen.
Da momentan sechs der neun im Parlament vertretenen 
Parteien Teil der Regierungskoalition sind, ist es um so 
wichtiger, die politische Bürger:innenbeteiligung sowie 
die Rolle der Zivilgesellschaft als Korrekturorgan und 

kritische Stimme zu stärken, da dies ein Gegengewicht 
zur Oligarchie und den Eliten bildet. Arbeitet die Zivil-
gesellschaft mit Oppositionsparteien und kritisch einge-
stellten öffentlichen Personen zusammen, kann dies eine 
solidere Demokratie schaffen.
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Militarisierung in Indonesien 
Ein Rückfall in autoritäre Strukturen?
von Chris Lundry

Beobachter:innen der indonesischen Politik sorgen sich darüber, das Land könne in autoritäre Strukturen und Militarismus zurück-
fallen, was die noch junge Demokratie schwächen würde. Aufgrund der jüngsten Ereignisse unter Präsident Joko Widodo (Jokowi) 
fürchten Kritiker:innen, er wende sich von seinem Reformkurs ab und verfolge eine elitäre Politik, die den Raum für erneute militäri-
sche Einflussnahme auf die indonesische Politik weit öffne.

Straflosigkeit
Am 12. August 2021 verlieh Jokowi den Bintang Jasa Utama 
(die höchste Dienstauszeichnung) an Eurico Guterres, den 
ehemaligen Anführer einer pro-indonesischen Miliz in 
Osttimor (heute: Timor-Leste). Während des dortigen Re-
ferendums von 1999, das zur Unabhängigkeit Timor-Les-
tes führte, wurde ich Zeuge der Gewalttätigkeiten seiner 
Miliz. Er ist die einzige Person, die für diese Verbrechen 
verurteilt, jedoch 2008 begnadigt wurde. Er hat zudem 
in der unruhigen Provinz Westpapua eine Miliz namens 
Laskar Merah Putih gegründet, um die nach Selbstbestim-
mung strebenden Papuas einzuschüchtern.
Wie vorauszusehen war, wurde seine Auszeichnung 
nicht gewürdigt, ganz im Gegenteil riefen internatio-
nale, indonesische sowie osttimoresische Menschen-
rechtsgruppen dazu auf, sie zurückzunehmen.1 Cris 
Carrascalão, der Sohn des osttimoresischen Politikers 
Manuel Carrascalão, beschrieb in einem offenen Brief 
an Jokowi, wie sein Bruder von Guterres’ Miliz ermor-
det wurde – gemeinsam mit Dutzenden anderer ziviler 
Opfer.2

Doch die Jokowi-Regierung wusste, was sie tat, als sie 
ihm die Auszeichnung verlieh. Sie demonstrierte damit, 
dass kriminelles Verhalten und die Verletzung der Men-
schenrechte keine Hindernisse für eine hohe staatliche 
Auszeichnung darstellen. Und vielleicht noch beunruhi-
gender: Sie zeigt, dass kriminelle Gewalt im Namen des 

1 https://www.voaindonesia.com/a/presiden-diminta-cabut-bin-
tang-jasa-utama-eurico-guterres/6004000.html; https://www.cnn 
indonesia.com/nasional/20210812203821-32-679745/kasus-ham- 
jokowi-didesak-cabut-bintang-jasa-eurico-guterres

2 http://reconciliationtim.ca/timor/open-letter-to-the-president-of-
indonesia-from-a-victim-and-survivor/

Staates legitim ist und straffrei bleibt, solange sie dem 
staatlichen Interesse dient. Guterres war ein rekrutierter 
Untergebener des ehemaligen, zeitweise in Ungnade ge-
fallenen Generals Prabowo Subianto – ein Schwiegersohn 
Suhartos und zweimal gescheiterter Präsidentschafts-
kandidat –, der als Drahtzieher der Gewalt in Osttimor 
gilt. Obwohl er die Wahl von 2019 verloren hat, ist er so 
einflussreich, dass Jokowi ihn zum Verteidigungsminis-
ter ernannte. Es ist naheliegend, dass Prabowo bei der 
Auszeichnung für Guterres die Finger mit im Spiel hatte. 
Die Auszeichnungvermittelt die Botschaft, dass Loyali-
tät belohnt wird, und dem Militär gibt es die Gewissheit, 
wieder im Spiel zu sein.

Das Militär und COVID-19
Demokratiebefürworter:innen sorgen sich über  das Ma-
nagement der COVID-Krise. Das nämlich steht unter der 
Leitung von Generalleutnant Doni Monardo, während 
der Armeestabschef General Andika Perkasa als stellver-
tretender Leiter der COVID-Bewältigungskommission 
dient. Darüber hinaus ist auch Jokowis Gesundheits-
minister, Terawan Agus Putranto, ein General. Ihm hat 
die indonesische Ärztekammer, die sich übrigens 2019 
gegen seine Ernennung aussprach, wegen Übertretun-
gen die ärztliche Zulassung entzogen. Angesichts einer 
Regierung voller Militärs und wirtschaftsfreundlicher 
Politiker:innen konstatieren Kritiker:innen einen Mangel 
an zuverlässigen Fachkräften im Gesundheitswesen. Sie 
argumentieren, dass anstelle eines sicherheitspolitischen 
Ansatzes gegenüber COVID-19, der überdies rechtsstaat-
lichen Prinzipien widerspreche, ein gesundheitspoliti-
scher Ansatz weitaus angemessener sei (Wiratraman, 
2020). Eine frühe Einschätzung des konservativen Think-
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tanks Center for Strategic and International Studies (CSIS) 
sprach von einer nur „teilweisen Militarisierung“ und er-
schien dankbar, dass die Situation nicht vollständig mili-
tarisiert ist – obwohl „nicht militarisiert“ vielleicht noch 
besser wäre (Laksama & Taufika, 2020).

Institutionen und Gesetze
Jokowi hat wichtige Schlüsselpositionen in seiner Re-
gierung mit pensionierten und aktiven Generälen be-
setzt. Pensionierte Militärgeneräle haben nun Ämter wie 
das des Ministers für religiöse Angelegenheiten (Fahlur 
Razi) und des Koordinationsministers für maritime An-
gelegenheiten (Luhut Pandjaitan) inne. Fahlur sorgte im 
Juli für Aufsehen, als er vorschlug, das Militär in die 
Wahrung der religiösen Harmonie einzubeziehen. Pen-
sionierte Polizeigeneräle dienen als Innenminister (Tito 
Karnavian) und Chef des Nationalen Geheimdienstes 
(Budi Gunawan), ebenso wie als Vorsitzende anderer 
wichtiger Behörden. Alex Arifianto zufolge „[…] wird 
die Dominanz dieser pensionierten Offiziere in seiner 
[Jokowis] Verwaltung für die ‚autoritären‘ Maßnahmen 
der Regierung im vergangenen Jahr verantwortlich ge-
macht“ (Parameswaran, 2020).
Dass das Militär versucht, sich mehr Raum zu verschaf-
fen, schürt angesichts der Tatsache, dass Generäle auch 
früher in den Kabinetten vertreten waren, Ängste vor 
einem möglichen demokratischen Rückfall. Laut einem 
Bericht im Asia-Pacific Journal hat das Militär neue Kom-
mandos eingerichtet und Posten geschaffen, mit denen es 
versucht, den Spielraum zurückzugewinnen, der in den 
ersten Phasen der Demokratisierung eingeschränkt wor-
den war. Überdies versucht das Militär, sich in der Debat-
te über die Staatsdoktrin Pancasila stark zu machen sowie 
seine Rolle in der Terrorismusbekämpfung, die eigentlich 
im Zuständigkeitsbereich der Polizei liegt, auszubauen 
(Honna, 2020).
Indessen nutzt auch die Polizei zivile Unruhen als Vor-
wand. Der nationale Polizeichef Idham Azis richtete 
„Cyber-Patrouillen“ ein, die darauf angelegt sind, die so-
zialen Medien zu überwachen und die Verbreitung von 
Falschinformationen und „Hoaxes“ zu verhindern – aber 
auch um Personen aufzuspüren, die soziale Medien nut-
zen, um den Präsidenten zu verleumden; beides wird mit 

Gefängnisstrafen geahndet. Diese „Cyber-Patrouillen“ 
wurden unmittelbar nach dem Ausbruch von  Protesten 
anlässlich der Verabschiedung des Omnibusgesetzes ein-
geführt. Ein durchgestochenes internes Polizeidokument 
skizzierte Möglichkeiten, die Proteste zu kontrollieren 
und eine Cyber-Gegenkampagne zu starten (Timmer-
man, 2020).
Prabowo ermöglicht mehr Verbindungen zu potenten 
Geldgeber:innen. Mit ihm als Parlamentsmitglied konn-
te sich Jokowi die Unterstützung einer Koalition sichern, 
die etwa 75 Prozent des Parlaments umfasst – eine unan-
greifbare Mehrheit. Jokowis Abkehr von der Demokratie 
lässt viele fürchten, dass in Indonesien Geld mehr wert 
ist als Gerechtigkeit (The Economist, 2020). Diese Inter-
pretation wird von zwei im Jahr 2020 verabschiedeten 
Gesetzen gestützt: dem Bergbaugesetz und dem Omni-
busgesetz. Das Bergbaugesetz diente in erster Linie dazu, 
den Bergbausektor zufriedenzustellen. Auswirkungen 
auf die Menschen und die Umwelt berücksichtigt es 
kaum. Das Gesetz war im letzten Jahr aufgrund erhebli-
cher Straßenproteste zunächst gescheitert, aber in diesem 
Jahr nutze die Regierung die durch die COVID-Maßnah-
men begünstigten Einschränkungen der öffentlicher Re-
aktionsmöglichkeiten, es doch noch zu verabschieden.
Im Oktober 2020 wurde das Omnibus-Wirtschaftsgesetz 
eingeführt, das u.a. durch die Verringerung bürokrati-
scher Anforderungen und Kürzungen für Arbeitneh-
mer:innen beabsichtigt, das Wirtschaftswachstum zu 
begünstigen. Dass mitten in einem pandemiebedingten 
wirtschaftlichen Abschwung Arbeitnehmer:innenleis-
tungen gekürzt werden, zeigt, dass Profit über Menschen 
gestellt wird. Obwohl das Gesetz mit großer parlamen-
tarischer Unterstützung verabschiedet wurde, hat es 
in ganz Indonesien zu Protesten geführt. Begleitet von 
Vorwürfen der Polizeibrutalität und der Unterdrückung 
der Meinungsfreiheit hat die Polizei hunderte Demon-
strant:innen verhaftet. 
Auch ein drittes Gesetz hat in Indonesiens politischer 
Öffentlichkeit Aufsehen erregt: Mit dem ursprünglichen 
Ziel, die Spaltungen, die aus den Wahlen von 2019 resul-
tierten, zu überwinden, schlug die Demokratische Partei 
des Indonesischen Kampfes (Partai Demokrasi Indonesia 
Perjuangan, PDI-P) (vor, angesichts zunehmender religiö-
ser Intoleranz und rechter islamischer Strömungen die 
fünf Pancasila-Prinzipien zu überarbeiten, auf denen der 
indonesische Staat aufgebaut ist. In diesem Vorschlag 
wurde die säkulare Natur des Staates betont. Der Geset-
zesvorschlag wurde von großen religiösen Organisatio-
nen abgelehnt, aber vom Militär, das sich damit vielleicht 
erhoffte, eine weitere Rolle einnehmen zu können, unter-
stützt. Gleichsam aber spiegelt diese Debatte die tradi-
tionelle Spaltung zwischen dem Militär und religiösen 
Gruppen wider, die bis zur Staatsgründung zurückreicht. 
Für 2020 wurde das Gesetz zu den Akten gelegt, könnte 
aber während der laufenden Legislaturperiode bis 2024 
jederzeit erneut auf den Tisch kommen.
Die Kommission für Korruptionsbekämpfung (KPK) be-
treffenden Gesetzesänderungen, die im September 2019 
durchgeboxt wurden, führten ebenfalls zu Protestak-
tionen und Großdemonstrationen von Demokratiever-
fechter:innen. Mit den Gesetzen wurde die KPK massiv 
geschwächt und in ihren Möglichkeiten zur Korruptions-
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verfolgung behindert. Inner- und außerhalb Indonesiens 
war die KPK durchweg für ihre Unabhängigkeit und Fä-
higkeit, Korruption aufzudecken, gelobt worden. Diese 
Rolle steht nun infrage. 
Und schließlich wäre auch das vorgeschlagene gesetz-
liche Verbot von sog. LGBTIQ-Aktivitäten und vorehe-
lichem Geschlechtsverkehr, das von Islamist:innen und 
Konservativen gefordert wird, ein Schlag gegen die 
Demokratie in einem Land, das traditionell für seine 
tolerante – wenn auch heteronormative – Gesellschaft 
bekannt ist. Zwar wurde dieses Gesetz 2020 zunächst zu 
den Akten gelegt, aber – ähnlich dem Pancasila-Gesetz – 
könnte es später wieder auf die parlamentarische Tages-
ordnung gebracht werden.

Westpapua: Weiterhin Unruhen
Westpapua leidet unter schweren rassistischen und ge-
walttätigen Ausschreitungen der Polizei, des Militärs 
und einiger Bürgerwehrgruppen. Die indonesische Re-
gierung hat in Westpapua teilweise das Internet abge-
schaltet, „Trollfarmen“ eingerichtet und weitere 10.000 
Sicherheitskräfte dorthin entsandt. Die britische Men-
schenrechtsorganisation TAPOL spricht von 61 Toten, 284 
Verletzten und fast 23.000 Vertriebenen seit den Anti-Ras-
sismus-Aufständen von 2019. Der Bericht hebt auch die 
völlige Straflosigkeit von Sicherheitskräften hervor (TA-
POL, 2020). Von der Black Lives Matter-Bewegung inspi-
riert, versucht die Bewegung Papuan Lives Matter nun, auf 
das Schicksal der Westpapuas aufmerksam zu machen. 
Doch die Gewalt, die sich auch gegen religiöse Persön-
lichkeiten richtet, hält an.

Anlass zur Sorge
Junge Demokratien sind am fragilsten und laufen Ge-
fahr, in autoritäre Strukturen zurückzufallen. Nach 32 
Jahren brutaler Militärdiktatur hat sich Indonesiens 
Demokratisierung ungleichmäßig entwickelt und ist 
noch nicht gefestigt. COVID-19 hat es der Regierung er-
möglicht, eine Reihe von Maßnahmen zu ergreifen, die 
Demokratiefürsprecher:innen Sorge bereiten und das 
Vertrauen der Öffentlichkeit untergraben (Honna, 2020). 

Gleichzeitig verfolgt das Militär einen offensichtlich ag-
gressiven Kurs, seine Rolle auszudehnen (Sambhi, 2021). 
Auch Indonesiens Nachbarländer können nicht auf eine 
lange demokratische Geschichte zurückblicken, und so-
wohl die Philippinen als auch Thailand haben in letzter 
Zeit Rückschritte gemacht. Ob sich Indonesien ihnen an-
schließt, muss sich noch zeigen, aber die Anzeichen sind 
beunruhigend.
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Im Juli 2021 hat die indonesische Regierung das für West-
papua geltende „Sonderautonomiegesetz“ geprüft und 
dessen Verlängerung einseitig beschlossen. Damit wird 
das bisherige Gesetz weitere 20 Jahre verlängert. Die 
Einführung der Sonderautonomie 2001 gab Anlass für 
einige Westpapuas, dass eine echte Autonomie möglich 
sein könnte. Für viele Westpapuas erfüllten sich in der 
Zwischenzeit jedoch ihre Befürchtungen, dass die Ein-
führung der Sonderautonomie lediglich ein politischer 
Schachzug der Zentralregierung in Jakarta war, um das 
Thema der unerfüllten Bestrebungen der Westpapuas 
nach Selbstbestimmung zu umgehen und eine Travestie 
wie die des Referendums von 1969 zu vermeiden. Gleich-
zeitig kam es 2021 im zentralen Hochland zu immer mehr 
Konflikten zwischen dem westpapuanischen bewaff-
neten Widerstand und Sicherheitskräften. Die indonesi-
schen Behörden stuften daraufhin die größte bewaffnete 
westpapuanische Widerstandsbewegung, die Nationale 
Befreiungsarmee von Westpapua (Tentara Pembebasan Na-
tional Papua Barat, TPNPB) als „terroristische Organisa-
tion“ ein. Diese Entwicklung war ein Schlüsselfaktor für 
die massive Verschlechterung der Menschenrechtslage 
für die Zivilbevölkerung.
Als Bestandteile langfristiger Trends verdeutlichen die-
se Entwicklungen in vielerlei Hinsicht, dass sowohl die 
Zentralregierung in Jakarta als auch die Sicherheitskräf-
te – Militär, Polizei und Geheimdienste – ihre Machtbe-
fugnisse erweitert haben. Insgesamt deutet dies auf den 
weiteren Rückgang der Demokratie in Westpapua und 
Indonesien hin.

Sonderautonomie
Jene, die bezweifelten, dass die Sonderautonomie von 
2001 den Westpapuas politische Veränderungen bringen 
würde, hatten rückblickend recht: In den Folgejahren gin-
gen die Menschenrechtsverletzungen nicht zurück, und 
die Rolle der Sicherheitskräfte hat sich weiter vergrößert. 
Im Grunde wurde dies von den Behörden als Alternative 
zu einem zukünftigen demokratischen Referendum über 
die Zukunft der Region betrachtet, das den Westpapuas 
bereits 1969 verweigert worden war. Darüber hinaus 
hatte der Widerstand gegen die Sonderautonomie (oton-
omi khusus oder otsus) auch noch unmittelbarere Gründe, 
nämlich Ungerechtigkeit und Ungleichheit in zwei Be-
reichen: Erstens gab es dauerhafte wirtschaftliche Un-
gleichheiten zwischen Westpapuas und indonesischen 
Siedler:innen und zweitens eine Unzufriedenheit über 
Menschenrechtsverletzungen und mangelnde Demokra-
tie. Eine ganze Generation von Westpapuas ist nun unter 
den Bedingungen der Sonderautonomie aufgewachsen 
und wurde Zeuge der zunehmenden Präsenz der Sicher-
heitskräfte, die von Rohstoffindustrien wie Abholzung, 
Bergbau und Palmölplantagen profitiert haben.
Außerdem wurden Institutionen wie die Papuanische 
Volksversammlung (Majelis Rakyat Papua, MRP), die un-
ter der Sonderautonomie zur Vertretung der indigenen 
Westpapuas eingeführt wurde, beeinflusst oder übergan-
gen (TAPOL, 2021). Sogar die beiden westpapuanischen 
Provinzparlamente, die nicht gerade als Brutstätte Jakar-
ta feindlicher Rhetorik bekannt sind, wurden trotz der 

Westpapua 2021: Die Verlängerung der Sonderautonomie und das 
neue „Terrorismus“-Label 
Ein Indikator für Indonesiens Schwächung der Demokratie
von TAPOL

Im Juli 2021 hat die indonesische Regierung das seit 2001 für Westpapua geltende „Sonderautonomiegesetz“ gegen den Widerstand 
weiter Teile der Zivilgesellschaft um weitere 20 Jahre einseitig verlängert. Gleichzeitig stufte die indonesische Regierung kurz zuvor 
die größte bewaffnete westpapuanische Widerstandsbewegung, die Nationale Befreiungsarmee von Westpapua, als „terroristische Or-
ganisation“ ein. Neben der Konflikteskalation und der Verschlechterung der Menschenrechtslage der Zivilbevölkerung verweisen diese 
Entwicklungen und die Art und Weise ihrer Entstehung und Motive auf einen weiteren Verfall demokratischer Regierungsführung in 
Westpapua und Indonesien.

© Andreas Harsono

Militarismus18



gesetzlichen Pflicht, sie bei Änderungen der Sonderauto-
nomie zu konsultieren, ignoriert.
Mit der Sonderautonomie kam auch das Versprechen, die 
politischen Parteien Westpapuas zu legalisieren, wie es 
im Rahmen der Sonderautonomie in Aceh der Fall war, 
wo örtliche Parteien legalisiert wurden. Dass dies nicht 
geschehen ist, kann durch die besondere Bedeutung er-
klärt werden, die Westpapua für die indonesische Regie-
rung hat. Die Frage der politischen Parteien verdeutlicht, 
wie stark die politische Debatte in Westpapua im Griff der 
Zentralregierung ist. Außerdem zeigt sie, dass dies nur 
die Spitze des Eisbergs ist: Von politischen Aktivist:innen 
und der Zivilgesellschaft organisierte Demonstrationen 
wurden aufgelöst, und ihre Teilnehmer:innen wurden 
vielfach kriminalisiert und von der Polizei und den Be-
hörden grob behandelt. Außerdem wurden politische 
Aktivist:innen wegen Verrats angeklagt, insbesonde-
re wenn sie an heiklen politischen Ereignissen wie den 
westpapuanischen Nationaltag am 1. Dezember erinner-
ten oder Symbole wie die Morgensternflagge zeigten.1

Die Einstufung des bewaffneten Widerstands in 
Westpapua als terroristisch
Nicht die westpapuanischen Lokalbehörden, sondern die 
Nationalregierung in Jakarta profitiert von der Weiter-
führung der Sonderautonomie. Beispielsweise hat letzte-
re durch Artikel 76 des geänderten Gesetzes die Macht, 
neue Landkreise und Bezirke zu erschaffen – ohne vor-
herige Konsultation. Davor konnten neue Provinzen nur 
gebildet werden, wenn Dörfer und Siedlungen den Be-
zirks- und Provinzregierungen dafür ihre Zustimmung 
gaben.2 Diese Praxis, die seit ihrer ersten Einführung vor 
20 Jahren als pemekaran (Erweiterung) bekannt ist, wur-
de zu einem Markenzeichen der Dezentralisierung. Die 
Sicherheitskräfte bekamen damit die Möglichkeit, die 
Gründung neuer Bezirke und Provinzen so zu gestalten, 
dass sie in abgelegenen Gebieten oft zu den mächtigsten 
staatlichen Institutionen wurden und dort die lukrativen 
Konzessionen ausländischer und nationaler Konzerne 
überwachen (und damit für sich selbst neue Einkom-
mensquellen erschließen) konnten. So bilden pemekaran 
und die Stationierung permanenter Kampftruppen in be-
stehenden und neu gebildeten Provinzen und Bezirken 
den Punkt, an dem die beiden Themenbereiche der otsus 
und der bewaffneten Konflikte am deutlichsten aufein-
andertreffen.
Weniger offensichtlich mag aber sein, dass sich seit 2021 
ein weiteres Thema umfassend auf die Menschenrechte 
und die Rolle der Sicherheitskräfte in Indonesien aus-
wirkt, und zwar die Einstufung der TPNPB als Terror-
organisation. Oberflächlich kann diese Einstufung als 
spontane Reaktion darauf betrachtet werden, dass der 
Vorsitzende des Nationalen Geheimdienstes (Badan Inteli-
jen Nasional, BIN) am 25. April durch die TPNPB ermordet 
wurde. Zur Erklärung ist dies sicherlich wichtig, berück-

1 Die Morgensternflagge ist ein Symbol für den westpapuanischen 
Nationalismus und wurde von der indonesischen Regierung ver-
boten. Der Nationaltag erinnert an den 1. Dezember 1961, als West-
papua von den Niederlanden unabhängig wurde.

2 Undang-undang 78, 2007 tentang tata cara pembentukan, pengha-
pusan dan penggabungan daerah, 16.

sichtigt aber nicht die strategischen und materiellen Vor-
teile für die Sicherheitskräfte, Westpapuas bewaffneten 
Widerstand als „terroristisch“ zu bezeichnen.
So erlaubt es diese Einstufung dem Militär nun offiziell, 
bei Maßnahmen zur Aufstandsbekämpfung in West-
papua eine zentrale Rolle zu spielen. Die militärische 
Rolle bei Anti-Terroreinsätzen gründet sich auf zwei Ent-
wicklungen: einer von 2018 und einer zweiten aus der 
Reformasi-Zeit zwischen 1998 und 2004. 2018 wurden die 
Gesetze zur Terrorbekämpfung dahingehend verändert, 
dass das Militär nun offiziell bei Maßnahmen zur Ter-
rorbekämpfung eine entscheidende Rolle innehat. Diese 
Gesetzesänderung war bereits im nationalen Parlament 
debattiert, aber erst nach den islamistischen Selbstmord-
anschlägen in Surabaya 2018 verabschiedet worden – als 
Präsident Widodo drohte, sie ohne legislative Zustim-
mung per Dekret einzuführen (woraufhin sich das Parla-
ment ohne großen Widerstand fügte).
Erneut muss hier ein längerfristiges Muster beachtet wer-
den, da sich die Rolle des Militärs bei Anti-Terroroperati-
onen nicht über Nacht ergeben hat. Vor zwei Jahrzehnten 
wurde das Militär an Maßnahmen beteiligt, um die ört-
liche Gewalt im zentralsulawesischen Poso zu beenden. 
Zwischen 2000 und 2007 haben sowohl das Militär als 
auch die Polizei ihre Präsenz erweitert und neue Dist-
riktkommandos (Komando Distrik Militer, KODIM) und 
Polizeiwachen (Polisi Resor, Polres) gegründet. Offiziere, 
die im südsulawesischen Regionalkommando (KODAM 
VII/Wirabuana) stationiert waren, wurden befördert, und 
Militärunternehmen profitierten von Aktivitäten wie Er-
pressung, Hahnenkämpfe, Prostitution, Sicherheitsdiens-
te, Schmuggel, illegaler Abholzung und Waffenhandel, 
wobei letzterer selbst direkt zum Konflikt beigetragen hat 
(Sangaji, 2007).
Der ursprüngliche Grund für die Sulawesi-Expansion 
war, dass nach 1998 zwischen verschiedenen Gemein-
schaften Gewalt ausgebrochen war. Später wurde die 
Begründung erweitert, das Gebiet habe sich zu einer Ba-
sis für islamistische Terrorist:innen entwickelt, darunter 
auch für Angehörige von Al-Qaida und IS. Doch obwohl 
die kommunale Gewalt bis 2009 aufgrund von Dialog und 
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anderen Friedensmaßnahmen aufhörte, konnten sich die 
Ostindonesischen Mudschahidin (Mujahidin Indonesia Ti-
mur, MIT) bis 2012 neu aufstellen – als schlecht ausgestat-
tete Dschihad-Gruppe und selbsterklärte IS-Verbündete 
mit weniger als 50 Mitgliedern. Gegen die MIT gab es 
erstmals im Oktober 2015 gemeinsame Polizei- und Mi-
litäreinsätze (Operasi Maleo IV) und später im Januar 2016 
einen Einsatz (Operasi Tinombala I) mit 3.000 Polizei- und 
Militärkräften. Nach der Operasi Tinombala I genehmigte 
die Regierung die Wiedereinführung von KODAM XIII/
Merdeka in Nordsulawesi – angeblich um den Zustrom 
ausländischer Kämpfer:innen und den Waffenschmuggel 
aus den südlichen Philippinen zu stoppen. Bis März 2018 
wurde die Operation alle drei Monate verlängert – und 
bis ins Jahr 2019 fortgeführt –, obwohl die MIT Ende 2017 
nur noch sieben Mitglieder hatte und ihre Anführer:in-
nen bereits 2016 getötet worden waren (Diprose & Azca, 
2019). Wie am Beispiel Sulawesis deutlich wird, hat das 
Terrorismus-Etikett dem Militär mehr Spielraum bei der 
Aufstandsbekämpfung und gleichzeitig der Konsolidie-
rung seiner wirtschaftlichen Interessen verschafft.

Vermeidung des Kriegsvölkerrechts
Ein weiterer strategischer Vorteil bei der Anwendung 
der Terrorismus-Einstufung besteht darin, dass die Re-
gierung so ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen um-
gehen kann. Im Rahmen des Kriegsvölkerrechts können 
TPNPB-Angehörige als Kämpfer:innen und nicht als 
Terrorist:innen eingestuft werden, da sie an einem be-
waffneten Konflikt beteiligt sind, offensichtlich mit einer 
organisierten Kommandostruktur in einem definierten 
Gebiet tätig sind und politische Ziele haben, nämlich die 
Einführung eines unabhängigen Staates. Würden die Be-
hörden das Völkerrecht beachten, müssten sie und die 
TPNPB außerdem die Genfer Konventionen, z.B. zum 
Umgang mit Kriegsgefangenen, berücksichtigen.
Unter dem Vorwand, Zivilist:innen vor der TPNPB 
schützen zu wollen, hat die indonesische Regierung die 
Terroreinstufung dazu verwendet, diese Tatsachen und 
Pflichten absichtlich zu ignorieren. Zugleich ist es gut 
dokumentiert, dass das Militär und die Polizei häufig 

an Menschenrechtsverletzungen gegen Zivilist:innen in 
Westpapua beteiligt sind. Vor dem Hintergrund, dass Mi-
litäroffiziere schon häufiger betont haben, in Westpapua 
sei es für das Militär schwierig, zwischen Zivilist:innen 
und der Guerilla zu unterscheiden, überrascht dies nicht 
(BBC Indonesia, 2018). In der Folge richten sich Einsätze 
der Sicherheitskräfte auch häufig gegen die lokale Bevöl-
kerung für ihre angebliche Unterstützung der TPNPB 
(siehe z.B. Tapol, 2020). Laut einigen Militäroffizieren be-
steht ein wichtiger Unterschied zwischen der TPNPB und 
den Islamist:innen darin, dass letztere – im Gegensatz 
zur TPNPB – normalerweise nicht von der lokalen Be-
völkerung unterstützt werden. Mit anderen Worten, die 
Widerstandsbewegung untersteht im bewaffneten west-
papuanischen Konflikt dem indonesischen Strafrecht 
und jetzt auch den Anti-Terrorgesetzen, die – beispiels-
weise aufgrund längerer Gefängnisstrafen – strenger 
sind als erstere.
Eine weitere Methode, mit der die Behörden versucht 
haben, ihren Pflichten zu entgehen und Kämpfer:innen 
in Westpapua als Kriminelle und Terrorist:innen zu dif-
famieren, besteht in der polizeilichen Anti-Terroreinheit 
Densus 88 (auch D-88). Aufgebaut wurde sie nach dem 
Bombenanschlag von Bali im Oktober 2002 mithilfe der 
westlichen Verbündeten Indonesiens – insbesondere 
der Vereinigten Staaten und Australien. Aber obwohl 
die terroristische Bedrohung in Indonesien rückgängig 
war, wurde die Einheit nicht aufgelöst. D-88-Einsätze im 
zentralsulawesischen Poso gegen angeblich von Al-Qai-
da beeinflusste Zellen wurden nicht nur in Indonesien 
unterstützt, sondern auch durch westliche Verbündete 
und Anti-Terrorexpert:innen. Allerdings war die Densus 
88 bei ihren Einsätzen, darunter auch in Java, übermä-
ßig gewalttätig: Sie führte ihre Aktionen ohne vorherige 
Haftbefehle durch, ihr wurde vorgeworfen, Verdächtige 
zu ermorden oder zu foltern, wie Videoaufnahmen aus 
Poso von 2007 nahelegen. Auch in Westpapua ist die Ein-
heit schon seit Langem aktiv und für die Ermordung von 
Anführer:innen der friedlichen Unabhängigkeitsorgani-
sation KNPB (Komite Nasional Papua Barat, Nationalkomi-
tee von Westpapua) und der TPNPB verantwortlich.

Schlussfolgerungen
Der Einsatz der D-88 in Westpapua und die weitere 
Stationierung und Ausweitung von Sicherheitskräften 
folgt einem Muster, wie es aus Sulawesi bekannt ist. Den 
Hauptgrund dafür haben wir benannt: die zunehmende 
Macht der Sicherheitskräfte durch mehr Personal und 
Standorte – und damit verbunden mehr geschäftliche 
Möglichkeiten sowie lokaler und nationaler Einfluss. 
Angesichts der zunehmenden Militarisierung ist Jakar-
tas unilaterale Revision und Neueinführung des Geset-
zes zur Sonderautonomie in diesem Jahr weitgehend 
irrelevant. Sie verdeutlicht nur, dass das ursprüngliche 
Gesetz Möglichkeiten zur Verbesserung der politischen 
Vertretung der Westpapuas enthielt, die nie verwirklicht 
wurden. Klar ist hingegen, dass die Behörden alle abwei-
chenden Meinungen der Menschen in Westpapua unter-
drücken wollen.
In den Augen der meisten Indonesier:innen beschränkt 
sich die zunehmende Militarisierung auf Westpapua 
und Poso. Allerdings hat die D-88 auch in Java in der 

© Carole Reckinger
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Verfolgung vermeintlicher Terrorist:innen ihr Mandat 
missbraucht, ohne dass sie dabei von Regierungsinsti-
tutionen (wie der Nationalen Menschenrechtskommis-
sion Komnas HAM) zur Verantwortung gezogen wurde 
– nicht zuletzt aus Furcht vor Konsequenzen, wenn sie 
die Rechtmäßigkeit der D-88-Aktivitäten infrage stellen. 
Auch in Java spielt das Militär eine sichtbare öffentliche 
Rolle und agiert völlig offen. Es mischt sich in politische 
Angelegenheiten ein, und ausgeschiedene Armeeoffizie-
re erhalten Posten in der Regierung und im öffentlichen 
Dienst. Sogenannte Anti-Terroreinsätze durch Sicher-
heitskräfte in Westpapua haben also in Wirklichkeit eine 
größere Bedeutung wie angenommen. Dies bedeutet 
zugleich, dass es gemeinsamen Anstrengungen der Öf-
fentlichkeit in Indonesien und anderen Ländern bedarf, 
um das Militär gemeinsam zur Verantwortung zu ziehen 
und die Straflosigkeit zu beenden.

Empfehlungen
Die internationale Gemeinschaft muss dringend den Zu-
gang unabhängiger (zwischenstaatlicher und nichtstaat-
licher) Organisationen zu den vom Konflikt in Westpapua 
betroffenen Gebieten verlangen. Wir sind überzeugt da-

von, dass eine unabhängige Einschätzung der Lage zu 
dem Ergebnis kommen würde, dass die TPNPB-Mitglie-
der nach internationalem Recht nicht als „Terrorist:innen“, 
sondern als Kämpfer:innen eingestuft werden müssten, 
womit sie der Genfer Konvention von 1994 unterlägen an-
stelle eines staatlich definierten Anti-Terrorgesetzes. 
In diesem Zusammenhang sollte sich die internationale 
Gemeinschaft darüber hinaus für eine „humanitäre Ge-
fechtspause“ einsetzen, um die steigenden Zahlen von 
Binnenflüchtlingen in mehreren Regionen des zentralen 
Hochlands zu bewältigen. Der Anstieg der unter dem 
Konflikt leidenden Zivilbevölkerung ist unmittelbar mit 
der Einstufung der TPNPB zur „Terrororganisation“ ver-
bunden und findet bisher kaum ein Medienecho in den 
internationalen Medien.
Außerdem rufen wir die indonesische Regierung auf, die 
Einstufung der TPNPB als terroristische Organisation 
und die Beteiligung des Militärs an „Anti-Terror“-Ein-
sätzen zu beenden. Wie hier betont wurde, ermöglicht 
dies dem Militär, seine territoriale Struktur und seine 
Geschäftsinteressen auszuweiten und zu konsolidieren. 
Ferner sollte es ein Moratorium für die Schaffung neu-
er Distrikte geben. Denn diese hat der wirtschaftlichen 
Marginalisierung der Westpapuas keineswegs ein Ende 
gesetzt, sondern lediglich zur Militarisierung Westpa-
puas geführt.

TAPOL engagiert sich für Menschenrechte, Frieden und De-
mokratie in Indonesien. Die im Vereinigten Königreich behei-
matete Organisation setzt sich dafür ein, das Bewusstsein für 
Menschenrechtsfragen in Indonesien, auch im umkämpften 
Gebiet Westpapua, zu schärfen. Auf der Grundlage von Kam-
pagnen arbeitet TAPOL eng mit lokalen Organisationen in 
Indonesien zusammen, um für Wahrheit und Gerechtigkeit 
einzutreten und die internationale Gemeinschaft zum Handeln 
zu ermutigen.
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Tägliche Miltiärpräsenz in Sektor 1 und im Baumschulsektor am Citarum. © Frans Ari Prasetyo

In Indonesien strebt das Militär nach stärkerem Ein-
fluss auf politische Angelegenheiten. Diese Tendenz 
zur Stärkung der  Beziehungen des Militärs zu Macht 
und Politik stammt nicht erst aus der Zeit der demokra-
tischen Konsolidierung, sondern greift auf eine längere 
Tradition zurück: Das Erbe des militärisch gestützten 
Autoritarismus der 32 Jahre währenden Orde Baru (Neue 
Ordnung) Suhartos hat die indonesische Innenpolitik 
geschwächt. Nun scheinen die Regierungen unter Prä-
sident Joko „Jokowi“ Widodo (2014-2019 und 2019-2024), 
statt weiter auf Demokratisierung zu setzen, eine Art 
„Neo-Orde-Baru“ einzuführen. Landwirtschaftliche 
Enteignung, Umweltzerstörung, geheime Absprachen, 
Korruption und Vetternwirtschaft – alles Praktiken, die 
während der Orde Baru gang und gäbe waren – werden 
gefördert oder zumindest geduldet. Ähnlich wie damals 
ist die wirtschaftliche Entwicklung heute durch eine neo-
liberale Vision des gesellschaftlichen Wandels geprägt 
und wird mit massiven staatlichen Interventionen, einer 
Ideologie des freien Marktes und einem starken Militär 
durchgesetzt. Unter Jokowi blüht eine von Cliquenbil-
dung und einem Persönlichkeitskult gekennzeichnete 
bürokratische und technokratische Verwaltung, die von 
der Nationalistischen Partei (Partai Gerakan Indonesia 
Raya, Gerindra) und vom Militär unterstützt wird. Die 
Technokrat:innen bringen sog. „Unterentwicklung“ mit 
einer der Demokratie inhärenten  Schwäche in Verbin-
dung und folgern daraus, dass die gewünschte Indust-
rialisierung unter einer autoritären Regierung besser 
funktionieren würde.
Vor diesem Hintergrund avancieren Flüsse zum Inbegriff 
kommodifizierter Räume1, die von Macht, Kontrolle und 
Gebietsansprüchen geprägt sind. Im Umgang mit städti-
schen Flusslandschaften bricht sich eine Krisenrhetorik 
Bahn, die die Flüsse und ihre Einzugsgebiete als  gefähr-

1 In der geographischen Stadtforschung wird mit Kommodifizierung 
der Prozess der (zunehmenden) Privatisierung zuvor öffentlicher 
Räume bezeichnet. 

dete Räume betrachtet, da sie von Menschen bevölkert 
seien, die das Land verschmutzten und zur Bodenver-
schlechterung beitrügen. An diesem Punkt überschnei-
det sich der Naturschutzdiskurs mit der Militarisierung, 
was sich wiederum auf viele landwirtschaftliche Berei-
che in Flussnähe auswirkt. Die damit verbundenen mili-
tärischen Maßnahmen stärken die Territorialmacht und 
die Reichweite des Staates, indem sie das Land und die 
Ökologie entlang des Flusses in Militärgebiete bzw. mi-
litärische Einflusszonen verwandeln. Diese Entwicklung 
baut auf dem historischen Einfluss der militaristischen 
Orde Baru und ihrer Aneignung von Ressourcen und der 
Unterwerfung der Gesellschaft auf. Nach über 20 Jahren 
Reformasi, die durch den Rückzug des Militärs aus der 
indonesischen Politik geprägt waren, kehrt es in den Be-
reichen Naturschutz und Ökologie nun wieder zurück 
– beispielsweise mit dem Citarum Harum-Projekt im Ein-
zugsbereich des Citarum-Flusses.

Das (militärische) Projekt Citarum Harum
Neben seiner landschaftsökologischen Bedeutung ist der 
Citarum auch für die industrielle Entwicklung  von gro-
ßer Bedeutung: Er sorgt nicht nur für den größten Teil 
der Wasser- und Stromversorgung in den indonesischen 
Ballungsgebieten Jakarta und Bandung Raya, sondern 
versorgt auch die Industriegebiete in der Provinz West-
java. Der Citarum ist etwa 297 km lang und entspringt 
aus sieben Quellen beim Situ-Cisanti-See im Hochland 
des Wayang-Bandung-Berges. Von dort fließt er hinab bis 
in die Javasee. Sein Einzugsbereich ist 11.537,2 km² groß 
und umfasst 13 Kreise/Städte, 166 Unterdistrikte und 
1.296 Kelurahan (Dörfer) mit insgesamt etwa 30 Millionen 
Einwohner:innen. Er versorgt etwa 2.800 Fabriken, von 
denen die meisten an seinem Oberlauf liegen und zur 
Textilindustrie gehören, und etwa neun Millionen Men-
schen leben mit ihm in engem Kontakt. 
Bereits seit der Kolonialzeit konkurrieren dort große 
Plantagen, ein staatliches Forstunternehmen und die ört-
liche Bevölkerung um die Nutzung und den Besitz von in 

Die Militarisierung des Umweltschutzes am Citarum-Fluss
von Frans Ari Prasetyo

Nach über 20 Jahren Demokratisierung, die durch den Rückzug des Militärs aus der indonesischen Politik geprägt war, erlebt das 
Militär eine politische Renaissance. Auch die Bereiche Naturschutz und Ökologie bleiben dabei nicht ausgespart.  Am Beispiel des 
Citarum Harum-Projekts, das vorgeblich darauf ausgelegt ist, den Fluss innerhalb von sieben Jahren im Sinne von Naturschutz und 
Ökologie „harum“ (wohlriechend) zu machen, beschreibt und analysiert der Autor diese Entwicklung.

Umwelt und Arbeit22



seinem Einzugsgebiet liegendem Land. Daran hat sich in 
Präsident Widodos Amtszeit nicht viel geändert, und im 
Zuge seiner „historischen“ Verbindungen zu Wirtschaft 
und Politik verfolgt das Militär im Einzugsbereich des 
Citarum, und insbesondere an seinem Oberlauf, massive 
Eigeninteressen.
Wie bereits nach den Wahlen 2014 spricht Jokowi auch 
nach seiner Wiederwahl 2019 immer wieder davon, mit 
seinen Programmen zur Sozialpolitik und zur Umver-
teilung von Land die Lücke zwischen Reich und Arm 
schließen zu wollen. Obwohl die bisherigen Reformen 
(insbesondere die Landreformen) bis 2019 eher an Au-
genwischerei erinnerten, hat er versprochen, diesen Kurs 
fortzuführen. Bei einem Treffen des Globalen Landfo-
rums  2018 hat er die Präsidialverordnung zur Agrar-
reform Nr. 86/2018 erlassen, die durch einen Kredit der 
Weltbank unterstützt wurde. Das Treffen wurde von 
massiven Protesten begleitet. Vielen Bürger:innen war 
klar, dass es im Ergebnis die Kontrolle über und die An-
eignung von Land an den Bedürfnissen der Bevölkerung 
vorbei weiter verschärfen würde – auch entlang des Ci-
tarum, insbesondere im Bereich des Oberlaufs, der be-
reits durch Jokowis Präsidentialverordnung Nr. 15/2018 
erschlossen wurde. Das Dekret wurde als Maßnahme 
propagiert, um den Kampf gegen Verschmutzung zu be-
schleunigen und ökologische Schäden im Einzugsgebiet 
des Flusses rückgängig zu machen und in Zukunft zu 
verhindern – das sogenannte Citarum Harum-Projekt. Da-
mit soll der Fluss – allen Verlautbarungen zufolge im Sin-
ne von Naturschutz und Ökologie – innerhalb von sieben 
Jahren harum (wohlriechend) gemacht werden. Zum for-
malen Vorsitzenden des Projekts wurde der Gouverneur 
von Westjava, und der Oberbefehlshaber von Kodam III/
Siliwangi2 wurde zum stellvertretenden Kommandanten 
für die Gestaltung des Ökosystems ernannt.

Die Militärangehörigen haben für ihre Aktivitäten ein 
Basislager eingerichtet, leben unter den Bewohner:innen 
und verwenden täglich militärische Symbolik – indem sie 
beispielsweise alle, denen sie begegnen, mit lauten Rufen 

2 Komando Daerah Militer III/Siliwangi, ein regionales Militärkom-
mando der indonesischen Armee, das Banten und die Provinz West-
java umfasst. 

und erhobener Faust grüßen. Die militärischen Operatio-
nen im Citarum-Gebiet wurden 2018 in 22 Sektoren und 
einen Gärtnereisektor eingeteilt und für mindestens sie-
ben Jahre geplant. Tatsächlich aber war das Militär in den 
letzten drei Jahren meist nur in den Sektoren eins und 
zwei am Oberlauf aktiv. Im Sektor eins wird es vorgeblich 
zum Landschaftsschutz und zur Aufforstung am Situ 
Cisanti eingesetzt, dem Ursprung der Citarum-Quellen. 
Tatsächlich aber verfolgt es mit dem Mittel der Kontrol-
le über ökologische Ressourcen, Land und Wasser starke 
Eigeninteressen, die insbesondere im Zusammenhang 
mit der Ausweitung von Kaffeeplantagen stehen. Im Sek-
tor zwei, einem Gebiet, in dem Textilfabriken angesiedelt 
sind, ist das Militär ermächtigt, Firmen, die den Fluss 
verschmutzen, zu bestrafen, indem es deren Abflussroh-
re oder gar ihre Fabriken schließt.

An mehreren festgelegten Orten in 22 Sektoren und 
einem Gärtnereisektor im Citarum-Einzugsgebiet sind 
7.100 Soldat:innen stationiert. Am Oberlauf befinden sich 
1.400 Soldat:innen, und in Sektor eins und der Gärtnerei 
sind 200 Soldat:innen mit dem Schutz der Umwelt beauf-
tragt. Sie haben das Gebiet um Situ Cisanti zu einer Baum-
schule für die Wiederaufforstung und Kaffeepflanzung 
gemacht, die häufig auch als kilometer 0 (Null) bezeichnet 
wird. Darüber hinaus überwachen sie die Wasserressour-
cen – angeblich um den Fluss von Müll, Parasiten, Moos 
und Algen frei zu halten. Beobachtungen zufolge scheint 
das Ausbaggern von Sedimenten und die Entfernung 
von Schlamm zur Säuberung des Wassers momentan 
allerdings eher dem Zweck, ein Tourismusgebiet zu er-
schließen, zu dienen. Dies steht mit dem ausgewiesenen 
Vorhaben in Verbindung, der Abholzung und Boden-
erosion am Oberlauf vorzubeugen sowie das Quell- und 
Einzugsgebiet zu renaturieren und wieder aufzuforsten. 
Dazu sollen mit den Samen, die im Sektor eins gewonnen 
werden, Tausende von Bäumen gepflanzt werden – da-
runter der gefährdete Tarum-Baum, der Namensgeber 
für den Citarum-Fluss ist, und große Nutzholzbäume 
wie Teak, Mahagoni, Sandelholz, Meranti, Sonokeling 
und Merbau sowie große Fruchtbäume wie Durian, Jeng-
kol, Petai, Nangka  und andere. Das Militär will auf 80.000 
Hektar zwölf Millionen Bäume pflanzen, bis jetzt jedoch 
wurden erst 1,4 Millionen auf 667 Hektar gepflanzt – 

Militäroperation im Projekt Citarum Harum.  
© Frans Ari Prasetyo

Das Zementwerk im Kendeng-Gebirge, Teil der Bergbau-
Oligarchie in Indonesien. © Frans Ari Prasetyo
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mehrheitlich Kaffeebäume im Gebiet des Oberlaufs. Dies 
ist keine Wiederaufforstung, sondern eine Landumwid-
mung in Plantagen, die rein wirtschaftliche Interessen 
verfolgt. Insgesamt deuten die beschriebenen Aktivitäten 
darauf hin, dass sich das Militär nicht so sehr für Um-
weltschutz interessiert, sondern für Landkontrolle, wirt-
schaftliche Gewinne und (neue) Rohstoffquellen.
So hat das Militär dieses ökologische Renaturierungspro-
jekt für seine eigenen Zwecke übernommen. Der größte 
Teil des Citarum-Einzugsgebiets, insbesondere am Ober-
lauf, ist ländlich geprägt. Die militärische Präsenz dort 
erinnert nicht nur Beobachter:innen, sondern auch die 
Bevölkerung an das „ABRI Masuk Desa“3-Programm des 
Regimes der Neuen Ordnung.
2019 hat Jokowi die gesetzliche Grundlage für diese Ent-
wicklung geschaffen, indem er die Präsialverordnung 
Nr. 37 zur funktionalen Stellung der TNI (Tentara Nasio-
nal Indonesia,  Nationale Armee Indonesiens) erließ, durch 
die indirekt die dwifungsi ABRI4 wiederbelebt wurde. Das 
wirkt sich nicht nur auf das Citarum-Schutzprojekt aus, 
sondern dient gleichzeitig als Grundlage dafür, Präsenz 

3 Wörtlich übersetzt: ABRI (Angkatan Bersenjata Republik Indonesia, Be-
waffnete Streitkräfte der Republik Indonesien) betritt das Dorf. Ein 
Gemeinschaftsprogramm zur Beteiligung des Militärs an Entwick-
lungsprojekten, die gleichzeitig der Überwachung und Kontrolle 
von Bürger:innen dienten.

4 Wörtlich übersetzt: Duale Funktion. Eine Doktrin, die von Suhartos 
militärisch dominierter Regierung der Neuen Ordnung eingeführt 
wurde und dem Militär eine soziopolitische Rolle gab, die durch 
Parlamentssitze, hohe Positionen im öffentlichen Dienst und die Be-
teiligung an Entwicklungsprojekten im Land geprägt war.

und Aktivitäten des Militärs in Papua zu rechtfertigen. 
Die Planung und Gestaltung des Citarum Harum-Projekts 
gehen auf Ideen des Militärs zurück. Als Gegenleistung 
für die stärkere militärische Unterstützung, die Joko Wi-
dodo für seine Regierung brauchte, war es offensichtlich 
nicht genug, das Militärbudget im Staatshaushalt (Angga-
ran Pendapatan dan Belanja Negara, APBN) zu erhöhen und 
Militärvertreter:innen in strategische Regierungspositio-
nen zu bringen. Darüber hinaus hat Jokowi den Citarum 
praktisch an das Militär übergeben.
Die Ausweisung ökologischer Zonen am oberen Citarum 
erweist sich als explizite zivile Militärstrategie – inner-
halb einer Agrarstrategie, die ein reguliertes, legitimes 
und militarisiertes Gebiet schaffen soll, in dem der Schutz 
der Flussökologie als Mittel zur Landkontrolle und Erhö-
hung der Agrarproduktion dient. Diese militärstaatliche 
Struktur zur Verwaltung des Citarum-Einzugsgebiets 
durch Konzentration, Kontrolle und Vereinnahmung 
von Land, die von  ungehinderten Aneignungs- und Ent-
eignungsmaßnahmen am Oberlauf begleitet sind, steht 
für eine allgemeinere Entwicklung, die ich militarisier-
ten Kapitalismus nenne. Dabei verursacht das Citarum 
Harum-Projekt des indonesischen Militärs keine ökologi-
schen Schäden an sich, sondern versucht, die Lage durch 
Schutzmaßnahmen zur Sicherheit der Flussökologie zu 
verbessern. Dazu gehören Maßnahmen zur Flurberei-
nigung und Vermeidung ökologischer Schäden durch 
Monokulturen und Wasserverschmutzung, allerdings 
mit Mitteln der militärischen Flächenkonzentration und 
Intervention. Die Maßnahmen und die Bildung militä-
rischer Enklaven zeitigen auch sozialräumliche Wider-
sprüche. Diese bergen das Risiko, in unbeherrschbare 
gewaltvolle Konflikte umschlagen zu können. 
Am Startpunkt für jegliche Kritik an der militärischen 
Beteiligung am politischen und/oder wirtschaftlichen 
Bereich muss eine multidimensionale Analyse stehen. 
Letztlich haben alle militärisch geprägten politischen Re-
gierungen in Indonesien, indem sie sich auf die Loyalität 
des Militärs verließen und ihm erlaubten, sich in die Poli-
tik einzumischen, den Autoritarismus wieder gestärkt. 
Die Aktivitäten im Einzugsbereich des Citarum sind da-
für ein lebendiges Beispiel.

Frans Ari Prasetyo ist unabhängiger Wissenschaftler und Foto-
graf. Er ist beim Ethnography Lab an der University of Toronto 
tätig und seit den frühen 2000ern aktives Mitglied bei Network 
of Friends. Mit verschiedenen Basisgemeinden, Untergrundkol-
lektiven und Vertreter:innen der marginalisierten Stadtbevöl-
kerung arbeitet er in Projekten zu städtischer Politik. 

Saguling-Damm am Oberlauf des Citarum. © Frans Ari Prasetyo
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Umweltpolitik in Indonesien im Spiegel  
des Demokratieverfalls 
von Dirk Tomsa

Seit einigen Jahren nimmt die Qualität der indonesischen Demokratie kontinuierlich ab. Die demokratische Rückentwicklung, die sich 
durch Polarisierung, Populismus, mehr Korruption und staatliche Gewalt gegen Regierungskritiker:innen äußert, wirkt sich auch auf 
die Umweltpolitik des Landes aus. In diesem Artikel werden einige dieser Auswirkungen dargestellt. Obwohl die Regierung einige be-
merkenswerte Schritte unternommen hat, Lösungsansätze für ihre dringendsten Umweltprobleme wie Abholzung, Klimawandel und 
Verlust an Artenvielfalt zu finden, behindern langfristige institutionelle, strukturelle und mentale Faktoren einen effektiveren Natur- 
und Umweltschutz. Die demokratischen Rückschritte verschärfen diese Probleme noch.

Indonesien ist Heimat einiger der größten Regenwälder 
der Erde, verliert aber auch jedes Jahr große Teile davon 
durch Abholzung, Brandrodung und andere Maßnah-
men zur Umwidmung in Agrarflächen. Die Bewaldung 
sank von etwa 80 Prozent der gesamten Landfläche im 
Jahr 1950 auf schätzungsweise 53 Prozent im Jahr 2015 
(FAO, 2016), obwohl in einem aktuellen Bericht des indo-
nesischen Umwelt- und Forstministeriums (Indonesian 
Ministry of Environment and Forestry, 2020) behauptet 
wird, 64 Prozent der Landfläche des Landes seien noch 
immer bewaldet. Solche Regierungsdaten beziehen aller-
dings auch Sekundärwald und Plantagen in ihre Defini-
tion von Wald mit ein.
Bekannte Tiere wie das Sumatra-Nashorn, der Suma-
tra-Tiger, der Orang-Utan und viele andere weniger 
bekannte Tier- und Pflanzenarten sind bereits gefähr-
det. Darüber hinaus haben viele vom Wald abhängige 
menschliche Gemeinschaften ihr Land verloren, weil 
sich Palmöl- und Bergbaukonzerne weiter ausgebreitet 
haben. Waldbrände haben regionale Luftverschmut-
zungskrisen ausgelöst, und Indonesien ist heute einer 
der weltweit größten Emittenten von Treibhausgasen. 
Gleichzeitig ist das Land sehr anfällig für die zerstöre-
rischen Folgen des Klimawandels geworden, da es we-
gen seiner tropischen und insularen Geografie stark von 
steigenden Meeresspiegeln, extremen Wetterereignissen 
und entsprechenden Störungen für Landwirtschaft und 
Fischerei betroffen ist.
Außerdem wird die indonesische Artenvielfalt durch 
Jagd und Wilderei bedroht. Eine Studie zum Rückgang 
der Orang-Utans in Borneo zwischen 1999 und 2015 kam 

beispielsweise zu dem Ergebnis, dass auch in Gebieten, 
in denen der Wald noch intakt war, große Verluste durch 
Jagd zu verbuchen waren (Voigt et al., 2018). Neben gro-
ßen Säugetieren sind auch Singvögel durch illegalen 
Handel gefährdet. Weil die Käfighaltung der Tiere so be-
liebt ist, haben sich Singvogelfallen derart verbreitet, dass 
einige Naturschützer:innen den Käfigvogelhandel – ne-
ben dem Verlust an Lebensräumen – heute als die größte 
Bedrohung der indonesischen Avifauna betrachten.
Die Besorgnis über die indonesischen Umweltprobleme 
ist natürlich nicht neu. Aber während der ersten Reform-
asi-Jahre herrschte weithin die Hoffnung, die Demokratie 
könnte zu einer besseren Umweltpolitik führen – insbe-
sondere als Indonesiens sechster Präsident, Susilo Bam-
bang Yudhoyono, ein neues Gesetz über Umweltschutz 
und -management auf den Weg brachte und neue Abhol-
zungs- und Brandgenehmigungen zur Landumwidmung 
per Moratorium aussetzte.
Der momentane Präsident Jokowi hat dieses Moratorium 
nicht nur verlängert, sondern sogar dauerhaft gemacht. 
Außerdem hat er auch unkonventionellere Schritte un-
ternommen, um das Problem der Rodung anzugehen. 
So hat er etwa gedroht, Militär- und Polizeibedienstete 
zu entlassen, die die Brandrodung von Wäldern in den 
ihnen unterstellten Regionen nicht verhindern konnten. 
Darüber hinaus hat er die für den Umweltschutz verant-
wortlichen Institutionen durch ein neues Umwelt- und 
Forstministerium umstrukturiert. Und im Juni 2018 hat 
die Regierung ihre Liste landesweit geschützter Pflan-
zen- und Tierarten auf den neuesten Stand gebracht und 
von 677 auf 919 Arten erweitert, um den Behörden besse-

Wattengebiet in Kendari, Südostsulawesi. © Dirk Tomsa
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re Rechtsmittel für den Kampf gegen den Rückgang der 
Artenvielfalt zu geben.

Diese Schritte zur Verbesserung der indonesischen Um-
weltpolitik hatten einige bemerkenswerte Ergebnisse: So 
hat die indonesische Abholzungsrate 2020 einen neuen 
Tiefstand erreicht. Aber angesichts der dubiosen Regie-
rungsdefinition von „Wald“ und der Schwierigkeit, den 
Einfluss anderer Faktoren außerhalb staatlicher Kontrolle 
zu messen (z.B. der wirtschaftlichen Schäden durch die 
COVID-19-Pandemie), sorgen sich viele Umweltschüt-
zer:innen, dies könne ein vorübergehender Effekt sein, 
da viele institutionelle, strukturelle und mentale Hinder-
nisse für einen besseren Schutz weiterhin bestehen.
Erstens wird der institutionelle Rahmen des Landes 
immer noch durch Mängel, Schlupflöcher und Umset-
zungsprobleme behindert. So wurde die überarbeitete 
Artenliste von 2018 ursprünglich als wichtiger Schritt ge-
lobt, aber nachfolgende Änderungen hoben den Schutz 
einiger weltweit bedrohter Arten im Land wieder auf. 
Ähnliche Schlupflöcher finden sich auch in anderen 
wichtigen Regelwerken, darunter auch im Verbot der Zu-
lassungen zur Landumwidmung und im Umweltgesetz 
von 2009. Noch weiter verschärft wird die institutionelle 

Ineffizienz dadurch, dass bestehende Gesetze nur halb-
herzig durchgesetzt werden. Um diese Mängel zu behe-
ben, setzen sich Organisationen wie die Weltbank dafür 
ein, umweltpolitische Erwägungen besser in die Pla-
nungsprozesse zur Land- und Ressourcenverwendung 
zu integrieren.
Solche institutionellen Reformen müssen allerdings 
durch Bemühungen ergänzt werden, die grundlegenden 
Strukturen der politischen Ökonomie Indonesiens zu 
verändern, die traditionell von Renditestreben und der 
Ausbeutung natürlicher Ressourcen geprägt ist. Palm-
öl- und Holzexporte tragen jährlich Milliarden Dollar 
zur indonesischen Volkswirtschaft bei. Der Großteil 
der Gewinne fließt an oligarchische Konzerne und ihre 
globalen Handelspartner:innen, aber auch Millionen 
kleinerer Akteur:innen profitieren davon, dass sie in die 
komplexen Lieferketten des globalen Kapitalismus inte-
griert sind. Solange die indonesische Strategie der Wirt-
schaftsentwicklung so sehr von der Ausbeutung der 
Natur abhängt, ist eine weitere Degradierung von Land 
und Wäldern fast unvermeidlich.
Noch verstärkt werden diese strukturellen und institu-
tionellen Hindernisse für den Umweltschutz durch das 
mangelnde Umweltbewusstsein vieler Indonesier:innen 
und durch tief verwurzelte kulturelle Traditionen, die 
immer noch Umweltschäden verursachen und die Arten-
vielfalt verringern. Der Handel mit Singvögeln ist nur 
ein Beispiel dafür, wo sich diese Faktoren überschneiden: 
Daten aus Meinungsumfragen zeigen, dass Bewusstsein 
und Betroffenheit über die Verbindung zwischen dem 
Halten von Singvögeln und dem Rückgang der Arten-
vielfalt niedrig sind, ebenso wie die allgemeine Sorge 
über die Umwelt oder den Klimawandel (LSI, 2021).
Ein Weg, das Umweltbewusstsein zu vergrößern, könn-
te darin bestehen, den Umweltschutz in den nationalen 
Schullehrplan zu übernehmen, denn laut Parker (2017) 
bieten sowohl die Lehrpläne als auch die Schulbücher 
weiterführender Schulen bisher kaum Aufklärung über 
die Umwelt. Noch komplizierter wird es dadurch, dass 
die indonesische Regierung externe Kritik oder auch nur 
umweltpolitische Ratschläge oft als Angriff auf die natio-
nalen Interessen betrachtet – insbesondere was die Nach-
haltigkeit der Palmölindustrie betrifft.
Angesichts des komplexen Zusammenspiels institutio-
neller, struktureller und kultureller Faktoren erscheinen 
die Aussichten auf besseren Umweltschutz in Indone-
sien gering. Noch mehr Grund zur Sorge ist allerdings, 
dass der jüngste Rückgang der demokratischen Quali-
tät neue Probleme schafft, die den Spielraum für Dialog 
und Kooperation zwischen der Regierung auf der einen 
und Wissenschaftler:innen, Umweltaktivist:innen sowie 
internationalen Nichtregierungsorganisationen auf der 
anderen Seite weiter verringert. Hier sind mindestens 
vier wichtige Merkmale der demokratischen Regression 
Indonesiens relevant:
Erstens wird es aufgrund der zunehmenden Neigung 
der Regierung, Kritiker:innen strafrechtlich zu verfol-
gen und zum Schweigen zu bringen, immer schwieriger, 
gegen die Korruption im Forstsektor oder die negativen 
Effekte von Infrastrukturprojekten auf die Umwelt die 
Stimme zu erheben. So hat Indonesien Anfang 2020 einen 
französischen Wissenschaftler des Landes verwiesen, 
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der die staatliche Erfassungsmethode von Waldbränden 
kritisiert hatte. Auch berichten lokale indonesische For-
scher:innen von Einschüchterung und Doxing1. 
Zweitens haben die vereinten Kräfte von Populismus 
und islamischem Konservatismus den Spielraum für 
wissenschaftsorientierte Politik eingeschränkt und natio-
nalistische Diskurse über Wissenschaft und Lebensmit-
telsicherheit auf Kosten des Umweltschutzes befeuert. Das 
ehrgeizige „Food-Estate-Programm“ der Regierung ent-
hält beispielsweise Pläne, große geschützte Waldgebiete 
in Landwirtschaftsflächen umzuwandeln – und dies auch 
in politisch heiklen Gebieten wie in Westpapua. 
Drittens wird die zunehmende oligarchische Dominanz 
wahrscheinlich schlimme Auswirkungen auf die Um-
welt haben. Besonders besorgniserregend sind in dieser 
Hinsicht die Schwächung der Kommission für Korrupti-
onsbekämpfung (KPK) und die Verabschiedung des um-
strittenen Omnibusgesetzes zur Arbeitsplatzförderung. 
So hat das Omnibusgesetz wichtige umweltpolitische 
Regeln aufgehoben oder verändert, um Investitionen zu 
vereinfachen. Gleichzeitig hat die KPK einen Großteil 
ihrer Macht verloren, die sie einst so effektiv einsetzen 
konnte, um illegale Bündnisse zwischen Lokalregierun-
gen und der Holzwirtschaft aufzudecken. 
Und viertens hat die soziopolitische Polarisierung zwi-
schen radikalen Islamist:innen und Unterstützer:innen 
von Präsident Jokowi zu einer Überbetonung morali-
scher und nationalistischer Werte geführt – nicht nur im 
öffentlichen politischen Diskurs, sondern auch in den 
Lehrplänen der Schulen, wo es so gut wie keinen Um-
weltunterricht gibt.
Alles in allem lässt die politische Entwicklung in Indo-
nesien Schlimmes für die bereits angeschlagene Umwelt 
des Landes befürchten. Der Niedergang der Demokratie 

1 Unter Doxing versteht man das internetbasierte Zusammentragen 
und anschließende Veröffentlichen personenbezogener Daten, zu-
meist mit bösartigen Absichten gegenüber den Betroffenen. 

muss dringend gestoppt werden – nicht nur um Indone-
siens Demokratie zu retten, sondern auch um das einma-
lige Naturerbe des Landes besser schützen zu können.

Dirk Tomsa ist außerordentlicher Professor für Politik an der La 
Trobe University im australischen Melbourne. Zu seinen größten 
Forschungsinteressen gehören Wahlen, politische Parteien und 
Umweltpolitik in Indonesien und Südostasien.
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Hintergrund
Seit Anfang 2015 haben sich Millionen prekär Beschäftigte 
der aufstrebenden indonesischen Plattformökonomie an-
geschlossen. Die Digitalwirtschaft im Land breitet sich 
durch den riesigen und weiter wachsenden Markt schnell 
aus. 2018 gab es mindestens 1.807 aktive Start-ups – die 
größte Zahl in den ASEAN-Ländern (Association of South-
east Asian Nations) und die sechstgrößte weltweit (Adining-
sih et al., 2019). Die beiden führenden Unternehmen im 
indonesischen Mitfahrsektor sind Go-Jek und Grab. Beide 
sind schon seit fast einem Jahrzehnt im Geschäft. 
Go-Jek ist ein indonesischer Konzern, der 2010 gegründet 
wurde. Allein in Indonesien waren 2019 über 2,5 Millionen 
Fahrer:innen in über 167 Städten und Distrikten für Go-Jek 
tätig (Adiningsih et al., 2019). Das Unternehmen ist auch in 
Vietnam, Thailand, Singapur und den Philippinen aktiv.
Grab, der zweite große Akteur und heute in Singapur an-
sässig, wurde 2012 in Malaysia gegründet und kam 2014 
auf den indonesischen Markt. Grab ist in 100 Städten des 
Landes vertreten, ebenso wie in vielen Städten anderer 
südostasiatischer Staaten. Anfang 2018 hat die Anzahl 
der Grab-Fahrer:innen in Indonesien die Zwei-Millio-
nen-Grenze überschritten. 2019 hat das Unternehmen 
bereits über neun Millionen Fahrer:innen in ganz Süd-
ostasien beschäftigt und 14 unterschiedliche Arten von 
On-Demand-Dienstleistungen angeboten (Jayani, 2019). 
Dass sich diese „Gig-Economy“ so schnell ausbreitet, 
führt zu sozialen Veränderungen – darunter horizontale 
Konflikte zwischen Beschäftigten im Mitfahrsektor und 
die algorithmische Ausbeutung von Arbeitnehmer:innen 
durch die Plattformunternehmen. Als Antwort auf diese 

Veränderungen versuchen die Fahrer:innen, sich gemein-
schaftlich zu organisieren. In diesem Artikel wird dis-
kutiert, mit welchen Organisationsstrategien sie auf die 
veränderten Arbeitsbeziehungen reagieren.

Verdrängung traditioneller Transportmittel durch 
Plattformunternehmen
Die Kehrseite der momentanen Beliebtheit der Gig-Eco-
nomy, die insbesondere im Mitfahrsektor von Platt-
formunternehmen wie Go-Jek und Grab dominiert wird, 
besteht aus wiederholten Zusammenstößen zwischen 
traditionellen Fahrer:innen und solchen, die über eine 
App gebucht werden können. Diese Konfrontationen ent-
standen aus dem starken Widerstand der traditionellen 
Transportunternehmen gegen app-basierte Transport-
dienste und führten zu Protesten und Gewalt (Ford und 
Honan, 2019; Panimbang et al., 2020). Tatsächlich haben 
die neuen Transportdienste versucht, den traditionellen 
Sektor durch die Abwerbung von Fahrer:innen zu schwä-
chen. Einige Zusammenstöße zwischen Fahrer:innen in 
mehreren Städten haben es in die Schlagzeilen geschafft 
und kontroverse öffentliche Debatten ausgelöst. Die Re-
aktion der Regierung auf die Proteste und Konflikte der 
Fahrer:innen war unentschlossen und langsam.
Als diese horizontalen Konflikte mit der Zeit abebbten, 
begannen die Unternehmen wieder, Tausende neue Fah-
rer:innen einzustellen, was die vielen ungelösten Proble-
me weiter vertiefte. So hat Go-Jek beispielsweise im August 
2015 Zehntausende traditionelle Fahrer:innen rekrutiert 
und zu eigenen Mitarbeiter:innen gemacht – Tausende pro 
Tag (Aulia, 2015).

Wie Fahrer:innen der Plattformökonomie in Indonesien Strategien 
entwickeln und gemeinsame Aktionen organisieren
von Fahmi Panimbang

Seit Anfang 2015 haben sich Millionen prekär Beschäftigte der aufstrebenden indonesischen Plattformökonomie angeschlossen. Dass 
sich diese „Gig-Economy“ so schnell ausbreitet, führt zu sozialen Veränderungen – darunter horizontale Konflikte zwischen Beschäf-
tigten im Mitfahrsektor und die algorithmische Ausbeutung von Arbeitnehmer:innen durch die Plattformunternehmen. Als Antwort 
auf diese Veränderungen versuchen die Fahrer:innen, sich gemeinschaftlich zu organisieren. In diesem Artikel wird diskutiert, mit 
welchen Organisationsstrategien sie auf die veränderten Arbeitsbeziehungen reagieren.
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Bis heute sind noch mehr traditionelle Fahrer:innen zum 
app-basierten Transportsektor gewechselt – insbeson-
dere, weil sie von den Unternehmen weiterhin gezielt 
rekrutiert werden. Die speziellen Anforderungen der Un-
ternehmen für den Wechsel zu ihren Plattformen wur-
den für traditionelle Fahrer:innen erheblich erleichtert. 
So wurde deren Widerstand geschwächt, und sie wurden 
aus ihrem angestammten Aktivitätsbereich verdrängt.

Rechtliche Kontroversen und das Machtbewusstsein 
der Eliten
Zwischen 2015 und 2016 gab es öffentliche Debatten über 
die rechtlichen Aspekte app-basierter Transporte, und 
mit der Zeit hat die Regierung dazu viele neue Regulie-
rungen erlassen. Bis Anfang 2016 waren solche neuarti-
gen Transportunternehmen nach indonesischem Recht 
illegal. Dann aber gelang es Plattformunternehmen, ihre 
Legalisierung von der Regierung zu erwirken.
Präsident Joko Widodo (Jokowi) hat die app-basierten 
Unternehmen mehrfach öffentlich in Schutz genommen. 
Seine Unterstützung für sie beruht vielleicht nicht nur 
auf dem beliebten Argument, die digitale Wirtschaft im 
Land müsse gefördert werden, sondern könnte auch mit 
der Tatsache zusammenhängen, dass die Familien des 
Go-Jek-Geschäftsführers und der obersten Konzernlei-
tung zur indonesischen Machtelite gehören. 
Erwähnenswert ist auch, dass Jokowi an mehreren öffent-
lichen Go-Jek-Veranstaltungen teilgenommen hat – eine 
offensichtliche Geste der Anerkennung. Beispielsweise 
hat er bei einer solchen Veranstaltung mit Fahrer:innen in 
Jakarta am 11. April 2019 gefragt, ob ihm jemand im Pub-
likum über Gofood, Go-Jeks Menülieferdienst, einmal Saté 
Ayam (Hähnchenfleisch-Saté) in den Bogor-Präsidenten-
palast geliefert habe. Als ein Fahrer die Hand hob, wurde 
er zu einem kurzen Gespräch auf die Bühne eingeladen 
und bekam vom Präsidenten ein Fahrrad geschenkt. Im 
Jahr davor, als Go-Jek seine vietnamesische Tochtergesell-
schaft Go-Viet ins Leben rief, war der Präsident dafür so-
gar bis nach Hanoi gereist.

Auch Grab hat vom Schutz der Regierung profitiert, wenn 
auch weniger offensichtlich als Go-Jek: Engagiert in die-
ser Sache zeigt sich besonders Luhut Panjaitan, einer der 
vertrautesten Assistenten des Präsidenten, der auch Ko-
ordinationsminister für maritime Angelegenheiten und 
Investitionen ist und zwischen 1999 und 2000 indonesi-

scher Botschafter in Singapur war. Unter anderem arbei-
tet Grab seit 2019 offiziell mit der Regierung zusammen, 
indem der Konzern an sieben Flughäfen in Sumatra 
app-basierte Transportleistungen anbietet (Reily, 2019).
Die häufig unsichtbaren politischen Entscheidungspro-
zesse und die Macht der Elite, die hinter dem Aufstieg 
der app-basierten Transportunternehmen stehen, führen 
zu realen Sorgen, was den Broterwerb der Angestellten 
betrifft – nicht nur der traditionellen Fahrer:innen, die 
nach und nach aus dem Sektor gedrängt wurden, son-
dern auch der vielen app-basierten Fahrer:innen, deren 
Einkommen durch den starken Wettbewerb um die be-
grenzte Zahl von Kund:innen immer stärker sinkt. 

Organisationsstrategien und gemeinsame Aktionen 
der Fahrer:innen
Nachdem die traditionellen Transportdienste nach und 
nach verdrängt wurden und an Bedeutung verloren, 
lassen app-basierte Fahrer:innen – trotz ihrer Schwie-
rigkeiten – interessante Reaktionen auf ihre Arbeitsbedin-
gungen erkennen: Sie organisieren sich auf verschiedenste 
Weise, insbesondere in Gemeinschaften und Verbänden. 
Ihre organisatorischen Strukturen und Funktionsweisen 
sind sehr flexibel und informell, was es ihnen erleichtert, 
landesweite Verbindungen und Netzwerke zwischen ver-
schiedenen Fahrer:innenorganisationen zu schaffen. Jeden 
Tag kommunizieren die Fahrer:innen über digitale Kom-
munikationskanäle und bei täglichen persönlichen Treffen 
an ihren Pausenplätzen – und können sich so vernetzen. 
Dies ist in der Geschichte der Arbeitnehmer:innenorgani-
sationen Indonesiens eine völlig neue Entwicklung.
Hervortun sich bei dieser neuen Zusammenarbeit die frei-
willigen Fahrer:innengruppen, die als Schnellreaktions-
teams (Unit Reaksi Cepat, URC) bekannt sind. Die URCs sind 
Einsatzgruppen von Fahrer:innen, die notfalls, beispiels-
weise bei einem Verkehrsunfall, Hilfe leisten. Sie bestehen 
aus mehreren Delegationen mit jeweils zwei bis vier Mit-
gliedern aus jeder Fahrer:innengemeinschaft. URCs gibt es 
in den meisten Städten und Regionen des Landes. Obwohl 
diese Teams nur auf Stadt- oder Kreisebene tätig sind, kön-
nen sie sich leicht mit fast jedem anderen URC im ganzen 
Land in Verbindung setzen. Dies findet über Kommunika-
tionsplattformen statt – insbesondere über die beliebtesten 
und am leichtesten zugänglichen Messanger-Dienste wie 
WhatsApp –, über die die Fahrer:innen Informationen mit-
einander austauschen und oft Tag und Nacht ohne Unter-
brechung in Kontakt mit ihrem Netzwerk an Kolleg:innen 
stehen. Dieser ständige Kontakt ist möglich, da die Fah-
rer:innen zu bestimmten Zeitpunkten anhalten müssen, 
um ihre Telefone aufzuladen oder sich nach einer langen 
Fahrt auszuruhen. Viele wollen vielleicht auch einfach 
anderen Gemeinschaftsmitgliedern ihre Position übermit-
teln, um sich gegen Notfälle oder Verbrechen abzusichern. 
Diese gegenseitige Unterstützung wird von den Fahrer:in-
nen als sehr hilfreich für ihre Arbeitsorganisation einge-
schätzt (Panimbang, 2021).
Eine weitere wichtige Funktion dieser Organisationen 
besteht im Aufbau von Netzwerken und Bündnissen. 
Als Symbole für ihre Vernetzung und Kontaktaufnahme 
dienen dabei gemeinschaftliche Abzeichen und Anhän-
ger. Die gemeinschaftlichen Logos und Mottos, die auf 
Flaggen, Abzeichen und Aufkleber gedruckt sind, beto-

29Umwelt und Arbeit

© Adrian Mulya



nen den kollektiven und solidarischen Anspruch. Dabei 
gehören Solidarität (solidaritas) und Zusammengehörig-
keit (kebersamaan) zu den beliebtesten Begriffen. Diese 
Aufkleber und Abzeichen werden bei Besuchen mit ande-
ren Fahrer:innengemeinschaften ausgetauscht. Wie viele 
davon eine Gemeinschaft besitzt, ist ein Zeichen für ihre 
Fähigkeit zur Vernetzung. Je mehr Aufkleber auf ihrem 
Banner oder der Wand ihres Treffpunkts kleben, desto 
größer ist ihr Netzwerk und die Anzahl der geknüpften 
Freundschaften. Mit dieser Vernetzungspraxis spielen 
Fahrer:innengemeinschaften oder -verbände, die aktiv an 
Vereinsterminen wie Jahrestagen oder sozialen Aktionen 
beteiligt sind, eine wichtige Rolle beim Aufbau alterna-
tiver sozialer Beziehungen. So schaffen die Fahrer:innen 
ein Gegengewicht zu ihrer Mobilität und Bewegung und 
machen jeden Ort zu einem gemeinschaftlichen Ort. Noch 
wichtiger: Angestellte oder Fahrer:innen werden überall 
wie Familienmitglieder aufgenommen (Panimbang, 2021).
Hat beispielsweise ein:e Fahrer:in einer Gemeinschaft aus 
einer weit entfernten Gegend ein Problem oder einen Un-
fall, muss ihm oder ihr eine Gemeinschaft in der Nähe des 
Unfallorts helfen. So etwas wird dann von Einsatzleiter:in-
nen über WhatsApp kommuniziert. Dabei scheinen sich 
alle Fahrer:innen auf ein ungeschriebenes Gesetz zu eini-
gen: „Wenn ihr auch so behandelt werden möchtet, müsst 
ihr euren Kolleg:innen helfen.“ 
Ein weiteres Beispiel für die Solidarität unter den Mit-
gliedern ist die gegenseitige Hilfe während der Probleme 
durch die COVID-19-Pandemie, als die Transportaktivitä-
ten weitgehend zum Erliegen kamen: Einige Fahrer:innen-
vereine sammelten Geld von Mitgliedern, die zusätzlich 
zum app-basierten Transport noch andere Jobs hatten, und 
verteilten es an andere, die ausschließlich vom Verdienst 
ihrer Fahrtätigkeit abhängig waren. Gemeinsam mit den 
Verbindungen und der Freundschaft der Fahrer:innen ist 
diese praktische Solidarität an vielen Orten tief verwurzelt.

Inzwischen sind diese Fahrer:innenorganisationen zu 
Hotspots gemeinsamer Mobilisierung geworden, weshalb 
sie von den staatlichen Behörden und den Plattformunter-
nehmen – die jegliche mögliche Störung durch Fahrer:in-
nen erkennen und verhindern wollen – als strategische 
Akteure betrachtet werden. Weil sie bei den Protestbe-
wegungen zwischen 2015 und 2018 eine wichtige Rolle 
gespielt haben, werden darüber hinaus einige dieser Or-

ganisationen, insbesondere die URC-Teams, von der Poli-
zei und den Plattformunternehmen streng überwacht.

Schlussfolgerung
Es ist offensichtlich, dass das gemeinschaftliche Handeln 
app-basierter Fahrer:innen einen wichtigen kollektiven 
Einfluss auf die öffentliche Politik Indonesiens ausübt. 
Durch Fahrer:innengemeinschaften und -vereine können 
sich die Plattformarbeiter:innen zusammentun und den 
Staat und das Kapital herausfordern. Bei einigen Protest-
aufrufen wurden sie bereits gemeinsam aktiv, und sie ha-
ben Strategien entwickelt, um ihre Arbeitsbedingungen 
zu verbessern – wie es jene von ihnen zeigen konnten, die 
an Regulierungsdiskussionen mit dem Transportminis-
terium beteiligt waren (Panimbang et al., 2020).
Die Gemeinschaftsaktionen der Fahrer:innen haben die 
Regierung und die Plattformunternehmen gezwungen, 
ihre Politik teilweise zu ändern. So müssen die Unter-
nehmen nun Lebensversicherungen und Unfallentschä-
digungen zur Verfügung stellen, was als Fortschritt 
angesehen werden kann, auch wenn die Fahrer:innen 
dafür eine monatliche Prämie zu zahlen haben. Dies sind 
Beispiele für einen ständigen Machtkampf zwischen den 
Arbeiter:innen und Fahrer:innen der Gig-Ökonomie auf 
der einen und ihren Arbeitgeber:innen, den Plattform-
unternehmen, und der Regierung auf der anderen Seite. 
Wie dieser Artikel zeigt, haben Jokowi und seine Re-
gierung die Plattformunternehmen offensichtlich stär-
ker unterstützt als deren Angestellte. Das kürzlich 
eingeführte Omnibusgesetz, das Indonesiens arbeiten-
de Bevölkerung benachteiligt, zeigt, dass sich unter der 
aktuellen Regierung der bürgerliche und demokratische 
Spielraum verkleinert. Allem Anschein zum Trotz ver- 
suchen die Fahrer:innenorganisationen mit ihren Stra-
tegien und gemeinsamen Aktionen weiterhin, die Ar-
beits- und Sozialbeziehungen im Land in ihrem Sinne zu 
gestalten.

Fahmi Panimbang ist Arbeitswissenschaftler in Indonesien. Zu 
seinen Publikationen gehört Resistance on the continent of labour: 
Strategies and initiatives of labour organizing in Asia (2017), veröf-
fentlicht vom Asia Monitor Resource Centre (AMRC) in Hongkong.
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Eine neue Gruppe von Staats- und Gesellschafts-„Feinden“
Zur Situation der LGBTI*-Community in Indonesien
von Papang Hidayat

Der politische Führungswechsel im Jahr 2014 nährte anfänglich die Hoffnung auf neue positive Impulse für Demokratie und Men-
schenrechte, hatte doch Präsident Joko Widodo, unterstützt von pluralistisch orientierten Kräften, Menschenrechts- und Antikor-
ruptionsaktivist:innen sowie vielen anderen zivilgesellschaftlichen Gruppen, die Präsidentschaftswahlen gewonnen. Die an Jokowi 
geknüpften Hoffnungen in Sachen Menschenrechte, Korruptionsbekämpfung, Demokratie und Minderheitenschutz lösten sich jedoch 
binnen kürzester Zeit in Luft auf. Mit der Verschärfung der politischen Polarisierung nahmen die Spannungen entlang der Grenzen 
religiöser Identität zu, und aus der Mehrheitsgruppe häuften sich Angriffe im Namen der Religion auf vulnerable Minderheitengrup-
pen, so auch auf die Gruppe der LGBTI*.

Wachsender Einfluss religiöser Identitätspolitik
Expert:innen und Beobachter:innen der Menschenrecht-
slage und der demokratischen Entwicklung sind sich ein-
ig, dass in Indonesien im letzten Jahrzehnt im Hinblick 
auf die Menschenrechte und die Qualität der Demokratie 
Rückschritte zu verzeichnen sind, u.a. aufgrund einer 
wachsenden Politisierung der religiösen Identität. Einer 
der Indikatoren dieser Entwicklung ist die zunehmende 
Verfolgung von marginalisierten Gruppen. Das lässt sich 
beispielhaft belegen an der Verfolgung der Gruppe les-
bischer, schwuler, bisexueller, transgender- und inter-
sexueller Personen (LGBTI*) bzw. der Menschen, die in 
Indonesien als LGBTI* wahrgenommen werden. Auch 
wenn derzeit in Indonesien die Angehörigen dieser Grup-
pe vielfach Zielscheibe öffentlichen Hasses sind, sollen 
auch einzelne neuere Entwicklungen genannt werden, die 
Anlass zur Hoffnung auf mögliche Fortschritte geben. Be-
dauerlicherweise verläuft die indonesische Entwicklung 
konträr zu der in etlichen anderen Staaten, die weiterhin 
das Ziel verfolgen, diskriminierende Praktiken gegen-
über LGBTI* zu unterbinden – sei dies durch eine Politik 
der Entkriminalisierung oder auch mittels ausdrück-
licher rechtlicher Garantien. Der politische Führungs-
wechsel im Jahr 2014 nährte anfänglich die Hoffnung 
auf neue positive Impulse im Bereich von Demokratie 
und Menschenrechten, hatte doch der ‚volksnahe‘ Joko 
Widodo (Jokowi) – unterstützt von pluralistisch orien-
tierten Kräften, Menschenrechts- und Antikorruptions- 

aktivist:innen sowie vielen anderen zivilgesellschaftli-
chen Gruppen – die Präsidentschaftswahlen gewonnen 
und nicht sein Gegenkandidat, der von konservativen 
islamischen Kräften unterstützte Prabowo Subianto, 
Ex-Schwiegersohn Suhartos und Ex-General mit einer 
düsteren Geschichte von Menschenrechtsverletzungen. 
Die an Jokowi geknüpften Hoffnungen in Sachen Men-
schenrechte, Korruptionsbekämpfung, Demokratie und 
Minderheitenschutz lösten sich jedoch binnen kürzester 
Zeit in Luft auf. Mit der Verschärfung der politischen Po-
larisierung nahmen die Spannungen entlang der Gren-
zen religiöser Identität zu, und aus der Mehrheitsgruppe 
häuften sich Angriffe im Namen der Religion auf vulne-
rable Minderheiten, so auch auf die Gruppe der LGBTI*. 
Ein Blick auf Menge und Qualität der Angriffe auf vulne-
rable Minoritäten weist seit 2014 mehrfach auf neue „Re-
korde“ hin – auch wenn nicht alle von ihnen direkt der 
Politik von Präsident Jokowi zuzuschreiben sind. Im Ap-
ril 2016 wurde in Aceh eine Frau christlicher Konfession 
mit 28 Stockhieben bestraft, weil sie alkoholische Geträn-
ke verkauft hatte (The Straits Times, 2016). Im Mai 2017 
verurteilte ein Gericht in Jakarta den chinesisch-stäm-
migen Christen Basuki Tjahaja Purnama (auch bekannt 
unter dem Namen „Ahok”) wegen Blasphemie zu zwei 
Jahren Gefängnis, weil er eine Bestimmung im Heiligen 
Buch der Muslime kommentiert hatte (Human Rights 
Watch, 2017). Ahok war zu diesem Zeitpunkt Gouver-
neur von Jakarta, und dies war die erste Verurteilung we-
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gen Blasphemie gegen einen hochrangigen Amtsträger, 
der zugleich ein politischer Verbündeter von Präsident 
Jokowi war. Nur wenige Tage später bestraften die örtli-
chen Behörden in Aceh zwei schwule Männer mit jeweils 
85 Stockhieben (BBC, 2017).
Die Verfolgung der LGBTI*-Community und die Angriffe 
auf sie beschränkten sich nicht auf einzelne Fälle. Viel-
mehr erlebte die Community nach 2016 erhebliche Rück-
schläge in ihrer Bemühung um ein gleichberechtigtes 
Leben. Dies folgte im Anschluss an eine Reihe irrefüh-
render, irrationaler und hetzerischer Aussagen seitens 
öffentlicher Amtsträger:innen und Politiker:innen, die in 
ihrem Gehalt an Aussagen im früheren Nazi-Deutschland 
erinnerten. Nun hatte die indonesische LGBTI*-Com-
munity schon früher unter der Diskriminierung durch 
Staatsbedienstete wie auch seitens der Öffentlichkeit zu 
leiden; seit 2016 sind die Verfolgungs- und Diskriminie-
rungspraktiken jedoch viel weiter verbreitet und haben 
sich intensiviert. So legte eine Umfrage des Thinktanks 
SMRC (Saiful Mujani Research Center) aus dem Jahr 2016 
das hohe Maß an Ablehnung gegenüber der LGBTI* in 
der Öffentlichkeit offen: Die Ablehnung ist so groß, dass 
die Gruppe der LGBTI* an zweiter Stelle hinter dem isla-
mischen Staat (IS, 25,5 Prozent) genannt wurde und mit 
einer Ablehnung von 16,6 Prozent die „konventionellen“ 
Trägergruppen öffentlicher Ablehnung überrundete, wie 
etwa Kommunist:innen (11,8 Prozent) und Juden (fünf 
Prozent).1 Wir erleben auch, dass Politiker:innen und 
konservative religiöse Gruppen mit ihren Forderungen 
nach einem härteren Strafrecht gegenüber LGBTI*-Men-
schen in der Öffentlichkeit geradezu wetteifern. 

1 Vgl. die Zusammenfassung der Meinungsforschungsstudie in: 
https://databoks.katadata.co.id/datapublish/2016/12/27/smrc-isis 
-kelompok-yang-paling-tidak-disukai. Vgl. ferner: Komnas HAM 
(2016). Upaya Negara Menjamin Hak-Hak Kelompok Minoritas di 
Indonesia; Sebuah Laporan Awal. Jakarta; Wahid Foundation, a 
National Survey Report, LGBTI people is the most disliked group 
above the communist, Jewish people, Christians, Shi’a follow-
ers, Wahhabi followers, Buddhists and Chinese Indonesian (siehe 
https://drive.google.com/file/d/0B91i4HE8Ta2mZ21iRkp6MX-
VIT3M/view); Reuters (2018). Most Indonesians feel ‘threatened’ 
by LGBT community; survey. 25. Januar 2018. https://www.reuters. 
com/article/us-indonesia-lgbt/most-indonesians-feel-threatened 
-by-lgbt-community-survey-idUSKBN1FE1KG.

Bevor wir jedoch die explosiven Auswirkungen negativer 
Äußerungen von Amtsträger:innen über LGBTI* näher in 
den Blick nehmen, ist es wichtig, den relevanten recht-
lichen Rahmen zu kennen.

Relevanter Rechtsrahmen 
Das indonesische Strafrecht sieht keine Bestrafung einer 
Person wegen einer von der Bevölkerungsmehrheit ab-
weichenden sexuellen Orientierung oder Genderiden-
tität vor. Damit kann im indonesischen Rechtssystem 
– gemäß dem Strafgesetzbuch – eine Person nicht allein 
deswegen verurteilt werden, weil sie lesbisch, schwul, 
bisexuell oder transgender ist. Es gibt jedoch auch kei-
ne gesetzlichen Bestimmungen, die LGBTI*-Rechte aus-
drücklich anerkennen. Die indonesische Verfassung von 
1945 besagt in Artikel 28I (2) jedoch, dass „jeder Mensch 
[…] das Recht [hat], frei zu sein von Diskriminierung auf 
welcher Grundlage auch immer, sowie Anspruch hat auf 
Schutz vor diskriminierender Behandlung“. Leider gibt 
es mit dem Gesetz über die Einwohnerverwaltung (UU 
Nr. 23/2006) einen Rechtsrahmen, der nur das binäre Ge-
schlechtersystem, männlich und weiblich, anerkennt (Ar-
tikel 60 und 64). Zur Strafverfolgung von LGBTI* werden 
daher häufig andere problematische Rechtsvorschriften 
herangezogen, beispielsweise das Pornographiegesetz 
(Gesetz Nr. 44/2008).2 Anders ist die Rechtslage in der 
Provinz Aceh, der einzigen Provinz, die aufgrund des 
Sonderautonomiestatus neben des säkularen Rechts auch 
islamisches Recht anwenden darf. Das dortige Straf- 
rechtssystem nach islamischem Recht (Qanun Jinayat) 
stellt seit 2014 einvernehmliche sexuelle Handlungen 
zwischen LGBTI*-Personen ausdrücklich unter Strafe.
Seit Anfang 2016, dem Beginn der Anti-LGBTI*-Provoka-
tionen durch Amtsträger:innen, erleben wir jedoch, dass 
auch in anderen Gebieten Indonesiens auf Provinz- oder 
Distriktebene vermehrt Regelungen und Vorschriften 
in Kraft gesetzt werden, die – obgleich nicht im Einkla-
ng mit dem nationalen Rechtssystem – darauf abzielen, 
LGBTI* zu kriminalisieren. Hinzu kommen Versuche, 
derartige Vorschriften auch im nationalen Strafgesetz zu 
verankern. Angemerkt sei hier, dass schon vor der Ver-
abschiedung des Qanun Jinayat in Aceh einzelne Regio-
nen Indonesiens regionale Vorschriften erlassen hatten, 
die die Bestrafung von LGBTI* ermöglichten (UNDP & 
USAID, 2014, S. 25-26), und dass derartige Vorschriften 
den Rahmen der Dezentralisierungspolitik sprengen.3

2 Einige Fälle der Strafverfolgung von LGBTI*-Personen auf Basis 
des Pornographiegesetzes sind aufgeführt im Bericht von Human 
Rights Watch (2008). Scared in Public and Now No Privacy; Human 
Rights and Public Health Impacts of Indonesia’s Anti-LGBT Moral 
Panic. 1. Juli 2008. https://www.hrw.org/report/2018/07/01/scared-
public-and-now-no-privacy/human-rights-and-public-health- 
impacts 

3 Sechs Politikbereiche sind von der Dezentralisierung und Regio-
nalautonomie ausgeschlossen: Außenpolitische Beziehungen, Ver-
teidigung, Sicherheit, Religion, Justizsystem sowie Finanzen und 
Steuern. 

© Andreas Harsono

Gender32

https://databoks.katadata.co.id/datapublish/2016/12/27/smrc-isis-kelompok-yang-paling-tidak-disukai
https://databoks.katadata.co.id/datapublish/2016/12/27/smrc-isis-kelompok-yang-paling-tidak-disukai
https://drive.google.com/file/d/0B91i4HE8Ta2mZ21iRkp6MXVIT3M/view
https://drive.google.com/file/d/0B91i4HE8Ta2mZ21iRkp6MXVIT3M/view
https://www.reuters.
com/article/us-indonesia-lgbt/most-indonesians-feel-threatened
-by-lgbt-community-survey-idUSKBN1FE1KG
https://www.reuters.
com/article/us-indonesia-lgbt/most-indonesians-feel-threatened
-by-lgbt-community-survey-idUSKBN1FE1KG
https://www.reuters.
com/article/us-indonesia-lgbt/most-indonesians-feel-threatened
-by-lgbt-community-survey-idUSKBN1FE1KG
https://www.hrw.org/report/2018/07/01/scared-public-and-now-no-privacy/human-rights-and-public-health-
impacts
https://www.hrw.org/report/2018/07/01/scared-public-and-now-no-privacy/human-rights-and-public-health-
impacts
https://www.hrw.org/report/2018/07/01/scared-public-and-now-no-privacy/human-rights-and-public-health-
impacts


Massive Angriffe oder Verfolgung von LGBTI* seit 
2016
Am Anfang der Angriffe stand die Erklärung des dama-
ligen Ministers für Forschung, Technologie und Hoch-
schulbildung im Januar 2016, dass LGBTI* nicht den 
indonesischen moralischen Werten entsprächen und 
ihnen daher ein Auftreten in Universitäten untersagt 
werde (The Jakarta Post, 2016). Derartige Angriffe von 
Amtsträger:innenn waren keineswegs neu, doch war die 
Anti-LGBTI*-Stimmung bislang stets nach einiger Zeit 
wieder abgeebbt. Dieses Mal jedoch schlossen sich wei-
tere Amtsträger:innen und Persönlichkeiten des öffent-
lichen Lebens den Anti-LGBTI*-Erklärung des Ministers 
an. Der damalige Verteidigungsminister stellte in einer 
‚bombastischen‘ Erklärung fest, dass das LGBTI*-Phäno-
men Teil eines Stellvertreterkrieges sei, der von anderen 
Ländern als ein moderner Krieg ohne die Entsendung 
von Truppen geführt werde, und dass die LGBTI*-Ideo-
logie an Gefährlichkeit Atombomben und Nuklearwaffen 
bei Weitem übersteige (Tempo.co, 2016). Zwischenzeit-
lich hatten auch einige Universitätsleitungen mehrfach 
damit gedroht, Studierende, die als LGBTI* erkenn-
bar seien, zu exmatrikulieren. Auch die indonesische 
Rundfunkkommission (Komisi Penyiaran Indonesia, KPI) 
– eine unabhängige staatliche Behörde – reagierte um-
gehend und verbot öffentlichen Rundfunk- und Fern-
sehanstalten die Ausstrahlung von Inhalten, die als eine 
Pro-LGBTI*-Kampagne anzusehen seien (CNN Indone-
sia, 2016), während das Ministerium für Kommunikation 
und Informationstechnologie Hunderte von Websites 
sperrte, die als für LGBTI* werbend eingeschätzt wurden 
(Kemkominfo, 2016). Die Liste hetzerischer Äußerungen 
ist noch sehr viel länger und keineswegs auf die oben ge-
nannten Beispiele begrenzt. LGBTI* wurden hierbei als 
soziale Übel, Überträger:innen von HIV/AIDS oder se-
xuell abnorme Personen stigmatisiert, um ihre Wahrneh-
mung als nationale Bedrohung zu unterstreichen. 
Aber die Angriffe auf LGBTI*-Menschen blieben nicht 
auf Worte beschränkt. Die Äußerungen der Amtsträ-
ger:innen wurden zum Auslöser weitaus größerer Ge-
fahren – und zwar mindestens in zweierlei Hinsicht: 
Zum einen führten sie in verschiedenen Landesteilen zur 
Zunahme tätlicher Angriffe und direkter Bedrohungen 
von Menschen aus der Gruppe der LGBTI*. In Yogyakarta 
(Zentraljava), das lange als Bastion von Pluralismus und 
Toleranz galt, griffen islamische Bürgerwehren einen 
der sicheren Häfen der Transfrauen-Community an: 
ein Transfrauen-Pesantren (islamisches Internat, in dem 
Transfrauen leben und ihren Glauben praktizieren und 
vertiefen konnten), das schließlich mitsamt den dort 
Wohnenden umziehen musste. Eine Studie dokumen-
tierte Vorfälle im Folgejahr und stellte fest, dass allein in 
jenem Jahr 973 Menschen aus der LGBTI*-Community 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung und Geschlechts-
identität Opfer diskriminierender Praktiken und Gewalt 
wurden, wobei die Art der Angriffe von der Unterbin-
dung sozialer Aktivitäten bis hin zu Mord reichten (LBH 
Masyarakat, 2018, S. 7-9). Die größte Gruppe unter den 
Opfern stellten hierbei Transfrauen (715 Personen) – auf 
Indonesisch oftmals mit dem Akronym waria (wani-
ta-pria, „Frau-Mann“) bezeichnet –, weil sie die sichtbar- 
ste LGBTI*-Gruppe sind; nachdem die patriarchalischen 

Strukturen in der Gesellschaft, in der sie leben, immer 
noch dominieren, werden Männer mit femininer Identi-
tät als minderwertig angesehen, da sie sich den Frauen, 
der Nummer zwei aus Sicht der patriarchalischen Gesell-
schaft, angleichen. 

Der brutalste Angriff fand in der Region Indonesiens 
statt, in der die LGBTI*-Community am stärksten ge-
fährdet ist, nämlich in Aceh. Im Januar 2018 leitete der 
Polizeichef von Nordaceh in der Stadt Lhoksukon per-
sönlich eine Operation zur Festnahme von Personen, die 
sich in fünf Schönheitssalons aufhielten, einem der we-
nigen Orte, an dem Transfrauen „von der Gesellschaft 
geduldet“ einer Arbeit nachgehen können. Insgesamt 
zwölf als Transfrauen angesehene Personen wurden 
in das Hauptquartier der Polizeiwache von Nordaceh 
gebracht, wo sie stundenlang zu „echten Männern“ 
um-„trainiert“ wurden. Alle zwölf Personen wurden 
einer inhumanen Behandlung unterworfen, die in die 
Kategorie der Folter fallen könnte, da sie ihre Oberbeklei-
dung ausziehen mussten, ihnen die Haare bis zur Glatze 
geschert wurden und sie zu körperlichen Übungen aus 
dem Trainingsprogramm von Soldat:innen gezwungen 
wurden. Fast alle von ihnen wurden geschlagen oder 
getreten, eines der Opfer wurde von einem Polizisten mit 
vorgehaltener Waffe bedroht, wobei der Polizist schließ-
lich neben dem Ohr des Opfers einen Schuss auslöste. 
Nach den erfahrenen Gewalttaten kamen sie in Zellen, 
wo sie zum Schlafen nur den nackten Boden hatten. Erst 
mittags am Folgetag wurden sie von der Polizei frei-
gelassen, nachdem sie einen Vortrag eines islamischen 
Geistlichen über sich hatten ergehen lassen müssen, der 
ihnen sagte, dass die Tötung von LGBTI*-Menschen er-
laubt sei, da diese schlimmer seien als Ungläubige (Am-
nesty International, 2018). Dieser Angriff in Aceh auf die 
zwölf Transgender-Frauen geriet schnell in die Bericht-
erstattung nationaler und internationaler Medien. Das 
nationale Polizeihauptquartier reagierte umgehend auf 
die von der Polizei in Nordaceh verübten Übergriffe: 
Einige der Polizisten wurden mit internen Disziplinar-
strafen belegt, während der Leiter des Polizeiressorts 
lediglich versetzt wurde. Zwei Jahre später wurde er 
zum Polizeichef von Merauke in Papua ernannt, wo 
er innerhalb kurzer Zeit viele politische papuanische  
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Aktivist:innen festnehmen und inhaftieren ließ (siehe 
The Guardian, 2021).
Für die Transfrauen-Community in Aceh waren die Aus-
wirkungen des Vorfalls desaströs. In mehreren Bezir-
ken Acehs mussten fast alle Schönheitssalons, die von 
Transfrauen betrieben werden, monatelang schließen, 
während diejenigen, die geöffnet bleiben konnten, von 
den lokalen Behörden, insbesondere der Scharia-Polizei 
oder der Stadtpolizei (satpol PP), genau ins Auge gefasst 
wurden. Es kam laufend zu Einschüchterungen der Be-
sitzer:innen und Angestellten, sowohl durch verbale Be-
lästigungen als auch durch Verwaltungsmaßnahmen 
wie die Infragestellung ihrer Gewerbeerlaubnis.
Zum anderen griffen konservative Gruppen und Politi-
ker:innen die oben beschriebenen Hassreden von Amts-
träger:innen gegen die LGTBI*-Community auf, um die 
Rechtslage in Indonesien zu verändern. So reichte im 
Jahr 2017 eine Gruppe von Einzelpersonen – darunter 
auch Hochschullehrer:innen – im Namen der Aliansi 
Cinta Keluarga („Allianz für Familienliebe“, AILA) beim 
Verfassungsgericht einen Antrag auf gerichtliche Über-
prüfung des Gesetzes über das Strafgesetzbuch ein. Ihr 
Ziel bestand darin, dass die Straftat des Ehebruchs (ein 
Antragsdelikt) näher spezifiziert werden solle, nämlich 
als außereheliche einvernehmliche sexuelle Handlun-
gen sowohl heterosexueller als auch homosexueller Art, 
bei der mindestens eine:r der Partner:in ehelich gebun-
den ist. Die Richter:innen des Verfassungsgerichtshofs 
lehnten die gerichtliche Überprüfung mit hauchdünner 
Mehrheit (5:4) ab, wobei sie keine Menschenrechtsargu-
mente, sondern lediglich einen verfahrensrechtlichen 
Grund anführten, dass nämlich das Gericht keine neuen 
Rechtsnormen festlegen könne, sondern dass dies Auf-
gabe des Parlaments sei (BBC Indonesia, 2017).
Umgehend brachten Parlamentarier:innen Vorschläge 
für neue Strafrechtsparagraphen ein, die einvernehm-
liche sexuelle Aktivitäten zwischen LGBTI* kriminali-
sierten oder auf diskriminierende Weise Straftaten aus 
den Bereichen Pädophilie, Pornographie etc. mit der 
LGBTI*-Minorität in Verbindung brachten (CNN Indo-
nesia, 2019). Auf Druck zivilgesellschaftlicher Grup-
pen sowie auch internationaler Verbände, die mit ihrer 
Lobbyarbeit einflussreiche Staaten zu einem Agieren 
hinter den Kulissen bewegen konnten, gelang es, diese 
„LGBTI*-Kriminalisierungsparagraphen“ im neuen Ent-

wurf des Strafgesetzbuchs zu verhindern.4 Auf Provinz- 
wie auch Distriktebene hingegen wurden unter Berufung 
auf Dezentralisierung und Regionalautonomie seit den 
stigmatisierenden Angriffen Anfang 2016 über 40 Regio-
nalverordnungen erlassen, die LGBTI* und auch Frauen 
diskriminieren (KBR, 2017). 

Nicht alles ist negativ – es gibt einzelne Fortschritte
Die Streichung der expliziten „LGBTI*-Kriminalisie-
rungsparagraphen” aus dem Entwurf des neuen Straf-
gesetzbuchs war nicht die einzige positive Entwicklung 
bezogen auf die vulnerable Minorität. In der Provinz 
Nusa Tenggara Timur (NTT), in der die Mehrheit der Ein-
wohner:innen katholische Christ:innen sind, wurde eine 
Transfrau nach einem Auswahlprozess als Staatsbeamtin 
vereidigt (BBC, 2020). In der Provinz Yogyakarta wiede-
rum hat am „Amtsgericht“ (Pengadilan Negeri, Gericht 
der 1. Instanz) von Wates ein Richter dem Antrag eines 
Transmannes auf Änderung des Geschlechtseintrages 
stattgegeben. Ein gerichtlicher Beschluss über die Ände-
rung des Geschlechtseintrags ist eigentlich nichts Neues 
im indonesischen Rechtssystem; bedeutsam an diesem 
Amtsgerichtsbeschluss ist, dass hier erstmalig auf ein 
Menschenrechtsargument zurückgegriffen wurde, indem 
in der Begründung auf ein nicht-bindendes internationa-
les Menschenrechtsinstrument verwiesen wird, und zwar 
auf die Yogyakarta-Prinzipien von 20175 – ein Menschen-
rechtsinstrument, in dem die LGBTI*-Rechte ausgearbei-
tet sind und das insofern einzigartig ist, als es durch den 
Konsens internationaler Menschenrechtsexpert:innen zu-
stande gekommen war.6 Es ist bedauerlich, dass das indo-
nesische Rechtssystem gerichtliche Entscheidungen kaum 
als Rechtsquelle anerkennt; trotzdem könnte dieser Be-
schluss auch anderen Richter:innen als Referenz dienen. 

Schlussbemerkung zur Lage seit der Corona-Pandemie
Die Rechtslage für LGBTI*-Menschen in Indonesien ist 
nach wie vor fragil. Auch ist das Thema LGBTI* weiter-
hin ein beliebtes Instrument im Werkzeugkasten von 
Politiker:innen, um auf Stimmenfang zu gehen und ihre 
individuellen Interessen zu verfolgen. Gewaltausbrüche 
und Verfolgungen, wie sie auf die Ereignisse von Anfang 
2016 folgten, sind weiterhin möglich. Eine aktuelle Stu-
die einer führenden indonesischen LGBTI*-Organisation 
beschreibt die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
auf LGBTI*-Menschen und die Verschärfung der Vul-

4 Eine relativ aktuelle Fassung des „Gesetzentwurfs über ein neues 
Strafgesetzbuch“ ist abrufbar unter: http://reformasikuhp.org/data 
/wp-content/uploads/2015/02/RKUHP-FULLL.pdf. Tempo.co,  Ketua  
DPR Sebut Eropa Minta Larangan LGBT di RKUHP Dicabut, 
20.9.2019. https://nasional.tempo.co/read/1250334/ketua-dpr-sebut- 
eropa-minta-larangan-lgbt-di-rkuhp-dicabut. Journalistische Bericht- 
erstattung über neuerliche Veränderungen des im Sept. 2021 
immer noch nicht in der parlamentarischen Beratung befind-
lichen Entwurfs sind zu finden unter: https://news.detik.com/
berita/d-5595827/12-poin-draf-ruu-kuhp-yang-tengah-disosia-
lisasikan?single=1; https://www.tribunnews.com/nasional/2021/06 
/15/lengkap-14-isu-kontroversi-dalam-rkuhp-yang-telah-diper 
barui-oleh-tim-ahli-pemerintah?page=4. 

5 Das Menschenrechtsinstrument der Yogyakarta-Prinzipien ist zu 
finden unter: https://yogyakartaprinciples.org/. 

6 Der Beschluss des Gerichts PN Wates ist abrufbar unter: https://
putusan3.mahkamahagung.go.id/direktori/putusan/zaeb8bb 
719fdac66a154313630363439.html. 
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nerabilität dieser Gruppe. Dies umfasst beispielsweise 
Schwierigkeiten beim Zugang zu Sozialhilfe und Impf-
programmen aufgrund fehlender Ausweispapiere oder 
auch der häufigere Verlust des Arbeitsplatzes infolge 
verbreiteter Diskriminierung in der Arbeitswelt (Konsor-
tium CRM & Kurawal Foundation, 2021).

Papang Hidayat arbeitet derzeit als unabhängiger Berater; 
während seiner Tätigkeit für KontraS (Kommission für Ver-
schwundene und Opfer von Gewalt) und Amnesty Internatio-
nal engagierte er sich in der Lobbyarbeit und bei Kampagnen 
für LGBTI*-Rechte.
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Die Emanzipation der Frauen und der Maunbootizmu
von Berta Antonieta Tilman Pereira

Der Begriff des Maunbootizmu1 steht für eine Reihe ungeschriebener hierarchischer Regeln in Timor-Leste, die nach der Unabhängig-
keit entstanden sind. Sie schreiben älteren, männlichen Befreiungskämpfern – insbesondere jenen, die die Härten der Besatzung über-
lebt und den Kampf um die Unabhängigkeit gewonnen haben – eine zentrale Rolle zu. Auf traditionelle und koloniale Konzepte fußend, 
reproduziert er eine Kultur der Unterordnung, der Abhängigkeit, des Gehorsams und der Passivität, die vor allem junge Menschen 
und Frauen hemmt.

Geschichte und Kontext
Timor-Leste erlangte vor fast zwei Jahrzehnten seine Un-
abhängigkeit. Am 20. Mai 2002 wurde die Demokratische 
Republik Osttimor in ihre Freiheit entlassen – die ihr 1975 
verweigert worden war, als Indonesien nach dem Abzug 
der portugiesischen Kolonialmacht die Macht übernahm. 
Dieses Land, das im 21. Jahrhundert geboren wurde, aus 
dem Nichts zu einer Nation aufzubauen, kostete viel 
Arbeit und Engagement. Im Zeitalter der Moderne muss-
te Timor-Leste seine nationale Identität bestimmen und 
gleichzeitig seine kulturellen Werte und Bräuche schüt-
zen. Dies berührt auch die Frage der zukünftigen Rolle 
von Frauen in Staat und Gesellschaft. Während der in-
donesischen Besatzung (1975-1999) haben die osttimore-
sischen Frauen brutale Militäreinsätze erlebt. Sie erlitten 
sexualisierte Gewalt und Folter. Viele von ihnen haben 
sich mutig und aus freien Stücken für den Traum der 
nationalen Befreiung geopfert. Die nationale Befreiung 
führte allerdings nicht automatisch auch zur Befreiung 
der Frauen.
In der Übergangsperiode zwischen 1999 und 2002, vor 
der ersten verfassungsgemäßen Regierung, stand das 
Land unter der Verwaltung der Vereinten Nationen.2 Hin-
sichtlich der Frauen und der Beziehungen zwischen den 
Geschlechtern hat sich die Übergangsregierung (United 
Nations Transitional Administration in East Timor, UNTAET) 

1 Wörtlich: großer Bruder. 
2 https://peacekeeping.un.org/en/mission/past/etimor/UntaetB.

htm

damals hauptsächlich auf Gender Mainstreaming3 als Stra-
tegie zur Verbesserung der Lage der Frauen konzentriert. 
Frauen sollten in die Bereiche der Förderung nachhaltiger 
Entwicklung, des Friedens, der Sicherheit, der Verwal-
tung und der Menschenrechte mit einbezogen werden. 
Gemeinsam mit Organisationen der Zivilgesellschaft 
führte die UNTAET mehrere Ausbildungs- und Hilfs-
projekte durch und stützte sich auf Geschlechterana-
lysen, um die Beteiligung von Frauen zu gewährleisten. 
Und tatsächlich wurde Timor-Leste zu einem Land mit 
einem der weltweit höchsten Frauenanteile im Parlament. 
Allerdings konnte Gender Mainstreaming auf dieser Ebene 
das tief verwurzelte patriarchalische Establishment nicht 
ernsthaft infrage stellen. Die ausschließliche Fokussie-
rung auf die Verbesserung der politischen Teilhabe und 
Frauen in Führung zu bringen, hat sich nicht als Lösung 
zum Rückbau des Patriarchats erwiesen. Zu verwurzelt 
ist es in den kulturellen Normen und Bräuchen.
Heute schenkt die Regierung weitergehenden Maßnah-
men, die für das Wohlergehen von Frauen von großer 
Bedeutung sind, immer noch zu wenig Aufmerksamkeit. 
Sie konzentriert sich in erster Linie auf die Entwicklung 

3 „Gender Mainstreaming bedeutet, dass die Politik, dass aber auch 
Organisationen und Institutionen jegliche Maßnahmen, die sie er-
greifen möchten, hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Gleich-
stellung von Frauen und von Männern untersuchen und bewerten 
sowie gegebenenfalls Maßnahmen zur Gleichstellung ergreifen. 
Das heißt, in allen Phasen der Planung, Durchführung und Aus-
wertung von Maßnahmen müssen die unterschiedlichen Lebens-
lagen von Frauen und Männern und die Auswirkungen auf beide 
Geschlechter berücksichtigt werden.“, zit. nach https://www.bpb.
de/gesellschaft/gender/gender-mainstreaming/.

© ACbit/Mauela Leong Pereira
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der Infrastruktur und vernachlässigt politische Refor-
men in so wichtigen Bereichen wie Ausbildung, Gesund-
heit, Trinkwasser und Hygiene.
Nach der Unabhängigkeit schlugen einige Intellektuel-
le vor, über die Rückkehr zu präkolonialen und vor der 
indonesischen Besatzung existierenden kulturellen Wur-
zeln eine echte timoresische Identität zu schaffen. Laut 
ihnen besteht der einzige Weg zu einer einheitlichen na-
tionalen Identität darin, zu historischen Traditionen zu-
rückzukehren. Die Bräuche und Traditionen, auf die sie 
sich beziehen, wurzeln allerdings im feudalen Zeitalter. 
Die enthaltenen Ideen und Glaubenssätze prägen die 
Stellung der Frauen in der osttimoresischen Gesellschaft 
bis heute und führen zu ihrer Entrechtung und Einstu-
fung als Bürgerinnen zweiter Klasse. 

Maunbootizmu – die hartnäckige Dominanz 
männlicher Freiheitskämpfer in Timor-Leste
Der Begriff des Maunbootizmu steht für eine Reihe un-
geschriebener hierarchischer Regeln, die nach der Un-
abhängigkeit entstanden sind. Sie schreiben älteren, 
männlichen Nationalbefreiungskämpfern – insbesonde-
re jenen, die die Härten der Besatzung überlebt und den 
Kampf um die Unabhängigkeit gewonnen haben, dar-
unter die Generation 1975 – eine zentrale Rolle zu. Der 
Maunbootizmu ermöglicht es älteren Männern zu führen, 
Entscheidungen zu treffen und die Entscheidungsfin-
dung zu beeinflussen. Außerdem reproduziert er eine 
Kultur der Unterordnung, der Abhängigkeit, des Gehor-
sams und der Passivität.
Ähnlich wie in anderen ehemaligen Kolonien hat auch in 
Timor-Leste das Narrativ des ruhmreichen männlichen 

Helden Fuß gefasst. Allerdings konnten insbesondere 
die älteren männlichen Befreier ihre politische Macht nur 
aufgrund eines – auch kolonialen – patriarchalen Erbes 
erlangen. Gleichzeitig waren ihre Opfer und ihr Leiden 
während der indonesischen Besatzung ein wichtiger 
Grund für ihren Machtgewinn.
Dass ältere Männer bevorzugt werden, ist nicht nur in 
formalen Systemen wie dem Staat oder der Kirche anzu-
treffen, sondern reicht bis in die kleinsten gesellschaft-
lichen Nischen. In der Regel werden ältere Männer für 
geeigneter gehalten, innerhalb von Familien oder Dör-
fern Konflikte zu lösen. Diese Männer können Onkel4 
oder lian nain (wörtlich: Hüter des Wortes) sein – Perso-
nen, die von der Gemeinschaft übereinstimmend dazu 
ausgewählt wurden, als Problemlöser zu agieren. Die 
Hauptrolle für das Überleben dieser Form traditioneller 
Hierarchie spielt ein Glaubenssystem namens Lulik (Trin-
dade, 2011), dem sich die meisten Osttimores:innen stark 
verbunden oder verpflichtet fühlen. Lulik besteht aus un-
geschriebenen Regeln, Bräuchen und Werten. Im Gegen-
satz zum herkömmlichen Recht ist es ein spirituelles 
Glaubenssystem, das über bloße Regeln hinaus als un-
sichtbarer Regulierungsrahmen dient. Lulik prägt soziale 
Hierarchien, innerhalb derer meist ein älterer Mann zum 
Herrscher über die Familie oder Gemeinschaft bestimmt 
wird. In diesem System haben die lian nain die Macht, tra-
ditionelles Wissen über die Beziehung zwischen Mensch, 
Natur und Ahnen weiterzugeben. Allgemein ermöglicht 
dieses System älteren Männern in der Gemeinschaft eine 
absolute Führungsrolle, die überdies nicht angezwei-
felt werden darf. Ihre Position zu hinterfragen, wird als 
Angriff auf die Grundlagen der gesellschaftlichen Ord-
nung betrachtet, der die Harmonie und Balance der Ge-
sellschaft stören und z. B. einen Fluch nach sich ziehen 
könnte, der nachfolgenden Generationen schadet (Trin-
dade, 2011). Dieses System von Ansichten und kulturellen 
Bräuchen hindert die Menschen daran, Fragen zu stellen 
oder zu argumentieren – nicht zuletzt aus Angst vor den 
Folgen, die dies nach sich ziehen könnte. Lulik gilt als das 
System, das alles zusammenhält und eine Struktur bie-
tet, die nicht von freier Wahl oder Eignung, sondern von 
Alter und Geschlecht bestimmt ist. Die damit verbun-
dene Hierarchie führt zu einer Haltung, die es jungen 
Menschen und Frauen nicht erlaubt, Verantwortung zu 
übernehmen – selbst wenn sie genug Wissen, Intelligenz 
und Erfahrung mitbringen. 
Ein weiterer entscheidender Faktor, der einen Aufstieg 
von Frauen und jungen Menschen verhindert, ist, dass 
jene, insbesondere Männer, die die Härten der Besatzung 
überlebt und den Kampf um die Unabhängigkeit gewon-
nen haben – allen voran die erste, sogenannte „1975-Ge-
neration“ – andere Menschen ohne diese Erfahrung für 
weniger qualifiziert, verdienstvoll oder fähig halten wie 
sich selbst. Immerhin hat die „Widerstandsgeneration“ 
für das Recht gekämpft, sich selbst zu regieren – und 
nicht dafür, dass sie von anderen regiert werden, auch 
nicht von anderen Osttimores:innen.

4 „Onkel“ bezeichnet hier nicht nur männliche Geschwister eines 
Elternteils, sondern auch Männer, die in der Großfamilie oder 
kommunalen Gemeinschaft eine ähnliche Generationenstellung 
einnehmen.
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Alles in allem fördert die Dominanz des Maunbootizmu 
eine Kultur der Unterwerfung und Unterordnung – eine 
Kultur der Minderwertigkeit gegenüber einer Autorität. 
Im aktuellen politischen Diskurs werden die Fähigkei-
ten der jüngeren Generation betont, die Nation voranzu-
bringen. Wie aber sollen sich junge Menschen politisch 
beteiligen können, wenn sie häufig immer noch in einer 
Kultur der Unterordnung leben? (Brinke, 2018). So wer-
den insbesondere die politischen Ambitionen junger 
Frauen doppelt behindert: aufgrund ihres Geschlechts 
und ihres Alters.

Die Doppelte Ausbeutung von Frauen im Zeitalter des 
Maunbootizmu
Osttimoresische Frauen werden durch traditionelle Bräu-
che zurückgehalten, die ihnen, wenn sie Entscheidungen 
treffen wollen, mit Ächtung drohen. Wie unsere Natio-
nalheldin Rosa „Muki“ Bonaparte5 in ihrem berühmten 
Manifest von 1975 schrieb:

„Das Hauptziel der Frauen, die an der Revolution teilnehmen, ist 
streng genommen nicht die Emanzipation von Frauen als Frauen, 
sondern der Triumph der Revolution und damit die Befreiung der 
Frauen als soziale Wesen, die einer doppelten Ausbeutung unter-
worfen sind: sowohl durch traditionelle als auch durch koloniale 
Ansichten.“

Während der indonesischen Besatzung sorgten Frauen 
unter enormen persönlichen Risiken für Ernährung der 
in den Bergen versteckten Widerstandskämpfer:innen. 
Beim langen Kampf um die nationale Unabhängigkeit 
haben Frauen großen Mut bewiesen. Sie waren stark, und 
ihr Beitrag war willkommen. Ohne die revolutionären 
Taten osttimoresischer Frauen während des Unabhän-
gigkeitskampfs hätte das Ergebnis sehr anders ausfallen 
können. Obwohl Frauen heute genauso stark sind wie 
damals, müssen sie immer noch um ihre politische und 
wirtschaftliche Befreiung kämpfen – und gegen jene pat-
riarchal, kolonial und durch Traditionen geprägten Kräf-
teverhältnisse, die sie ständig entrechten.

5 Rosa „Muki“ Bonaparte war Frauenrechtsaktivistin, Mitglied des 
FRETILIN-Nationalkomitees und Generalsekretärin der East Timor 
Popular Women’s Organization (Organizasaun Popular da Mulher de Ti-
mor). Am 8. Dezember 1975, einen Tag nach der indonesischen Inva-
sion, wurde sie am Hafen von Dili zum letzten Mal lebend gesehen.

Nicht nur werden osttimoresische Frauen – von den meist 
männlichen Verfechtern der Rückkehr zu vorkolonialen, 
traditionellen gesellschaftlichen und kulturellen Ordnung 
– vom politischen Diskurs ferngehalten. Darüber hinaus 
befinden sie sich zudem auf gesellschaftlicher Ebene auf 
der niedrigsten Hierarchiestufe innerhalb traditioneller 
timoresischer Gemeinschaften. Auch diese Art der Diskri-
minierung ist sowohl in traditionelle als auch in koloniale 
Rechts- und Glaubenssysteme verankert. 
Frauen stehen in ihren eigenen Familien und Gemein-
schaften am Rand und sind häufig Opfer doppelter Aus-
beutung. In der Minute, in der ein Mädchen geboren 
wird, wird es in ihrer eigenen Familie bereits als Außen-
seiterin betrachtet, da die meisten Frauen traditionell zu 
der Familie gehören sollen, in die sie einheiraten – und 
zu ihrem zukünftigen Ehemann –, was in Tetum als kaben 
sai bezeichnet wird. Die Frau wird als Mittel betrachtet, 
um die Blutlinie ihres Mannes fortzuführen. Sie ändert 
ihre Clanzugehörigkeit hin zu der ihres Ehemanns und 
gehört zum uma lulik oder heiligen Generationshaus 
ihres Mannes. Unabhängig davon, ob sie verheiratet ist 
oder nicht, wird sie nie Land besitzen dürfen und im Fal-
le der Heirat muss sie ihre Familie verlassen, um mit der 
ihres Mannes zu leben. Nach der Heirat wird sie dann 
von ihrer neuen Familie als feto foun oder „neue Frau“ be-
trachtet, und es wird von ihr erwartet, dass sie sämtliche 
Hausarbeiten erledigt.
Ebenso wie der Maunbootizmu wird auch diese Sitte der 
traditionellen Heirat als Ausdruck des Nationalstolzes 
betrachtet.

Transaktionale wirtschaftliche Heirat
Auch das Barlaki, ein weiteres traditionelles Heiratssys-
tem, verdeutlicht die Unterwerfung der Frauen durch 
die Männer. Barlaki ist ein wirtschaftlicher Akt, bei dem 
Waren ausgetauscht werden, um zwei Familien miteinan-
der zu vereinen. Sie ist insofern durch den Maunbootizmu 
beeinflusst, als dass die „Onkel“ (maunboots) der beiden 
Familien gemeinsam über den Tausch von Kühen aus 
der Familie des Mannes gegen die Frau zusammen mit 
Schweinen und Tais6 entscheiden. Die Frau ist verpflichtet, 
Nachkommen zu gebären, um die Familie des Mannes 
fortzuführen. Bekommt sie keine Kinder, sinkt ihr Wert 
als Frau, und der Mann fühlt sich ermutigt, eine andere 
Frau zu heiraten. Durch das System des Warenaustauschs 
im Rahmen einer Heirat werden Frauen so weit zu Objek-
ten und Waren gemacht, dass sie mit Kühen und Schwei-
nen gleichgesetzt werden. Außerdem wird Barlaki von 
manchen Männern als Legitimation häuslicher Gewalt 
fehlinterpretiert; weil sie für die Ehefrau ein Vermögen 
ausgegeben haben, leiten sie einen Eigentumsanspruch 
ab, den sie sich gegebenenfalls im Recht sehen durchzu-
setzen. Da sich Barlaki mit der patriarchalen Tradition der 
kolonialen Kommodifizierung von Frauen überschneidet, 
konnte dieses System hundert Jahre Kolonialismus und 
diverse repressive Regime überleben.

6 Tais (Tetum; Fataluku: Lau) sind traditionelle Webtücher, die von 
den Frauen in Timor-Leste hergestellt werden. Sie sind ein wesent-
licher Bestandteil des kulturellen Erbes des Landes und werden als 
zeremonieller Schmuck, als Zeichen des Respekts und der Wert-
schätzung gegenüber Gästen, Freund:innen und Verwandten, als 
Wohndekoration und als persönliche Kleidung verwendet.
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Während des Übergangs von der Gemeinschaftsproduk-
tion zur familieneigenen Landwirtschaft und Pflanzung 
durch Landeigentümer, die von der portugiesischen Ko-
lonialmacht eingeführt wurden, hat sich der Status der 
Frauen geändert: Sie wurden als Mittel zur Geburt von 
Plantagenarbeiter:innen betrachtet und mussten gleich-
zeitig in der Küche arbeiten, für Kinder sorgen, Wasser 
holen, Feuerholz sammeln und auf den Feldern arbeiten. 
Darauf folgte dann die Arbeitsteilung, in deren Rahmen 
von Frauen erwartet wurde, zu Hause zu arbeiten und 
Kinder zu gebären, während die Männer auf der Plan-
tage arbeiteten, um die Abgaben an die Kolonialherren 
bezahlen zu können.

Die Emanzipation der Frauen im Zeitalter des 
Maunbootizmu
Die Emanzipation der Frauen spielte erst dann eine Rol-
le, als 1975 die Organisação Popular Mulheres Timorenses 
(OPMT) gegründet wurde. Durch die OPMT wurde die 
verbreitete Ansicht infrage gestellt, Frauen seien ver-
letzlich und den Männern untergeordnet. Zeitgleich mit 
dem Beginn ihrer Alphabetisierungskampagne namens 
Alfabetisação verfolgte die Organisation das Ziel, alle 
Menschen aus der hemmenden traditionellen Mentalität 
zu befreien und Frauen die umfassende Emanzipation 
zu ermöglichen. Die Bewegung fand allerdings mit der 
brutalen indonesischen Besatzung ein jähes Ende. Rosa 
„Muki“ Bonaparte und ihre Freund:innen und Mitstrei-
ter:innen wurden im Dezember 1975 getötet, und die 
Emanzipation der Frau wurde im darauffolgenden Un-
abhängigkeitskampf vernachlässigt.
Nach 24 Jahren brutaler Besatzung beeinflussten die in 
der Interimsregierungszeit tätigen internationalen Orga-
nisationen die Frauenorganisationen in Osttimor insofern, 
als die Idee einer 30-prozentigen parlamentarischen Frau-
enquote aufkam. Auch wenn diese Quote nie gesetzlich 
verankert wurde, geriet damit die Idee der Geschlechter-
gleichheit in den Vordergrund – statt die der Emanzipa-
tion der Frauen, für die die OPMT 1975 gekämpft hatte.
Während auf höherer politischer Ebene und beim Aufbau 
der Verfassung der Diskurs über weibliche Führungs-
positionen im Vordergrund stand, hat das Ausbildungs-
system den Status quo hinsichtlich der gesellschaftlichen 
Stellung von Frauen nicht infrage gestellt. Mit denselben 
Lehrplänen wie vor der Unabhängigkeit lernen junge 
Menschen nach wie vor traditionelle Konzepte der Ge-
schlechterbeziehungen und der gesellschaftlichen Ord-
nung. Diese lassen Emanzipation und das Hinterfragen 
tradierter Rollenzuweisungen keinen Raum. Gleichzeitig 
tauchten erneut katholische Missionar:innen auf und 
predigten, Frauen müssten gute Christinnen und Diene-
rinnen der Kirche sein.
Nach der Unabhängigkeit übten im Wesentlichen drei im 
Maunbootizmu verankerte Faktoren einen großen Einfluss 
auf Frauen aus: 1. die politische Agenda internationaler 
Organisationen, Frauen zu ermächtigen und in leitende 
Positionen zu bringen; 2. die Orientierung an überkom-
menen Lehrplänen, die tief in der kolonialen Tradition 
christlicher Werte – wie der Pflicht, eine gute Ehefrau 
zu sein – verankert sind und gleichzeitig Schüler:innen 
dazu erzieht, Teil des Systems und gute Arbeiter:innen 
zu werden und 3. das Barlaki-Heiratssystem, das immer 

noch weithin üblich ist und als wichtiger Teil der natio-
nalen Identität propagiert wird.
Diese drei Komponenten betreffen Frauen – abhängig da-
von, wo und wie sie leben – auf unterschiedliche Weise.
Obwohl internationale Organisationen zur Entwick-
lung eines Diskurses beigetragen haben, laut dessen 
Frauen und Männer gleiche Rechte – wie Wahlrecht, 
gleichen Zugang zu Beschäftigung und gleiche Bezah-
lung – haben sollen, wurden die traditionellen Regeln 
und Glaubenssätze auf diese Weise nicht wirklich hin-
terfragt. Letztlich konnten sich die Frauen dadurch auch 
nicht vom Maunbootizmu und dem Barlaki-Heiratssystem 
befreien.
Außerdem bringt eine Gleichheit im Sinne gleichen Zu-
gangs zu bezahlter Beschäftigung Frauen in die Gefahr 
der doppelten Ausbeutung: Während nun beispiels-
weise manche Frauen aufgrund ihrer Ausbildung einen 
Arbeitsplatz bekommen können, der ihnen vorher ver-
weigert wurde, bringt ihnen dies noch keine Emanzipati-
on oder echte Unabhängigkeit: Mittelschichtsfrauen, die 
Geld verdienen, tragen immer noch die doppelte Last der 
Haus- und der Lohnarbeit – oder sie geben ihre Diskri-
minierung weiter, indem sie junge weibliche Haushalts-
hilfen aus dem Dorf anstellen.
Bessere finanzielle und wirtschaftliche Möglichkeiten al-
lein bringen die Frauen noch nicht dazu, sich zu organi-
sieren und an einer Bewegung zu beteiligen, die das Erbe 
der OPMT weiterführt.

Schlussfolgerung
Wir sollten uns um eine Gesellschaft bemühen, in der 
Frauen nicht als Tauschobjekte für Waren betrachtet 
werden – um eine Gesellschaft, in der sich die Frauen 
ihrer Unterdrückung bewusst sind und sich zusammen-
schließen, um diese zu beenden. Dabei sollten wir nicht 
erwarten, dass diese Veränderungen aus der Maubootiz-
mu-Hierarchie hervorgehen. Traditionelle Ausbildungs-
systeme, die nur darauf ausgerichtet sind, qualifizierte 
Arbeitnehmer:innen zu schaffen und es den Frauen zu 
ermöglichen, die „gläserne Decke“ zu durchbrechen, 
werden die Mentalität des Maunbootizmu nicht verän-
dern. Nur wir Frauen selbst können etwas ändern.
Der Kampf um Emanzipation besteht nicht darin, dass 
ein paar erfolgreiche Frauen Karriere machen, sondern 
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darin, dass unsere Gesellschaft auf die Bräuche und Sys-
teme aufmerksam wird, die wir geschaffen und die wir 
seit Jahrhunderten am Leben erhalten. Wollen wir damit 
weitermachen, oder wird es Zeit für Veränderungen, um 
eine neue Gesellschaft aufzubauen?
Da das momentane politische Establishment von der 
Maunbootizmu-Kultur aufgebaut wurde und dominiert 
wird, müssen sich die Frauen radikalisieren und eman-
zipieren. Dazu brauchen wir Zeit, Mut und den Willen 
zur Veränderung.

Berta Antonieta Tilman Pereira ist Feministin und arbeitet 
und forscht zu den Themen Geschlechteremanzipation und 
wirtschaftliche Entwicklung in Timor-Leste. Sie setzt sich für 
Frieden und einen gerechten, transparenten und nachhaltigen 
Entwicklungsprozess in Timor-Leste ein, in dem alle Bürger:in-
nen von den Ressourcen des Landes profitieren und die Ver-
antwortung für deren Schutz übernehmen. Sie engagiert sich 
in verschiedenen Graswurzelbewegungen wie Grupu Feminista 
und Buibere nia Riska.
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Dreiundzwanzig Jahre nach der 1998 eingeleiteten Re- 
formasi nimmt die indonesische Jugend Fortschritte 
im Land wahr: Die Rechenschaftspflichten für Men-
schenrechtsvergehen wurden gestärkt, der Schutz der 
Menschenrechte in die Verfassung aufgenommen, 
Rechtsmechanismen zur Verfolgung von Genoziden oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit eingeführt und 
eine Kommission für Korruptionsbekämpfung gegrün-
det. Im Widerspruch dazu allerdings wurde das 2004 
verabschiedete Gesetz zur Etablierung einer Wahrheits- 
und Versöhnungskommission nur zwei Jahre später 
wieder aufgehoben, und die Versprechen, in Papua und 
Aceh verbindlich agierende lokale Wahrheitskommis-
sionen einzuführen, bleiben weiterhin uneingelöst. Bis 
heute erleben Tausende Opfer Diskriminierung und ihre 
Belange werden übergangen. Gleichzeitig werden frü-
here Menschenrechtsvergehen nicht aufgearbeitet und 
die Täter:innen bleiben weiterhin straffrei. Solange die 
Straflosigkeit für vergangene Menschenrechtsverbrechen 
jedoch besteht, bleiben alle im Rahmen des demokrati-
schen Wandels ergriffenen Bemühungen, die Rechtsstaat-
lichkeit und die Menschenrechte zu stärken, gefährdet. 
Nach vierundzwanzig Jahren systematischer Men-
schenrechtsverletzungen während der Neuen Ordnung 
eröffnete die Reformasi in Indonesien 1999 die Möglich-
keit, durch die Vereinten Nationen in Osttimor ein Re-
ferendum über den zukünftigen Status des heutigen 
Timor-Leste abzuhalten. Dabei stimmte die Mehrheit der 
Osttimores:innen für die Unabhängigkeit. Um die Men-

schenrechtsverletzungen während der indonesischen 
Besetzung zwischen 1975 und 1999 zu untersuchen, wur-
de 2002 die Comissão de Acolhimento, Verdade e Reconcili-
ação de Timor-Leste (CAVR, Empfangs-, Wahrheits- und 
Versöhnungskommission) gegründet, die 2005 ihren 
Schlussbericht mit dem Titel „Chega!“ (Genug, nie wieder) 
veröffentlichte. Direkt nach der Gründung der CAVR rie-
fen die Regierungen von Timor-Leste und Indonesien die 
bilaterale Kommission für Wahrheit und Freundschaft 
(indonesisch: Komisi Kebenaran dan Persahabatan Indonesia–
Timor Leste, KKP; Tetum: Komisaun Verdade no Amizade, 
CVA, 2005-2008) ins Leben. 2008 stellte diese dann ihre Er-
gebnisse und Empfehlungen vor und bestätigte die Fest-
stellung der CAVR, dass während des Referendums 1999 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit ausgeübt wurden. 
Die tatsächlichen Gründe für die politische Gewalt, die 
unter der Zivilbevölkerung immenses Leiden verursacht 
hatte, wurden jedoch noch nicht in Lernerfahrungen für 
Politiker:innen und die nachfolgende junge Generation 
umgesetzt. In Indonesien und Timor-Leste sehnen sich die 
jungen Menschen heute jedoch danach, mit dem Wissen 
und den Fähigkeiten ausgestattet zu werden, die sie dazu 
befähigen der Wahrheit auf die Spur zu kommen, alle In-
formationen angemessen zu berücksichtigen und schließ-
lich eine Entscheidung darüber zu treffen, welche Zukunft 
sie sich für ihr Land wünschen. In beiden Ländern suchen 
junge Menschen immer noch nach der „fehlenden Verbin-
dung“ zwischen den Verbrechen der Vergangenheit und 
den heutigen Problemen ihrer Länder.

Straflosigkeit verlernen 
Das Engagement der jungen Generation in Indonesien und Timor-Leste
von Aghniadi und Kania Emmanuella Mamonto

Die Jugend in Indonesien und Timor-Leste begibt sich auf eine Reise zum „Verlernen der Straflosigkeit“ und fordert – gegen den 
Widerstand einer Gesellschaft, die vergessen will – ihren politischen Raum. Dass für vergangene Menschenrechtsverletzungen keine 
politische Verantwortung übernommen wird, trägt gemeinsam mit dem Mangel an institutionellen Reformen weiterhin zur Straflosig-
keit für vergangene Menschenrechtsverbrechen bei, deren Folgen sich auch auf junge Menschen auswirken. 

© Albertus Arga Yuda für Asia Justice and Rights
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Jugendliche einbeziehen
Obwohl Jugendliche in beiden Ländern die größte de-
mographische Gruppe darstellen, werden sie häufig 
übergangen. Deshalb ist, um die politische Teilhabe als 
Voraussetzung für die Gestaltung eines gerechten Über-
gans zu einem demokratischen Rechtsstaat (Transitional 
Justice) zu verbessern, nicht nur die Beteiligung von Po-
litiker:innen und Überlebenden wichtig, sondern auch 
die der Jugend. Als zivilgesellschaftliche Organisation, 
die versucht, nicht nur Gerechtigkeit, sondern auch de-
mokratischen Wandel und Verantwortlichkeit zu för-
dern, hält AJAR (Asia Justice and Rights) eine Strategie 
der öffentlichen Beteiligung für erforderlich, in dessen 
Rahmen über juristische Prozesse aufgeklärt wird und 
Möglichkeiten zur Einbringung geschaffen werden. 
Aufgrund vergangener Erfahrungen erachtet AJAR die-
se Vorgehensweise für den nachhaltigsten Weg, Opfer, 
Überlebende, Menschenrechtsaktivist:innen und aner-
kannte Reformer:innen in die auf der Regierungsebene 
und ihren Institutionen stattfindenden Transformations-
prozesse einzubeziehen.

Begegnungsprogramme stellen dabei einen guten Ein-
stieg für junge Menschen dar, um mehr über das Kon-
zept der „Übergangsjustiz“ zu lernen. AJAR hat ein 
solches Programm aufgelegt und dafür eine Methode 
entwickelt, die Jugendliche miteinbezieht und sie befä-
higt, ihre Teilhabemöglichkeiten wahrzunehmen. Auf 
den Erfahrungen eines der ersten Projekte von AJAR 
aufbauend, das zum Ziel hatte, weibliche Überlebende 
in der Übergangsphase nach bewaffneten Konflikten zu 
stärken,1 ermöglicht das Programm Begegnungen zwi-
schen Überlebenden und Opfern und Jugendlichen auf 
kommunaler Ebene. Die in der Partizipativen Aktions-
forschung verankerten Methoden und Strategien des 
Ausgangsprojekts wurden weitergeführt und an die kon-
kreten Gemeinschaften und Gegebenheiten angepasst. 

1 Mithilfe seiner Wurzeln in der Theorie und Methodik der Partizipa-
tiven Aktionsforschung dokumentiert das Projekt Zeugenaussagen, 
gemeinschaftliche Heilung und Gruppendiskussionen als Wege 
zur Entwicklung von Fürspracheinitiativen auf lokaler Ebene, die 
hier aufgerufen werden können: Aktionsforschung mit weiblichen 
Überlebenden von Folter und Gewalt, https://asia-ajar.org/2014/01/
action-research-with-women-survivors-of-torture-and-violence/

Der dabei verfolgte Ansatz ermutigt Teilnehmer:innen 
dazu, Normen zu „verlernen“ und sich den vielen Arten 
der Straflosigkeit zu widersetzen. Dies wurde schließlich 
zu einer umfassenden Methodik fortentwickelt, die AJAR 
das „Verlernen der Straflosigkeit“2 nennt.

Timor-Leste 
Timor-Leste ist ein junges, unabhängiges Land, das sich 
auf moderne demokratische Werte beruft. So wurden in 
die 2002 geschaffene Verfassung zahlreiche Menschen-
rechtsprinzipien aufgenommen, und der Staat bekennt 
sich zur Rechtsstaatlichkeit und hat eine Reihe von de-
mokratischen Kontrollmechanismen eingeführt.
Allerdings werden diese juristischen und formalen Vor- 
gaben nicht angemessen umgesetzt. Nachdem Timor- 
Leste 2002 die Regierungsmacht von den Vereinten Na-
tionen übernommen hatte, entbrannte ein politischer 
Machtkampf, der bis heute anhält. Vor diesem Hinter-
grund stehen der Realisierung von Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie immer noch viele Herausforderungen 
gegenüber. Die Politiker:innen im Land gehören über-
wiegend der älteren Generation an oder sind ehemalige 
Unabhängigkeitskämpfer:innen oder Veteran:innen. De-
ren Mehrheit ist konservativ eingestellt und hat die Tradi-
tionen des vor der Zeit des indonesischen Militärregimes 
existierenden autoritären kolonialen Regimes übernom-
men. Die von ihnen vertretene politische Kultur steht 
oft nicht im Einklang mit dem Geist und den Werten der 
Menschenrechte, die formal in der Verfassung verankert 
sind.
Vor diesem Hintergrund ist demokratische Teilhabe für 
aufstrebende junge Menschen von vornherein nur be-
dingt möglich. Im Wahlkampf werden Jugendliche von 
den politischen Parteien beispielsweise meist nur als Sta-
tist:innen eingesetzt, um Veranstaltungen zu füllen. Am 
Beispiel älterer Parteiführer:innen lernen junge Partei-
mitglieder eine politische Kultur kennen, die häufig in 
den Traditionen früherer Konflikte und Regime verhaftet 
ist, die nicht zuletzt auch mangelnde Transparenz und 
Verantwortlichkeit mit sich führt. Diese Tendenz einer 
politischen Sozialisation, die sich an abgelebten, vorde-
mokratischen Werten orientiert, wird ferner durch auch 
an höheren Schulen immer noch eingesetzten Lehrmate-
rialien aus der Zeit der indonesischen Besatzung geför-
dert. So bietet das an Universitäten verwendete Material 
nach wie vor keinerlei Informationen über die Gründung 
und die historische Entwicklung des Landes. 
Um die Bedingungen für eine echte politische Teilhabe 
zu schaffen, brauchen junge Osttimores:innen jedoch 
Möglichkeiten und Werkzeuge, mit denen sie Menschen-
rechte, Demokratie und Übergangsjustiz lernen können. 
Mit dem Ziel, der Jugend einen Ort zu geben, an dem sie 
über Menschenrechte und Demokratie lernen können, 
hat AJAR 2017 die Human Rights and Social Justice School 
for Young Changemakers (etwa: Schule für Menschenrechte 
und Soziale Gerechtigkeit für junge Impulsgeber:innen) 

2 Unlearning Impunity Series – „Mosaic: A Manual for Rebuilding Li-
ves and Communities After Torture“, https://asia-ajar.org/2018/01/
unlearning-impunity-series-mosaic/ [Anm. d. Red.: Der Link ist 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung nicht mehr verfügbar].

© ACbit/Mauela Leong Pereira
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gegründet.3 Seither hat AJAR Studierende aus allen 13 Be-
zirken des Landes gefördert – einschließlich solcher aus 
abgelegenen Gegenden.4 Entsprechend der AJAR-Metho-
dik des „Verlernens der Straflosigkeit“ werden dort den 
Teilnehmenden menschenrechtliche Grundlagen und die 
Methoden der Partizipativen Aktionsforschung erklärt. 
Dieses Wissen befähigt sie, solidarische Netzwerke zu 
bilden und sich gemeinsam mit marginalisierten Grup-
pen für deren Belange einzusetzen. 
Von den 200 Student:innen, die an den ersten beiden Zy-
klen teilgenommen haben, nehmen etwa 30 auch am drit-
ten Projektzyklus teil. Sie treffen sich weiterhin auf dem 
Gelände der Hukum, Hak Asasi dan Keadilan (HAK)-Gesell-
schaft5 und bauen eine unabhängige gemeinschaftliche 
Radio- und Fernsehstation auf, die monatlich Diskussio-
nen über Menschenrechte und Umweltthemen überträgt. 
Ein weiterer Bestandteil des Programms ist die direkte 
Interaktion mit Überlebenden von Menschenrechtsver-
letzungen. Einige Teilnehmer:innen haben beispielswei-
se begonnen, die Geschichten von Überlebenden wie jene 
von FS zu dokumentieren, die das Kraras-Massaker in 
der Gemeinde Viqueque6 überlebt und bis heute weder 
eine Entschädigung noch staatliche Opferhilfe erhalten 
haben.

Indonesien
Inspiriert durch die Ergebnisse der „Schule“ in Timor- 
Leste hat AJAR in Indonesien das Programm „HUMAN-
ITY“ entwickelt. Damit soll die generationsübergreifende 
Solidarität mit Überlebenden gefördert und ein besse-
rer Zugang zu Sozialleistungen und sozialer Inklusion 
geschaffen werden. AJAR arbeitet in fünf Regionen mit 
lokalen Organisationen, Künstler:innen und Überleben-
dengruppen zusammen.7 An diesen Aktivitäten beteili-
gen sich 18 junge Menschen. Dabei nehmen sie die Rolle 
von „Vermittler:innen“ für den breiter angelegten Dia-
log mit den Opfern ein. In diesem Sinne haben sie von 
78 Überlebenden Berichte über Menschenrechtsverlet-
zungen und Menschenhandel sowie Verbrechen im Zu-
sammenhang mit den Massenmorden von 1965/1966 und 
dem Osttimorkonflikt zusammengetragen.
Im Zuge des Prozesses, an dessen Ende eine schriftliche 
Dokumentation stand,8 wurden Teilnehmende in Zent-

3 Mobilising Youth for Change: AJAR Timor-Leste’s Human Rights 
and Social Justice School for Young Changemakers, https://asia-
ajar.org/2019/03/timor-leste-human-rights-school/

4 Diese 13 Bezirke sind Lautém, Baucau, Viqueque, Manatuto, Dili, Aileu, 
Manufahi, Liquiçá, Ermera, Ainaro, Bobonaro, Covalima und Oecusse. 
AJARs Büro in Osttimor befindet sich in Dili.

5 Die Hukum, Hak Asasi dan Keadilan (HAK)-Gesellschaft oder Asosiasaun 
HAK wurde 1996 von einer Gruppe junger osttimoresischer und 
indonesischer Aktivist:innen gegründet. Ihre Mission besteht darin, 
in der ganzen Gesellschaft und sämtlichen staatlichen Institutionen 
von Osttimor die Prinzipien der Menschenrechte zu fördern, zu 
schützen und zu verbreiten. Die Asosiasaun HAK, AJAR Osttimor und 
Asosiasaun Chega! Ba Ita (ACbit) teilen sich das Gelände.

6 Das Kraras-Massaker war eine Serie von Morden, die im August 
und September 1983 in Kraras in der Gemeinde Viqueque 
stattfanden. Aus Rache für Angriffe auf einen indonesischen 
Militärposten wurden dabei bis zu 300 Zivilist:innen getötet. Heute 
ist diese Region als „Tal der Witwen“ bekannt.

7 Diese fünf Gebiete/Provinzen sind DKI Jakarta, Südsulawesi, Ost-
Nusa-Tenggara, Zentraljava und Westjava.

8 HUMANITY Youth: 1965-66 Atrocities: Central Java, https://
humanityouth.asia-ajar.org/en/issues/peristiwa-65-jawa-tengah/

raljava mit der Grausamkeit des Massakers von 1965/1966 
konfrontiert. Von mehreren Zeitzeug:innen aus den Städ-
ten Ambarawa und Pati erfuhren sie, dass zu dessen 
Opfern auch Mitglieder des Instituts für Volkskultur 
(Lembaga Kebudajaan Rakjat oder Lekra)9, Menschen chi-
nesisch-indonesischer Abstammung und Mitglieder von 
Bäuer:innengewerkschaften gehörten. 

„… Zwischen einem Ort und dem nächsten erstreckten sich 
Hunderte von Kilometern, aber wir kamen alle an einem Treff-
punkt zusammen – einem Punkt der Wahrheit und Menschlich-
keit. Zwischen uns als Vermittler:innen und den Überlebenden 
gab es Altersunterschiede, aber wir trafen uns immer im Geist der 
Wahrheitsfindung und der Menschlichkeit.“

(Teilnehmer:in an HUMANITY in DKI Jakarta)

Dass Teilnehmende aus Orten, wo geschichtliche The-
men wie das Massaker von 1965/66 nicht öffentlich dis-
kutiert werden, die Erfahrungen der Überlebenden 
verstehen, kann nicht vorausgesetzt werden. Einige von 
ihnen wissen zwar, dass die indonesische Vergangen-
heit von extremer und wiederholter Gewalt geprägt ist, 
die auch auf politischer, ethnischer und religiöser Verfol-
gung beruht, aber viele erkennen nicht, dass das repressi-
ve Regime von 1965-1998 massiv Menschen unterdrückte, 
die nach offizieller Auffassung die staatliche Stabilität 
gefährdet haben. So wurde Gewalt als politische Stra-
tegie zum Machterhalt verwendet. Indem sie direkt mit 
Überlebenden zu tun haben, erkennen die Jugendlichen, 
dass Initiativen zur Bewältigung vergangener Menschen-
rechtsverletzungen blockiert wurden und die Rechte der 
Opfer nicht durchgesetzt werden konnten. 

Die gestohlenen Kinder
Während der Zeit der indonesischen Besetzung Ostti-
mors wurden Tausende osttimoresischer Kinder ohne 
die Zustimmung ihrer Eltern verschleppt. Laut der CAVR 
wurden während dieser Zeit 4.534 Kinder zwangsweise 

9 Lembaga Kebudajaan Rakjat oder Lekra war eine literarische und 
soziale Bewegung, die mit der Kommunistischen Partei Indonesiens 
verbunden war. Lekra wurde gemeinsam mit den anderen kom-
munistisch orientierten Organisationen 1965 verboten.

Studierende begegnen Überlebenden. © ACbit/Manuela Leong Pereira 
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nach Indonesien gebracht.10 Das geschah über unter-
schiedliche Verlegungsprogramme, an denen Militärper-
sonal, Regierungsbeamt:innen, Wohltätigkeitsinstitute 
und sogar religiöse Vereinigungen beteiligt waren. Die 
Kinder wurden über ganz Indonesien verteilt. Vielen 
wurde eine ordentliche Ausbildung versprochen, aber 
stattdessen mussten sie ihren Glauben und ihre Identität 
ändern. Häufig erlebten sie Vernachlässigung und vie-
le von ihnen erfuhren Gewalt und Traumata, und nicht 
selten waren sie dazu gezwungen, sich auf eigene Faust 
durchzuschlagen, um zu überleben.
In Südsulawesi fanden die studentischen Vermittler:in-
nen heraus, dass diese „gestohlenen Kinder“, die in-
zwischen das Erwachsenenalter erreicht haben, bei 
Pflegeeltern lebten oder mittels Gelegenheitsarbeiten 
überleben konnten. Ihr Lebensweg ist einsam, denn viele 
Indonesier:innen wissen nichts über ihre Geschichte und 
ihre Mühsal. Die mit dem Tag ihres Diebstahls und Tren-
nung von ihren Herkunftsfamilien einsetzende Trau-
matisierung führte überdies zu Gedächtnisverlust und 
unterdrückten Erinnerungen. Die jungen Vermittler:in-
nen des HUMANITY-Programms machten später weiter, 
um noch andere „gestohlene Kinder“ zu finden.
Die Erfahrungen dieser Teilnehmer:innen wurden im 
Rahmen eines von AJAR organisierten Austauschpro-
gramms zusammengetragen. An ihm und der darin 
entstandenen Arbeitsgruppen zu Menschenrechten, Ge-
schlechtergleichheit und Rechtsstaatlichkeit nahmen 
junge Menschen von beiden Seiten der Grenze zwischen 
Timor-Leste und dem indonesischen Westtimor teil. Im 
Rahmen des Programms besuchten die Teilnehmenden 
auch die westtimoresischen Städte Kupang und Atam-
bua und trafen dort Geflüchtete. Diese Begegnung führte 
ihnen vor Augen, wie sehr der Konflikt auch heute noch 
präsent ist, weil seine zerstörerischen Auswirkungen von 
den politisch Verantwortlichen bis heute nicht ausrei-
chend adressiert und gelöst wurden. 

„Dieses Austauschprogramm zwischen Jugendlichen aus Ost- 
und Westtimor ist ein wichtiges Programm, da die Jugend dort 
entscheidend daran beteiligt ist, dass die beiden Nachbarländer 
aufeinander zugehen. Wir sind dafür verantwortlich, Frieden 
zwischen unseren Nationen zu schaffen, da wir, auch wenn wir 
aus verschiedenen Ländern kommen, doch auf derselben Insel le-
ben und nur durch eine Landgrenze getrennt sind.“

(Reflexion eines Mitglieds der HAK-Stiftung,  
das auch am Jugendaustausch teilnahm)

10 Empfangs-, Wahrheits- und Versöhnungskommission von Osttimor 
(CAVR) (2005). Chega! The Report of the Commission for Reception, 
Truth, and Reconciliation Timor-Leste. http://www.cavr-timorleste. 
org/en/chegaReport.htm

Auf der Suche nach wichtigen Verbündeten
Die bedeutendste Veränderung, die AJAR mit dem An-
satz des „Verlernens der Straflosigkeit“ erreicht hat, be-
steht darin, dass sich die Opfer und Überlebenden, die 
ihre gewaltsamen Erfahrungen bislang nie artikuliert 
oder ausgedrückt hatten, zunehmend öffneten und über 
ihre Gewalterfahrungen und die erlebte Ungerechtigkeit 
berichteten. Die Interaktion mit den Jugendlichen bot 
einen sicheren Raum, um verdrängten Erinnerungen ge-
wahr zu werden und über Erlebnisse, über die in der Öf-
fentlichkeit geschwiegen wird, zu sprechen. Nicht zuletzt 
erkannten sie, dass junge Menschen wichtige Verbündete 
sein können. 

„… denn die ganze Zeit, als ich dort gearbeitet habe, habe ich nie-
mandem davon erzählt. Ob es schwierig oder angenehm war – 
sogar als ich krank war, habe ich niemandem davon erzählt, noch 
nicht einmal meiner Familie. Aber bei HUMANITY habe ich al-
les mitgeteilt. Den Jugendlichen und Freund:innen dort konnte 
ich alles erzählen, also wurde mir meine Bürde etwas erleichtert. 
Erst jetzt kann ich meine Erfahrungen mit anderen teilen.“

(Ein Opfer des Menschenhandels  
im indonesischen Westtimor)11

Die Jugend hat schon immer eine wichtige Rolle hin-
sichtlich demokratischer Transformationen gespielt – 
und wenn das Programm seine Mission erfüllt, dürften 
sie in diesem Fall eine immer bedeutendere Rolle spie-
len. Die jugendlichen Teilnehmer:innen der „Schule für 
Menschenrechte“ und des Projekts „HUMANITY“ er-
kennen nämlich, dass sie von früheren Menschenrechts-
verletzungen aus erster Hand erfahren und den Kontext 
verstehen müssen, innerhalb dessen die Tragödien statt-
gefunden haben, und dass sie ein Gespür dafür entwi-
ckeln müssen, wie man den Übergang zur Gestaltung 
eines gerechten demokratischen Rechtsstaats beitragen 
und solche Art von Verbrechen künftig verhindern kann.

Aghniadi & Kania Emmanuella Mamonto arbeiten für Asia 
Justice and Rights (AJAR). AJAR wurde 2009 von einer Gruppe 
von Menschenrechtsaktivist:innen gegründet, die über jahre-
lange Erfahrung in der Konflikt- und Friedensarbeit verfügen. 
AJAR und seine Partnerorganisationen dokumentieren Men-
schenrechtsverletzungen, beraten Organisationen in Bezug auf 
Prozesse der Übergangsjustiz und begleiten Überlebende.

11 Dieses Zitat wurde einem von mehreren Interviews entnommen, 
die während des HUMANITY-Programms – gemeinsam mit lo-
kalen Filmemacher:innen – geführt wurden, um Erfahrungen zu 
dokumentieren. Die daraus entstandene Kurzdokumentation mit 
dem Namen „Distanz“ kann hier abgerufen werden: https://huma-
nityouth.asia-ajar.org/en/projects/jarak-armin-septiexan/
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Wir bedanken uns auch bei

Zahlreiche Menschen haben am Erscheinen dieses Hefts mitgewirkt. Wir danken allen Autor:innen für das großzügige 
Teilen ihrer Analysen, Einsichten und Einschätzungen. Unser besonderer Dank und Respekt gilt dabei jenen Autor:innen, 
die unter den schwierigen Bedingungen des COVID-19-Ausbruchs, der Indonesien im Juli und August diesen Jahres 
heimsuchte, arbeiteten. 
Die Übersetzungen aus dem Indonesischen stammen von Martina Heinschke. Harald Eckhoff übersetzte die englisch-
sprachigen Beiträge. An der redaktionellen Bearbeitung der Artikel waren Christine Holike, Max Tulley und Nils Uter-
möhlen beteiligt. Eva Streifeneder übernahm das Korrektorat und den Satz. 
Für die Bereitstellung von Bildmaterial bedanken wir uns sehr herzlich bei Adrian Mulya, Argelio Bernardino Vilela 
(Mua-malay Z-Ray), Dirk Tomsa, Fahmi Panimbang, Frans Ari Prasetyo, Jörg Meier, LBH Makassar, Leona Pröpper und 
Maria Manuela Leong Pereira/ACbit.

___________________________________________________________________

Disclaimer

Die Rechte für alle bearbeitete Bilder, Grafiken und Texte, wenn nicht ausdrücklich anders erwähnt, liegen bei den jewei-
ligen Autor:innen, Fotograf:innen und Künstler:innen. Alle Texte und Bilder  dürfen ohne die schriftliche Einwilligung 
der jeweiligen Urheber:innen weder reproduziert noch wiederverwendet oder für gewerbliche Zwecke genutzt werden. 
Die Verantwortung für die Inhalte liegt bei den jeweiligen Urheber:innen; sie spiegeln nicht zwingend die Meinungen 
von Watch Indonesia! wider. 
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